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Vorbemerkung 
Der Ausdruck „Landrath" 1 bezeichnete im 19. Jahrhundert in Bayern nicht den 
Leiter der Unteren Verwaltungsbehörde, wie dies heute der Fall ist. Es handelte 
sich dabei vielmehr um ein Gremium gewählter und ernannter Vertreter eines 
Kreises, bzw. in heutiger Terminologie eines Regierungsbezirks. Damit stellt sich 
der bayerische Landrat im 19. Jahrhundert als Vorläufer des gegenwärtigen 
Bezirkstags dar. In dieser Bedeutung existierte er nur in Bayern, während in 
Preußen beispielsweise der Ausdruck Landrat schon im letzten Jahrhundert den 
Leiter einer Landschaft meinte2. 
Gegenstand der vorliegenden Arbeit ist die Darstellung der Tätigkeit des Land-
rats im Regierungsbezirk Oberpfalz in der Zeit von 1828 bis 1852. Die zeitliche 
Begrenzung ergibt sich aus dem „Gesetz, die Einführung der Landräthe betref-
fend" vom 15. August 1828 sowie einem neuen Landratsgesetz von 1852. Letzte-
res stellte infolge der Bildung von Kreisgemeinden mit Selbstverwaltungsauf-
gaben den Landrat auf eine völlig andere gesetzliche Basis mit verändertem Auf-
gabengebiet, das mit dem Wirkungskreis im hier untersuchten Zeitraum nicht 
gleichzusetzen ist 3 . 
Ziel der Untersuchung sind Aussagen über die Bedeutung des oberpfälzischen 
Landrats für die Staatsverwaltung und als Kreisvertretung für die Lösung ver-
schiedener Probleme im Regierungsbezirk. Die Basis dafür bilden vor allem die 
vom Landrat selbst produzierten Quellen. Sie existieren zum einen in Form 
von Verhandlungsprotokollen, zum anderen als Erwiderungen des Königs in 
den Landratsabschieden. Die Abschiede sind verhältnismäßig leicht zugänglich 
in den Intelligenzblättern bzw. Kreisamtsblättern für den Regenkreis bzw. die 
Oberpfalz und Regensburg abgedruckt4. Die Protokolle der Landratsverhand-
lungen befinden sich dagegen im Falle der Oberpfalz vollständig nur im Baye-
rischen Hauptstaatsarchiv in München 5 . Dort liegen in gedruckter Form sowohl 
die sog. Allgemeinen Protokolle als auch die Besonderen Protokolle über den 
Zustand des Kreises 6 . Daneben enthält der Bestand in handschriftlicher Form 
Auszüge aus Protokollen der Staatsratssitzungen, in denen die jeweiligen Postu-
late an den Landrat beraten wurden. Neben den genannten Quellen sind die 
bestehenden Gesetze und Verordnungen berücksichtigt, auf denen die landrät-
lichen Äußerungen basieren. 
1 Im folgenden wird mit Ausnahme der Zitate nicht die historische, sondern die ver-
einfachte, seit 1901 übliche Schreibweise — in diesem Fall „Landrat" — verwandt. Vgl. 
Praxis Deutsch 4 (1974) 19. 
2 Über die Wort- und Begriffsgeschichte vgl. die Zusammenstellung bei Haggen-
müller, 9 f., Anm. 18. 
3 Vgl. Volkert, Bayern, 547. 
4 S. Auflistung, Anlage I. 
5 Die Bayer. Staatsbibliothek München und die Staatsbibliothek Regensburg besitzen 
vereinzelte Ausgaben von Protokollen; im Staatsarchiv Amberg befinden sich einige 
Briefe an die Kreisregierung mit formalen Inhalten, vgl. StA Amberg, Reg. d. Opf., 
Nr. 13 768. 
6 Damit ist die Behauptung Pierers von Esch widerlegt, der von der Zerstörung der 
Landratsakten im Zweiten Weltkrieg ausging, s.d., 1; Haggenmüllers Vermutung, die 
Protokolle sämtlicher Kreise hätten im Druck vorgelegen, ist zumindest für die Ober-
pfalz zu bestätigen, s. d., 2, Anm. 4. 
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Die vorliegende Arbeit ist die gekürzte Fassung einer Zulassungsarbeit für das 
Lehramt an Gymnasien, die im Sommersemester 1983 am Lehrstuhl für bayerische 
Landesgeschichte der Universität Regensburg vorgelegt wurde. Mein besonderer 
Dank gilt Herrn Prof. Dr. Wilhelm Volkert, der die Untersuchung angeregt und 
mit wichtigen Hinweisen und Ratschlägen betreut hat. Danken möchte ich auch 
den Herren des Hauptstaatsarchivs München, des Staatsarchivs Amberg, der Staat-
lichen Bibliothek Regensburg und der Fürstlichen Hofbibliothek Thum und Taxis 
für die freundliche Unterstützung sowie Herrn Dr. Paul Mai für die Aufnahme 
der Arbeit in die Verhandlungen des Historischen Vereins. 
I. A l l g e m e i n e E i n f ü h r u n g 
1. Zur Entstehung des Landratsgesetzes von 1828 
Kreisvertretungen fanden in Bayern erstmals Eingang nach dem französischen 
Vorbild in der Pfalz 7 . Die Konstitution vom 1. Mai 1808 hatte zwar schon Kreis-
versammlungen in Bayern vorgesehen8, diese waren aber nicht zusammengetreten. 
So brachte der Rheinkreis 1814 bei seinem Übergang an Bayern und Österreich 9 
in der Institution der General- oder Departmentalräte Kreisvertretungen mit sich, 
die auch beibehalten wurden, als der Rheinkreis 1816 unter alleinige Herrschaft 
Bayerns kam 1 0 . Es erfolgte lediglich eine Umbenennung in „Landrath" 1 1 . 
Bei einer kurzen Darstellung der Aufgaben der französischen Generalräte wer-
den bereits wesentliche Inhalte des später in ganz Bayern eingeführten Landrats 
genannt. 
Die Generalräte wurden jährlich für vierzehn Tage einberufen. Je nach Größe 
des Departments hatten sie 24, 20 oder 16 Mitglieder. Ihr Wirkungskreis war 
teils administrativ, teils repräsentativ. Nach der weiterhin geltenden französischen 
Gesetzgebung hatten sie folgende Aufgaben 1 2 : 
— die direkten Steuern des ganzen Kreises auf die Bezirke und einzelnen 
Gemeinden zu verteilen, 
— über Reklamationen, diese Steuerverteilung betreffend, gegenüber Bezirken 
und Gemeinden in letzter Instanz zu entscheiden, 
— die Kreisumlagen zur Förderung nützlicher Zwecke und Anstalten vorzuschla-
gen, 
— Rechnungen zu prüfen, die die Kreisregierungen über die Verwendung der 
Kreisumlagen vorlegten, 
— ihre Meinungen über den Zustand des Kreises in bezug auf Handel, Gewerbe, 
Landwirtschaft, Landeskultur, Verkehrswesen, Schulwesen und über die Kreis-
verwaltung zu äußern, 
— Gutachten über öffentliche Unterstützungen, Krankenhäuser etc. zu erstellen. 
7 Vgl. Seydel III, 279. Die Begriffe „Kreis" und „Regierungsbezirk" werden in der 
Folge synonym gebraucht; die Umbenennung erfolgte 1837, vgl. Volkert, Bayern, 525. 
8 Vgl. RB1 1808, 985—1000, bes. 994. 
9 Vgl. Dereser, 17—19. 
1 0 Vgl. Dereser, 21—26. 
1 1 Vgl. Seydel III, 283. 
1 2 Vgl. Dereser, 42—45. 
Universitätsbibliothek
Regensburg
Historischer Verein für
Oberpfalz und Regensburgurn:nbn:de:bvb:355-ubr00050-0167-8
Am 25. Oktober 1816 wurden erstmals unter bayerischer Herrschaft Wahlen 
zum Landrat des Rheinkreises durchgeführt. Die Einführung von Kreisversamm-
lungen im ganzen Königreich wurde in dieser Zeit zwar diskutiert1 3, doch fand sie 
in der Verfassung vom 26. Mai 1818 keine Erwähnung mehr 1 4. Der König griff 
die Angelegenheit 1821 wieder auf, als er den Staatsminister Frhrn. von Zentner 
beauftragte, Bestimmungen über die Einführung von Landräten auszuarbeiten 1 5 . 
Bereits die Absicht, die den Auftrag begleitete, macht das Scheitern des Entwurfs 
in der Ständeversammlung 1822 verständlich: Dem Landrat müsse eine Stellung 
gegeben werden, daß er „nicht als eine ständische, sondern als eine Regierungs-
anstalt" erscheine 1 6 . Die entsprechende Verordnung 1 7 ließ die Verfassung des 
Landrats im Rheinkreis unberührt, für das übrige Bayern sollte die neue Institution 
„in allen seinen Beziehungen als eine die Regierung aufklärende und berathende 
Anstalt" wirken 1 8 . Die zweite Kammer reagierte abweisend und bat den König 
um die Vorlage eines Gesetzes. Nach den Vorstellungen der Abgeordneten sollte 
der Landrat Schutz gegen die Willkür von Kreisregierung und Unterbehörden 
bieten, für eine gerechte Verteilung der Steuern sorgen, die nötigen Umlagen fest-
setzen und sich mit Kreisbedürfnissen beschäftigen 1 9. Nachdem daraufhin der 
Vollzug der Verordnung ausgesetzt worden war 2 0 , scheiterte auch ein weiterer 
Entwurf aus dem Jahr 1825 mit beträchtlich erweitertem Wirkungskreis für die 
Landräte — diesmal an der Kammer der Reichsräte 2 1 . 
Erst im dritten Anlauf wurde nach langwierigen Verhandlungen im Landtag 
von 1827/28 eine Übereinkunft erzielt. Trotz kritischer Stimmen in der zwei-
ten Kammer, die Aufwandentschädigungen für die Landratsmitglieder forderten, 
die die Städte unterrepräsentiert sahen und denen die Tagungsdauer zu kurz er-
schien, wurde der Entwurf mit großer Mehrheit angenommen22. Er führte zum 
Gesetz vom 15. August 1828, „die Einführung der Landräthe betreffend" 2 3 , das 
auch die Pfalz miteinbezog. 
Dieses Gesetz behielt seine Gültigkeit bis 1852, als es von einem neuen Land-
ratsgesetz abgelöst wurde 2 4 . Lediglich 1837 erfuhr es einige Änderungen und Er-
gänzungen, die sich v. a. auf Verwendung von übriggebliebenen Haushaltsmit-
teln und die oft geforderten Tagungsgebühren sowie Reisekostenersatz bezogen2 5. 
Wie aus dem Gesagten unschwer zu entnehmen ist, resultierte das Gesetz von 
1828 insbesondere aus der gemeinsamen Interessenlage des Monarchen und der 
Kammer der Abgeordneten. Beide Seiten drängten aber aus unterschiedlichen 
Motiven auf die Einführung der Landräte. Während die Abgeordneten an der 
Mitwirkung der Bürger am und im Staat interessiert waren, also das repräsenta-
1 3 Vgl. Haggenmüller, 13, Anm. 26; Pierer von Esch, 6; Weis, 417,439. 
1 4 Vgl. GBl 1818, 101—140. 
1 5 Vgl. Seydel III, 284. 
1 6 Wie Anm. 15. 
1 7 VO v. 1.1.1822, RB1 1822, 9—24. 
1 8 Wie Anm. 17,18 f. 
1 9 Vgl. LV Abg. 1822, Beil.Bd. IV, 237—246; Prot.Bd. VIII, 3—80,283—287. 
2 0 E. v. 20. 6.1822, RB1 1822, 641—643. 
2 1 Vgl. LV Repert. 1825,222 f. 
2 2 Vgl. LV Repert. 1827/28,223—228; Roll, 72 f.; Dereser, 76 f. 
2 3 GBl 1828, 49—72. 
2 4 GBl 1852,269—290. 
2 5 GBl 1837,129—136. 
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tive Moment in den Vordergrund schoben — wofür sie im vorliegenden Fall durch 
den bereits existierenden Landrat des Rheinkreises einen Ansatzpunkt hatten — 
läßt die Präambel des Gesetzes seitens des Königs auf ein anderes Motiv schlie-
ßen: „Zur Vereinfachung der inneren Verwaltung und zur größeren Befestigung 
eines geordneten Staatshaushalts" 2 6 hatte er die Einführung der Landräte betrie-
ben. Die Betonung des administrativen Charakters verdeutlicht auch der Vortrag 
des Innenministers Graf Armansperg in der Abgeordnetenkammer über den Ge-
setzentwurf 2 7 . Er hob die gerechte Verteilung der öffentlichen Lasten, Verein-
fachung der Staatsverwaltung und den Grundsatz der Herstellung vollständiger 
Einheit und Gleichförmigkeit in Gesetzgebung und Verwaltung hervor. 
2. Das Landratsgesetz vom 15. 8.1828 
Mit dem „Gesetz, die Einführung der Landräthe betreffend" vom 15. August 
1828 2 8 wurde die Institution des Landrats in sämtlichen Kreisen des Königreichs 
Bayern eingeführt. Jeder Regierungsbezirk besaß damit ein Gremium, das seinen 
Bewohnern unter bestimmten Bedingungen Mitwirkung an öffentlichen Aufgaben 
auf einer Ebene unterhalb des Landtags gewährte 2 9 . 
a) Formale Bestimmungen über den Landrat 
Die Mitglieder des Landrats wurden gewählt und ernannt. Ihre Gesamtzahl 
von 24 (§6) setzte sich zusammen aus drei adeligen Gutsbesitzern mit Gerichts-
barkeit, drei selbständigen Pfarrern, einem Vertreter der Universität, sofern sich 
im Kreis eine befand, aus sechs Vertretern der Städte und Märkte eines Kreises 
sowie aus zwölf Landeigentümern ohne Gerichtsbarkeit (§ 14). Hinzu traten 
zwei Vertreter aus der Klasse der erblichen Reichsräte oder Standesherrn, wenn 
diese im jeweiligen Regierungsbezirk Güter besaßen (§ 7). Gewählt wurden für 
jede dieser Stellen zwei Kandidaten (§ 5). Der König ernannte aus dieser dop-
pelten Anzahl im Verhältnis der Klassen die aktiven Mitglieder des Landrats. Die 
übrigen Gewählten waren Ersatzmänner (§ 15). Diese rückten nach, wenn die 
Verhältnisse eines Landratsmitglieds sich so veränderten, daß er die nötigen Vor-
aussetzungen nicht mehr erfüllte. Das konnte z. B. der Fall sein, wenn ein Grund-
besitzer sein Anwesen verkaufte, was in der Tat nicht selten vorkam. Jede Klasse 
wählte ihre Vertreter durch ein Wahlkollegium, zusammengesetzt aus dazu be-
rufenen Wahlmännern (§ 12). 
Die Mitglieder wurden auf sechs Jahre gewählt und ernannt (§ 22), wobei 
sich der König das Recht vorbehielt, einen Landrat vorzeitig aufzulösen (§ 24). 
Der Landrat tagte in der Regel einmal im Jahr (§ 25) und nicht länger als vier-
zehn Tage (§ 23). Er konnte nur auf Einberufung durch den König zusammen-
treten. Alle seine Handlungen erforderten eine königliche Genehmigung; er durfte 
nicht mit einem anderen Landrat, der Ständeversammlung oder anderen Behörden 
außer der Kreisregierung in Geschäftsberührung treten; er durfte auch keine 
Instruktionen einholen oder öffentliche Bekanntmachungen erlassen (§ 24). 
2 6 GBl 1828,49. 
2 7 Vgl. LV Abg. 1827/28, Prot.Bd. I, 149—163. 
2 8 GBl 1828, 49—72. ' 
2 9 Haggenmüller bezeichnet den Landrat als „Mittelstufeninstanz in dem Verwal-
tungs- und Regierungsaufbau einer konstitutionellen Monarchie"; s. d., 13. 
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Die Verhandlungen des Landrats wurden vom Regierungspräsidenten eröffnet, 
der der Versammlung die zu ihrem Wirkungskreis gehörenden Gegenstände über-
gab (§ 25). Diese beriet der Landrat, wobei er jeden Tag zwei Protokolle an-
fertigen ließ. Das Allgemeine Protokoll beinhaltete die Beratungen über die vor-
gelegten Gegenstände und ging an die Kreisregierung; das Besondere Protokoll 
enthielt Äußerungen über den Zustand des Kreises und wurde direkt an das 
betreffende Staatsministerium gesandt (§ 28). 
Bei den Beratungen selbst waren die königlichen Kommissare oder Regierungs-
mitglieder nicht anwesend (§ 25). Am Beginn jeder Jahressitzung wählte der Land-
rat aus seiner Mitte einen Landratspräsidenten und einen Sekretär für die Dauer 
der Verhandlungen (§ 26). Jedes ernannte Mitglied war zur Teilnahme verpflich-
tet und konnte sich weder vertreten lassen noch seine Stimme übertragen (§ 19). 
Für die entstehenden Unkosten mußten die Mitglieder selbst aufkommen 3 0 . 
b) Der Wirkungskreis der bayerischen Landräte 
Wie bereits deutlich wurde, hatte sich der Landrat überwiegend mit Gegen-
ständen zu befassen, die ihm die Regierung vorlegte. In der Hauptsache handelte 
es sich um Haushaltsrechnungen und Haushaltsvoranschläge, die der Landrat 
prüfen sollte. Im einzelnen gehörte zu seinen Aufgaben (§ 2): 
— Verteilung der Repartitionssteuern, d. h. der direkten Steuern unter die Steuer-
gemeinden; Bescheidung von Reklamationen. 
— Prüfung der jährlichen Voranschläge aller vom Kreis zu tragenden Ausgaben 
und Vorschlag der zur Deckung zu erhebenden Kreisumlagen; dabei war ein 
nicht zu überschreitendes Maximum festgelegt. 
— Einsicht und Prüfung der Rechnungen über die Erhebung und Verwendung 
der Umlagen. 
— Abgabe von Gutachten in allen Fällen, in denen der Landrat vom König dazu 
aufgefordert wurde. 
— Äußerungen über den Zustand des Kreises, über Mißstände in der Verwaltung 
und Antragstellung zur Verbesserung. 
Außer diesen Aufgaben durften vom Landrat keine anderen wahrgenommen 
werden. Wie im Einzelfall noch zu zeigen ist, ging der König durchaus gegen 
vermeintliche Kompetenzüberschreitungen vor und verwies den Landrat in seine 
Schranken. Die enge Anlehnung an das rheinische Beispiel ist offensichtlich und 
gilt unbestritten 3 1 . 
Der Wirkungsbereich des Landrats war so abgesteckt, daß das Gremium außer 
bei Äußerungen über den Zustand des Kreises in einem gesonderten Protokoll 
keine eigene Initiative entwickeln konnte. Es mußte sich an vorgegebene Arbeits-
anweisungen halten, wobei seine Entscheidungen keinen verbindlichen Charakter 
hatten. Auch die Bemerkungen über den Kreis verstanden sich nur als Anregungen 
für die Regierung. Trotz der Beschränkungen 3 2 im Wirkungskreis wird in der 
3 0 Erst durch das Gesetz vom 17.11.1837 wurden ihnen Reise- und Tagungsgebühren 
z. T. aus den Kreisfonds bewilligt; GBl 1837,133, Art. V. 
3 1 Haggenmüller faßt die einheitliche Forschungsmeinung zusammen; s. d., 15, Anm. 28. 
3 2 Heffter verweist auf die Beschränkung auf Haushaltsfragen und betont den Aus-
schluß aus der eigentlichen Verwaltung; s. d., 127. 
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Forschung auf Vorteile verwiesen, die die Einführung der Landräte für die staat-
liche Verwaltung brachte33. Schließlich ist nicht zu vergessen, daß in der zweiten 
Hälfte des 19. Jahrhunderts die 1828 ins Leben gerufene Institution zu einer 
Selbstverwaltungskörperschaft wurde — Vorgänger des heutigen Bezirkstags34. 
II. D i e O r g a n i s a t i o n des L a n d r a t s d e r O b e r p f a l z 
1. Die Zusammensetzung 
Für die Wählbarkeit zum Landrat stellte das Gesetz von 1828 dieselben Be-
dingungen wie für die Mitgliedschaft in der Ständeversammlung. § 10 berief 
sich auf die Verfassungsurkunde35, wonach die wählbaren Personen in fünf Klas-
sen eingeteilt wurden. Die Kandidaten mußten selbständige Bürger sein und 
freies Vermögen besitzen, das ihren unabhängigen Unterhalt sicherte. Die von 
jedem Gewerbetreibenden oder Landeigentümer zu entrichtende Steuer wurde als 
Maßstab zugrunde gelegt. So mußte ein Landratsmitglied entweder auf Grund 
und Boden eine jährliche Steuer von mindestens fünf Gulden entrichten36 oder als 
Gewerbetreibender die Steuer der dritten Hauptklasse, also mindestens 30 f l . 3 7 . 
Durch diese Bedingungen war die Mehrheit der Bevölkerung von der Mitglied-
schaft ausgeschlossen. Denn neben den Unselbständigen, nur Familiensteuer Ent-
richtenden, wozu z. B. auch Lehrer, Schreiber oder besoldete Ärzte gehörten, 
waren auch viele selbständige und konzessionierte Gewerbetreibende zum Land-
rat nicht zugelassen. Bader, Bäcker oder Weber beispielsweise erreichten das für 
die dritte von fünf Steuerklassen nötige Einkommen nicht 3 8. Infolge der Bestim-
mungen des Gesetzes saß von vorneherein nur die finanzielle Oberschicht der 
Kreisbevölkerung im Landrat, was die Berufsstruktur im einzelnen noch bestäti-
gen wird. 
Für den Landrat des Regenkreises muß zunächst festgehalten werden, daß er 
wegen des Fehlens einer Universität keine Vertreter dieser Klasse enthielt. 
Hingegen besaßen erbliche Reichsräte des Königreiches Bayern Güter im Kreis 
und konnten zwei Vertreter in den Landrat entsenden (§ 7). Da zum vierten und 
fünften Landrat, also von 1838 bis 1845 nur ein Mitglied ernannt wurde 3 9 , ist 
anzunehmen, daß zu dieser Zeit außer ihm niemand aus dieser Klasse in der 
Oberpfalz begütert war, die gesetzlichen Möglichkeiten also nicht ausgeschöpft 
werden konnten. Dies erklärt auch, warum in allen sechs Wahlperioden von 1829 
bis 1852 derselbe Vertreter dieser Klasse berufen war: der in Regensburg an-
sässige Fürst Maximilian Karl von Thum und Taxis (1802—1871), der zahl-
3 3 Vgl. Haggenmüller, 17; Pierer von Esch, 76: „Sie dienten der Einschränkung der 
Kompetenzen der Kreisregierungen und bildeten eine wertvolle Ergänzung der kon-
stitutionellen Einrichtungen". 
3 4 Blodig reiht den Landrat nach 1852 als Kommunalverband höherer Ordnung ein, 
über dessen Beschlüsse der König keine Genehmigungsbefugnis mehr habe; s.d., 361. 
3 5 Vgl. GBl 1818, 101—140, Tit. VI, § 12 und Beil. X , Tit. I, § 8. 
3 6 § 10 des Landratsgesetzes änderte hier die für die Ständeversammlung vorgeschrie-
benen zehn Gulden als Voraussetzung der Wählbarkeit. 
3 7 Vgl. Beil. X , Tit. I, § 8 der Verfassung. 
3 8 Vgl. Schanz, 555—558. 
3 9 S. Anlagen V, VI. 
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reiche Gerichtsrechte in der Oberpfalz besaß und in unserem Zeitraum weitere 
hinzuerwarb 4 0 . Der Fürst nahm jedoch an keiner Landratsverhandlung teil. Offen-
sichtlich hatte er kein Interesse an der Mitwirkung in diesem Gremium mit be-
schränkten Kompetenzen. Als Mitglied der Kammer der Reichsräte in Bayern, 
der ersten Kammer in Württemberg und des preußischen Herrenhauses 4 1 hatte er 
verschiedene Möglichkeiten der politischen Betätigung in den höchsten Versamm-
lungen und konnte so seine Interessen unmittelbar wahrnehmen. Zumindest an 
den Sitzungen der Reichsrätekammer nahm er regelmäßig te i l 4 2 . Das Desinteresse 
an dem wenig einflußreichen Landrat mit den überwiegend bürgerlichen und 
bäuerlichen Mitgliedern überrascht nicht. 
Von 1829 bis 1833 war als erblicher Reichsrat der ehemalige Staatsminister 
Maximilian Graf Montgelas Mitglied im Landrat des Regenkreises. Er wurde in 
den ersten vier Verhandlungen zum Landratspräsidenten gewählt 4 3 . Seine Berech-
tigung zur Teilname resultierte aus dem Besitz des Herrschaftsgerichts Zaitzkofen 
im Regenkreis. Nach dessen Verkauf 1833 an den Fürsten von Thum und Taxis 
mußte Montgelas aus dem Landrat austreten, was von den übrigen Mitgliedern 
mit Bedauern registriert wurde 4 4 . 
Die übrigen Landratsmitglieder dieser Klasse 4 5, nahmen wie der Fürst von 
Thum und Taxis an keiner der Verhandlungen teil, sie wurden nur in den Er-
nennungen aufgeführt, obwohl die Teilnahme vom Gesetz verpflichtend vor-
geschrieben war. So muß die Bedeutung der erblichen Reichsräte für den Land-
rat der Oberpfalz äußerst gering veranschlagt werden. Hingegen kann der Ein-
fluß Mongelas' in den ersten vier Verhandlungen im Hinblick auf Ablauf und 
Arbeitsweise durchaus prägend gewesen sein. 
Im Gegensatz zu den Reichsräten nahmen die Vertreter der Klasse adeliger 
Gutsbesitzer regelmäßig an den Landratsverhandlungen teil. Ihre Bedeutung und 
ihr Engagement wird dadurch unterstrichen, daß sie fast ausschließlich den Land-
ratspräsidenten stellten4 Ö. Ebenfalls im Unterschied zu den Reichsräten wechselten 
die Gutsbesitzer in den fünf ernannten und zusammengetretenen Landräten häufig. 
Insgesamt vierzehn Adelige nahmen an den zwanzig Sitzungen teil, wobei die 
meisten von ihnen nur einmal berufen wurden. Lediglich Anton von Grafenstein 
brachte es auf zwölf Verhandlungen. Er war auch am häufigsten Präsident des 
Landrats. Insgesamt beteiligten sich die Adeligen rege an den Landratsverhand-
lungen und nahmen auch sonst zahlreiche öffentliche Aufgaben wahr 4 7 . 
In die Gruppe der selbständigen Pfarrer wurden mit wenigen Ausnahmen 4 8 
ebenfalls ständig neue Mitglieder berufen, auch aus verschiedensten Pfarreien in 
4 0 S. Anlagen. 
4 1 Vgl. die Genealogie des Hauses Thum und Taxis bei Lohner, Anhang. 
4 2 Vgl. LV Reichsr. 1831 ff., jeweils Bd. 1,3 f. 
4 3 S. Anlage VIII. 
4 4 Vgl. AP 7.1833, 6; zum Verkauf vgl. Probst, Ämterstatistik im Anhang des Auf-
satzes; HAB Mallersdorf, 384. 
4 5 S. Anlagen III, IV, VII. 
4 6 S.AnlageVIII. 
4 7 S. Anlagen II—VII: Die neben der gutsherrlichen Gerichtsbarkeit bekleideten 
öffentlichen Ämter sind, soweit sie ermittelt werden konnten, hinter dem Namen auf-
geführt. 
4 8 S. Anlagen II—VII: Nur A.Merl war in drei Landräten vertreten, G. Beer und 
J. Götz wurden zweimal ernannt. 
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der Oberpfalz. Trotzdem fällt auf, daß in den ersten Wahlperioden Pfarrer aus 
der näheren Umgebung der Kreishauptstadt oder aus Regensburg selbst kamen 4 9 . 
Erst ab 1837/38 wurden auch Geistliche aus der Umgebung Neumarkt, Amberg, 
Nabburg oder Cham ernannt. Das hängt sicherlich damit zusammen, daß erst 
mit dem Gesetz vom 17. November 1837 Landratsmitgliedern, die nicht am Ta-
gungsort wohnten, Reise- und Tagungsbücher zugesprochen wurden 5 0 . Vierzehn 
Tage entschädigungsloser Aufenthalt in der Kreishauptstadt dürfte manchen ab-
gehalten haben, für den Landrat zu kandidieren. 
Die Vertreter der Städte und Märkte kamen zum großen Teil aus den größeren 
Städten des Kreises. Regensburg, Eichstätt und Ingolstadt (bis 1837) sowie Am-
berg und Neumarkt stellten im Laufe der Jahre mehrere Landratsmitglieder. 
Kleine Städte und Randzonen wie Waldsassen, Tirschenreuth, Waldmünchen und 
Cham waren dagegen nur wenig vertreten. Diese regionale Struktur war natürlich 
abhängig von den Wahlmännern, die die Regierung jeweils ins Kollegium berief. 
Betrachtet man die Gewerbe, denen die Landratsmitglieder nachgingen, so 
waren es überwiegend Kaufleute und Händler, gefolgt von Bierbrauern und 
Gastwirten 5 1. Die letzte Gruppe läßt sich nicht genau trennen, weil wie heute 
noch in ländlichen Gegenden viele Bierbrauer gleichzeitig Gastwirte waren. Der 
Anteil der Gutsbesitzer als Vertreter der Städte verweist ebenfalls auf die Proble-
matik eindeutiger Berufsangaben, die für die erste Hälfte des 19. Jahrhunderts 
keine scharfen Konturen zeichnen. Viele betrieben neben einem Gewerbe die 
Landwirtschaft. Bei Größe und Art der Anwesen und Gewerbebetriebe müßte 
differenziert werden. So sind in den Protokollen z. B. Wirte, Weinwirte, Gast-
wirte, Tafernwirte genannt. Auch die Parallelsetzung von Stadt und Land birgt 
Probleme. Trotzdem wird in dieser Arbeit zusammengefaßt und vereinheitlicht, 
da eine Übersicht dringend notwendig ist, um zu verdeutlichen, daß bei der Viel-
zahl existierender Gewerbebetriebe nur Personen weniger Gruppen immer wieder 
in den Landrat berufen wurden — bei aller innerer Differenziertheit der Berufe. 
Daß es sich dabei um die einträglichsten Erwerbszweige handelte, ergab sich schon 
aus dem geforderten Steueraufkommen52. So fehlen folgerichtig die in jedem 
Markt und in jeder Stadt in größerer Zahl anzutreffenden Schneider, Schuster, 
Bäcker, Metzger, Leinweber, Schmiede als Landratsmitglieder53. Man kann die 
Vertreter im Landrat zweifellos nicht nur in wirtschaftlicher Hinsicht als die 
städtischen Oberschichten bezeichnen, wenn man die z. T. von ihnen ausgeübten 
öffentlichen Aufgaben in den Städten, sei es als Postexpeditor oder Magistrat 5 4, 
mitberücksichtigt. Erhärtet wird die hier gemachte Aussage für die Oberpfalz 
4 9 Thalmassing, Saliern, Niederwinzer, Regenstauf. 
5 0 IB 1838, 759 f., Art. V. 
5 1 S. Anlage XI ; die Zahlen ergeben sich folgendermaßen: Jede Ernennung eines 
Mitglieds zählt einmal, gleichgültig ob es die ganze Zeit vertreten war, ausschied oder 
als Ersatzmann nachberufen wurde. Folglich wurde ein und dieselbe Person doppelt 
gezählt, wenn sie in zwei Landratsperioden berufen wurde. Nicht berücksichtigt ist hier 
die Dauer einer Periode. 
5 2 Die hier gemachten Einschränkungen und Rechtfertigungen gelten ebenso für die 
Aussagen über die ländlichen Grundbesitzer ohne Gerichtsbarkeit; s. S. 197. 
5 3 Vgl. Giebel, 172, 181—214: Die dort für den Isarkreis aufgeführten Zahlen treffen 
nach Giebel für jeden anderen Kreis in analoger Weise zu. 
5 4 Vgl. IB 1840, 603 f. 
Universitätsbibliothek
Regensburg
Historischer Verein für
Oberpfalz und Regensburgurn:nbn:de:bvb:355-ubr00050-0173-0
durch die Verhältnisse in Schwaben, wo im gleichen Zeitraum dieselben Gruppen 
repräsentiert bzw. nicht repräsentiert waren 5 5 . 
In der Klasse der Grundbesitzer ohne Gerichtsbarkeit wird das aus den Städten 
gewonnene Bild mit geringen Modifikationen bestätigt 5 6 . Es dominieren auch hier 
die Bierbrauer und Gastwirte. Durch die ländliche Umgebung stellten daneben die 
Fabrikanten, allen voran die Hammergutsbesitzer die gleichrangige Kraft dar 5 7 . 
Ebenso stark waren die Gutsbesitzer vertreten. Bauern und Müller waren in 
einzelnen Landrats Verhandlungen in geringer Zahl beteiligt. 
Die auf den ersten Blick überraschende Tatsache, daß von den Grundbesitzern 
nur wenige Bauern im Landrat saßen, lag vermutlich in deren Unabkömmlichkeit 
während der Saat- und Erntezeit begründet 5 8 . Dagegen kann die Vertretung der 
Hammergutsbesitzer als durchaus repräsentativ für die Bedeutung dieses Industrie-
zweigs in der Oberpfalz gesehen werden 5 9 . 
Auch in dieser Klasse waren wegen der geforderten Voraussetzungen nur die 
ländlichen Oberschichten repräsentiert. Neben der Masse der Lohnabhängigen 
konnten auch kleinere Grundbesitzer meist nicht teilnehmen, selbst wenn sie das 
Steuersoll erfüllten, weil sie selbst wirtschaften mußten. Hinzu kam die Wahl 
durch das Kollegium, das sicherlich die öffentlich angesehensten Landbewohner 
in den Landrat wählte. 
Die Zusammensetzung des oberpfälzischen Landrats von 1829 bis 1852 zeigt 
auch in der durchschnittlichen Betrachtung die Vertretung weniger Gesellschafts-
schichten. Die Frage, welche Berufsgruppen in welcher Zahl durchschnittlich an 
den einzelnen Sitzungen beteiligt waren, führt zu demselben Ergebnis wie die Auf-
listung nach Ernennungen, obwohl einige Landräte sechsmal, andere nur zweimal 
tagten: An der Spitze liegen neben den Pfarrern und adeligen Gutsbesitzern die 
Bierbrauer und Gastwirte, gefolgt von Grundbesitzern ohne besonderes Gewerbe. 
Mittlere Positionen nehmen Fabrikanten und Kaufleute ein. Andere Berufsgruppen, 
wie Apotheker oder Müller kommen nur vereinzelt vor und sind nicht regel-
mäßig vertreten6 0. Diese Gewerbetreibenden weniger Sparten waren schon durch 
die Bindung der politischen Betätigung an das Steueraufkommen für die Arbeit 
im Landrat prädestiniert. 
2. Die Arbeitsweise 
Der Landrat der Oberpfalz tagte in der Regel einmal im Jahr, Tagungsort war 
immer Regensburg als Kreishauptstadt. Die Dauer einer Jahressitzung sollte die 
Frist von vierzehn Tagen nicht überschreiten. Der oberpfälzische Landrat blieb 
auch bis auf drei Ausnahmen (1832, 1848, 1850) innerhalb dieser Zeitspanne. 
Die geringfügigen Überschreitungen wurden toleriert. 
5 5 Vgl. Haggenmüller, 86—99: Hier eine noch höhere Beteiligung von Kaufleuten 
und Händlern. 
«• S.Anlage X L 
5 7 Hier war dagegen in 23 Jahren nur ein Kaufmann vertreten. 
5 8 Vgl. BP 1832, 4: Der LR beantragte, die Festsetzung der Termine für die nächsten 
Verhandlungen in eine günstige Jahreszeit zu legen und schlug den Dezember vor. 
5 9 Vgl. Giebel, 264; BP 1. 1844, 6 f.: Jährlich werden 100 000 Zentner Eisen pro-
duziert, 1 Mio. fl. in Umlauf gebracht und „viele Tausende Familien ernährt". 
*° S. Anlage XII: Hier wird die Gewerbestruktur unabhängig von der Gliederung 
in Stadt und Land betrachtet. 
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Am ersten Tag der Verhandlungen wurden die Formalien erfüllt, die nötigen 
Voraussetzungen für die Landratsarbeit geschaffen. Nach der Eröffnung durch 
den jeweiligen Regierungspräsidenten 6 1 wurden die Anwesenheit und die Beschluß-
fähigkeit, wozu zwei Drittel der Mitglieder erforderlich waren, festgestellt. Es 
folgte die Vereidigung für die Dauer der Verhandlung. Der Regierungspräsident 
hielt die Eröffnungsrede und legte dem Landrat die Gegenstände seiner Beratung 
vor. Diese bestanden aus Abrechnungen über die Einnahmen und Ausgaben der 
Kreisfonds des vorletzten Jahres sowie den Postulaten für das folgende Haus-
haltsjahr. Hinzu kamen Aufforderungen an den Landrat, Gutachten über be-
stimmte Verhältnisse im Kreis oder über zu errichtende Institutionen zu erstellen6 2. 
Es folgte ohne Beisein von Regierungsmitgliedern die Wahl des Landratspräsi-
denten und des Sekretärs 6 3 aus der Mitte der Versammlung. Die Wahl galt für die 
Dauer einer Jahressitzung. Aus Zweckmäßigkeitserwägungen bildete man bei 
jeder Verhandlung zwei Ausschüsse, in die die einzelnen Mitglieder gewählt wur-
den. Nach diesem Vorgang wurde die erste Sitzung geschlossen 6 4 . 
Mit dem zweiten Tag begann die Ausschuß- und Plenumsarbeit. Dem ersten 
Ausschuß waren in der Regel die Rechnungs- und Voranschlagsprüfungen über-
geben, während sich der zweite Ausschuß mit den Gutachten und dem Zustand 
des Kreises beschäftigte. Als Hilfe stand für jeden Verwaltungsbereich ein Sach-
verständiger zur Verfügung, der, von der Regierung beauftragt, dem Landrat 
über den jeweiligen Beratungsgegenstand Aufschluß geben sollte. Jede Angelegen-
heit wurde nach den Ausschußberatungen auch noch dem Plenum vorgelegt, das 
darüber entschied. Es zählte dabei die Mehrheit der Stimmen für einen Antrag. 
Bei Stimmengleichheit entschied nach dem Landratsgesetz die Stimme des Land-
ratspräsidenten. Das betraf sowohl Gutachten, die in den Ausschüssen angefer-
tigt worden waren, als auch Abrechnungen und den Etat. Bemerkungen hierzu 
fanden Eingang in das Allgemeine Protokoll, das am Ende jedes Tages von allen 
Landratsmitgliedern unterzeichnet wurde. Dabei handelte es sich um ein Ergebnis-
protokoll, das nur die im Plenum entschiedenen Punkte enthielt, nicht aber den 
Vorgang des Entscheidungsprozesses. Daher findet man im Protokoll keine na-
mentlichen Äußerungen oder Pro- und Contra-Argumente, sondern nur die Ge-
samtäußerung des Landrats, wenn er sich mehrheitlich für einen Antrag entschie-
den hatte. Ebenso wurde mit den Äußerungen über den Zustand des Kreises ver-
fahren, die in einem eigenen, dem Besonderen Protokoll festgehalten wurden. 
Trotz mehrfacher Beschränkungen, die z. B. die Kontaktaufnahme mit ande-
ren Behörden oder Experten, die nicht von der Regierung bestellt waren, ver-
hinderten, wird im einzelnen noch zu zeigen sein, daß der oberpfälzische Land-
rat in vielen Angelegenheiten einen vom König abweichenden und im ganz spe-
zifischen Interesse des Kreises stehenden Standpunkt in einigen Fällen sehr argu-
mentationsstark und kompetent vertreten konnte. 
6 1 S. Anlage IX. 
6 2 AP 1829, 9: Hagel V e r s i c h e r u n g s a n s t a l t ; AP 1830, 2: Zustand d e r Landwirtschaft, 
des Handels u n d des Gewerbes; AP 1834, 4: Sparkassen, Immobilien V e r s i c h e r u n g s -
an s t a l t , Brandassekuranz; AP 1839,2: Gewerbeschulen. 
6 3 S.AnlageVIII. 
6 4 Dieser Ablauf f i n d e t s i c h i m AP j ede s Jahres. 
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III. D i e T ä t i g k e i t des o b e r p f ä l z i s c h e n L a n d r a t s 
1828— 1852 
1. Die Prüfung des Kreishaushalts 
Der Kreishaushalt bestand aus den notwendigen, gesetzlich auf die Kreise ver-
wiesenen Lasten und in einem zweiten Teil aus den fakultativen, zu gemein-
nützigen Zwecken und Anstalten zu verwendenden Ausgaben, wie es das Land-
ratsgesetz im § 2 ausdrückt. Die Festlegung der von den Staatsausgaben auf den 
Kreis überwiesenen Lasten erfolgte in den.Kreislastenausscheidungsgesetzen von 
1831, 1837 und 1846 6 5 . Bereits bei der Einführung der Landräte 1828 war ein 
Ausscheidungsgesetz geplant gewesen, doch fürchtete die Kammer der Abgeord-
neten eine zu große Belastung für die Kreisbewohner und lehnte die Vorlage der 
Regierung ab 6 6 . So kam es erst 1831 mit Beginn der III. Finanzperiode zu einem 
Finanzgesetz, das auch die Kreislasten für allgemeine Verwaltung, Schulwesen etc. 
bestimmte. Die Maximalbelastung der Kreise durch die Kreisumlage wurde auf 
4 V« Prozent der Steuerprinzipalsumme festgelegt. Die vom Staat auf die Kreise 
übertragenen Lasten galten für eine Finanzperiode, die sechs Jahre umfaßte. Für 
die IV. und V . Periode trat 1837 ein neues Ausscheidungsgesetz in Kraft, das mit 
Wirkung des Jahres 1849 revidiert wurde. Diese Revision galt wegen „außer-
gewöhnlicher Belastungen" der Staatskasse nur auf zwei Jahre 6 7 und kann durch 
die Umstrukturierung der Haushaltsposten keine Vergleichsmöglichkeit in dieser 
Arbeit bieten 6 8 . 
Auf der Basis der Finanzgesetze hatte der Landrat in jedem Jahr die Etat-
vorschläge für das kommende Haushaltsjahr und die Abrechnungen des vorletzten 
Jahres zu prüfen. Die Erstellung der Haushaltspläne lief unabhängig vom Land-
rat: Die Kreisregierung sandte einen Entwurf an die Zentralregierung; König und 
Staatsrat berieten darüber und übergaben ihn wieder an die Kreisregierung zwecks 
Vorlage an den Landrat. Dessen Beratungen wurden im Allgemeinen Protokoll 
festgehalten und erneut nach München geschickt, wo die endgültige Entscheidung 
über den Etat f i e l 6 9 . 
Der Gesamtetat und die Gesamtrechnung waren in drei unabhängige Abschnitte 
unterteilt. Den weitaus größten Raum füllten die notwendigen, gesetzlich übertra-
genen Lasten aus 7 0 . Sie stellten den Beitrag der Kreise zum gesamten Staatshaus-
halt dar. Der Anteil jedes einzelnen Kreises wurde in den Finanzgesetzen detail-
liert aufgeschlüsselt. Hinter der Ausscheidung stand die Absicht, zu einem geregel-
ten Staatshaushalt zu kommen 7 1. 
®5 GBl 1831/32, 121—152: Finanzgesetz, darin Tit. III, Ausscheidung der Kreislasten, 
139—146; GBl 1837, 165—176: Gesetz, die Ausscheidung der Kreislasten von den Staats-
lasten betreffend; GBl 1846, 45—54: Gesetz, die Ausscheidung der Kreislasten von den 
Staatslasten betreffend; es trat erst am 1.10. 1849 in Kraft, s. d., 52; vgl. Seydel III, 292. 
*6 Vgl. Pierer von Esch, 19 f. 
6 7 Erst 1852 wurde das Budget von 1851—1855 festgelegt; vgl. dazu Burkhard, 
220—224. 
6 8 S. Anlage XIII, Anm. 56. 
«9 Vgl. BHStA München, Bestand Staatsrat, Nr. 2852, 4944: Etatentwürfe der Kreis-
regierung und des Staatsrats. 
7« S. Anlage XIII. 
7 1 Vgl. AP 7.1833, 28. 
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Dagegen beinhaltete der Etat für fakultative Zwecke Ausgaben, die durch spe-
zifische Kreisanstalten und dem Kreis unterstellte Angelegenheiten entstanden. 
Doch auch bei der Erstellung dieses Etats wirkte der Landrat nicht mit. Vielmehr 
wurden ihm die einzelnen Etatposten mit bereits festgesetzten Beträgen vorgelegt; 
hierzu konnten die Landratsmitglieder Bemerkungen machen. 
Der dritte Teil des Kreishaushalts betraf die sogenannte Kreishilfskasse, eine 
vom Staat eingerichtete Anstalt, die unter bestimmten Bedingungen Darlehen an 
Kreisbewohner vergab. 
Die Aufgabe der Haushaltsprüfung schloß für den Landrat mit ein, detail-
lierte Bemerkungen zu einzelnen Ausgabeposten machen zu können bzw. ab-
weichende Wünsche zu formulieren. Die Entscheidung darüber hatte der König 
bzw. die Regierung. Sie fand ihren Ausdruck in den Landratsabschieden. Der 
Kreishaushalt war demnach nicht der einem Selbstverwaltungsorgan unterstellte 
Etat, sondern ein im Sinne der Vereinfachung der Finanzverwaltung überwie-
sener Staatshaushalt. 
a) Einnahmen und Ausgaben für notwendige Zwecke 
Die dem Kreis überwiesenen Ausgaben für notwendige Zwecke betrafen zahl-
reiche staatliche Einrichtungen im Kreis, die einzelnen Ministerien zugeordnet 
waren oder als eigene Anstalten existierten 7 2 . 
Dem Etat des Justizministeriums unterstellt waren die Kreis-, Stadt- und 
Wechselgerichte sowie das Appellationsgericht in der Kreishauptstadt. Die Regie 
für den Landrat wurde aus dem Etat des Innenministeriums dem Kreis zugeteilt. 
Für die mit den Landgerichten verbundenen Ausgaben existierte ein gemeinschaft-
licher Etat von Justiz- und Innenministerium 7 3 . Die im Kreis befindlichen Staats-
anstalten hatten einen eigenen Etat, aus dem die Institution für „Erziehung und 
Bildung", für „Gesundheit", für „Industrie und Kultur" und die Unterhaltung 
der Straßen und Brücken finanziert wurden. Auch die Verpflegung der sog. Hei-
matlosen wurde in den vierziger Jahren den Staatsanstalten zugerechnet. Eine 
weitere Position wurde von „Landbauten" eingenommen, der Unterhaltung staat-
licher Gebäude im Kreis. Diese Ausgaben mußten mit den Einnahmen korrelieren, 
die dem Kreis aus den Staatsfonds überwiesen wurden. Daneben erhob die Re-
gierung eine Kreisumlage, die einen geringen Teil der gesamten notwendigen 
Ausgaben abdeckte. 4 7« Prozent des Steueraufkommens bedeuteten einen Anteil 
an den gesamten Deckungsmitteln von ca. sechs bis sieben Prozent 7 4. 
Bei der Prüfung des notwendigen Etats ergab sich nach Ansicht des Landrats 
1833 eine Diskrepanz im gemeinschaftlichen Etat von Justiz- und Innenministe-
rium. Der Landrat monierte eine für das Etatjahr 1832/33 vorgesehene Erhöhung 
der Besoldung der Landrichter um insgesamt 8500 fl . , die dem Kreisfond auf-
erlegt werden sollte. Diese Erhöhung sei bei der Kreisausscheidung nicht berück-
7 2 S. Anlage XIII; die einzelnen Posten wurden für die Auflistung unter den über-
geordneten Bereichen zusammengefaßt, sind aber mit Hilfe der Legende aufzuschlüsseln. 
7 3 Die Trennung von Justiz und Verwaltung auf unterer Ebene war trotz der schon 
frühen Forderungen — vgl. Rudhart III, 176 — noch nicht vollzogen. Bezirksämter 
als untere Verwaltungsbehörden wurden erst 1862 eingeführt; vgl. Volkert, Handbuch, 
44 f. 
7 4 Z .B. AP 1839, 7: Die Gesamtsumme betrug 463 044 f., die zur Deckung erhobene 
Kreisumlage 27 291 fl.; das ist ein Anteil von 5,9%. 
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sichtigt gewesen — dem Kreisfond hätte ein höherer Deckungsbetrag zugewiesen 
werden müssen 7 5 . Der Landrat hatte mit seiner Kritik aber wenig Erfolg. Der 
Landratsabschied verwies lediglich auf den erhöhten Bedarf der Landgerichte; 
auf eine Zuweisung aus der Staatskasse ging er nicht e in 7 6 . So erklärt sich die 
Stellungnahme des Landrats im Protokoll der nächsten Verhandlung: Der Zweck 
des Ausscheidungsgesetzes sei ein geregelter Staatshaushalt gewesen. Jede Finanz-
periode müsse als Einheit gesehen werden; es gehe nicht an, daß Beträge auf der 
Ausgabenseite erhöht würden, ohne die entsprechenden Deckungsmittel zu über-
weisen. Eine Erhöhung der Kreisumlage über das vereinbarte Maximum hinaus 
sei dem Volk nicht zumutbar 7 7. 
Dieses Beispiel ist symptomatisch für die Arbeitsweise des Landrats auf diesem 
Sektor und für den Grad der Einflußmöglichkeit auf den Kreishaushalt. Als im 
selben Jahr ein Defizit veranschlagt wurde, verlief die Auseinandersetzung in 
schärferem Ton. Der König schlug vor, den Fehlbetrag in Höhe von 5557 fl . 
einstweilen durch eine Entnahme aus dem Etat für fakultative Zwecke zu be-
gleichen. Dagegen sträubte sich der Landrat mit dem Argument, laut § 2 des 
Landratsgesetzes sei eine Übertragung von Summen auf einen anderen Bereich 
ausdrücklich untersagt. Da ihm die Prüfung des Kreishaushalts zustehe, verweigere 
der Landrat seine Einwilligung 7 8 . Im Landratsabschied verwies der König auf 
die vorläufige Entnahme, die deshalb nicht rechtswidrig sei, weil das Geld wieder 
zurückgezahlt werde. Im übrigen verbat sich der Monarch die Formulierung „der 
Landrath versagt seine Einwilligung". Dieser Ausdruck finde seine Erledigung 
im Landratsgesetz, das mit § 2 den Wirkungskreis des Landrats auf Antrag-
stellung, Begutachtung und Beschwerdeführung beschränke. Der Landrat habe, 
so rügte der König, seine Kompetenzen überschritten 7 9 . Auffallend an der Ausein-
andersetzung ist die Tatsache, daß beide Seiten denselben Paragraphen zur Stützung 
des Arguments heranzogen. 
Der Landrat ließ es sich aber trotz der Zurechtweisung auch weiterhin nicht 
nehmen, vom vorgelegten Etat abweichende Wünsche zu artikulieren. 1841 be-
zeichnete er die für Landbauten vorgesehene Summe als nicht ausreichend für den 
Unterhalt der bestehenden Gebäude; Abstriche im Etat für Volksschulen wurden 
ebenso kritisiert wie fehlende Zulagen für Professoren an Studienanstalten80. 
1842 forderte die Versammlung die Begleichung der höheren Familiengelder für 
Landrichter aus dem Zentralfond 8 1 . Diese Fälle von Kritik traten keineswegs ver-
einzelt auf. Einige werden bei der Darstellung der verschiedenen Sachgebiete 
genauer behandelt. 
Um den Einfluß des Landrats auf den Kreishaushalt der notwendigen Ausgaben 
abzumessen, bietet sich ein Vergleich des vorgelegten Haushaltsentwurfs mit dem 
im Landratsabschied enthaltenen endgültigen Etat an. Diese Gegenüberstellung 
zeigt nur ganz geringfügige Abweichungen. Die Identität der Voranschläge mit 
7 5 Vgl. AP 3.1833, 20. 
7 6 Vgl. IB 1833, 639 f. 
7 7 Vgl. AP 7. 1833,28. 
7 8 Vgl. AP 3.1833,25. 
7 9 Vgl. IB 1833, 637 f. 
8 0 Vgl. AP 1841,14 f. 
8 1 Vgl. AP 1842,17. 
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dem verabschiedeten Etat spricht nicht für einen wesentlichen Einfluß des Land-
rats auf den Kreishaushalt8 2. 
b) Einnahmen und Ausgaben für fakultative Zwecke 
Auch der Etat für fakultative Zwecke innerhalb des Kreishaushalts wurde dem 
Landrat zur Prüfung übergeben. Die Summen dieses Teils waren für gemein-
nützige Anstalten, zur Förderung bestimmter privater Unternehmen oder nicht 
spezifisch staatlicher Angelegenheiten, die dem Kreis zugute kamen, vorgesehen. 
Hierunter fielen etwa die zu errichtende Kreisirrenanstalt, Landwirtschafts- und 
Gewerbeschulen, Bezirkswegbauten, Gewerbeunterstützungen oder Bildungsanstal-
ten für Behinderte8 3. 
Anders als beim Etat für notwendige Zwecke blieb dem Landrat hier ein klei-
ner Handlungsspielraum. Innerhalb des von der Regierung unterbreiteten Vor-
anschlags war es Aufgabe des Landrats, die Verteilung der einzelnen Etatposten 
zu beantragen. 
Der Landrat schlug Gewerbetreibende vor, unter denen der veranschlagte Be-
trag der Gewerbeunterstützungen aufgeteilt werden sollte; er schlug die Verteilung 
der für Leinwandfabrikation und Flachsbau vorgesehenen Prämien vor; er be-
nannte die Landgerichtsbezirke, die aus Mitteln zur Förderung des Bezirkswege-
baus bezuschußt werden sollten; für den Betrag zur Unterstützung einer Taub-
stummenunterrichtsanstalt schlug der Landrat die Verwendung vor; für land-
wirtschaftliche Stipendien benannte er die Kandidaten im Kreis. 
Im Gegensatz zu den Anträgen und Wünschen für den Etat der notwendigen 
Ausgaben wurden hier seine Vorschläge in den Landratsabschieden genehmigt84. 
Daneben machte der Landrat zu allen Etatposten Bemerkungen, die teils Kri-
tik an den bestehenden Zuständen, teils Rechtfertigungen für bestimmte Ausga-
ben oder Anträge auf weitere Zuschüsse enthielten. Beispielsweise bemerkte der 
Landrat 1841 bezüglich der Errichtung der Kreisirrenanstalt, aus unerfindlichen 
Gründen sei sie bisher noch nicht realisiert worden, obwohl schon 1835 entspre-
chende Gebäude angekauft worden seien 8 5. Ein weiteres Beispiel: Die Arbeitsleh-
rerinnen auf dem Land, die eine sehr nützliche Funktion erfüllten, seien bisher zu 
schwach unterstützt worden und sollten eine höhere Dotation zugewiesen bekom-
men 8 6 . Und auch in dieser Hinsicht konnte er seine Vorstellungen wesentlich besser 
durchsetzen als bei den notwendigen Ausgaben 8 7 . Allerdings handelte es sich bei 
den fakultativen Ausgaben nur um einen Bruchteil des Betrages der vom Staat 
überwiesenen Kreislasten. Außerdem wurden sie ausschließlich vom Kreis selbst 
gedeckt. Zu diesem Zweck wurde eine Kreisumlage von 1 2/3 Prozent des Steuer-
aufkommens erhoben. Die sich daraus ergebende Summe wurde ergänzt mit nicht 
ausgegebenen Beträgen des Vorjahres und mit Aktivresten aus dem Etat für not-
wendige Zwecke, die am Ende einer Finanzperiode auf diesen Etat übertragen 
wurden 8 8. 
8 2 Die Zahlen in den Allgemeinen Protokollen wurden mit denen in den Intelligenz-
blättern verglichen und ergaben weitestgehende Übereinstimmung. 
8 3 S. Anlage XIII. 
8 4 Vgl. IB 1842, 2231 f. 
8 5 Vgl. AP 1841,20. 
8 8 Vgl. AP 1840, 56. 
8 7 Vgl. IB 1841, 1177 f. 
8 8 Vgl. IB 1838, 749 f.: Ergänzung zu § 2 des Landratsgesetzes durch Art. VI des Ge-
setzes vom 17.11.1837. 
Universitätsbibliothek
Regensburg
Historischer Verein für
Oberpfalz und Regensburgurn:nbn:de:bvb:355-ubr00050-0179-7
Insgesamt ist der Einfluß des Landrats auf den Haushalt für gemeinnützige 
Zwecke höher einzustufen als für notwendige Zwecke. Doch auch hier hielt sich 
die Verfügung innerhalb der Grenzen der von der Regierung vorgegebenen Einzel-
posten und beschränkte sich auf Antragstellung und Prüfung. Eine Entschei-
dungskompetenz hatte der Landrat nicht. Immer mehr seiner Vorstellungen konn-
ten jedoch im Laufe der Zeit durch hartnäckige Hinweise realisiert werden 8 9 . 
c) Prüfung der Kreishilfskasse 
Außerhalb des Kreishaushalts hatte der Landrat die Einnahmen und Ausgaben 
sowie den Bestand der Kreishilfskasse zu prüfen. 
Dieser Fond war vor Einführung der Landräte am 6. Juli 1828 vom König 
gestiftet worden 9 0. Jeder der acht Kreise erhielt ab August 1828 aus dem Staats-
fond lOOOOfl. (Art. I). Dieses Kapital wurde verzinslich angelegt und sollte als 
Darlehenskasse fungieren. So war im Stiftungsbrief festgelegt, jeder Landeigen-
tümer und Gewerbetreibende sollte in unverschuldeten Notfällen Darlehen zu 
geringen Zinsen zur Erhaltung ihrer Anwesen bekommen (Art. II). Die Ent-
scheidung über die Gewährung oblag der Kreisregierung, die auch die Verwen-
dung der Gelder überwachen sollte. Vorgesehen waren Unterstützungen von 100 fl. 
bis 300 fl . , wobei die Kreisregierung auch höhere Darlehen genehmigen konnte. 
Die Kreditempfänger hatten einen „sittlichen Lebenswandel" und „Erwerbsam-
keit" vorzuweisen9 1. Zur Mehrung des Kapitals sollten die Zinsen, ein noch zu 
bildender Kreishilfsverein und auf unbestimmte Weise auch der Landrat bei-
tragen (Art. XII) . 
Der Kreishilfsverein für den Regenkreis wurde 1834 ins Leben gerufen. Jeder, 
der mindestens 50 fl . auf zehn Jahre der Kreishilfskasse zum Verleihen zur Ver-
fügung stellte, konnte Mitglied werden. Der Verein sollte eine Kontrollfunktion 
über die Kasse und eine Mittlerposition zwischen Kreisregierung und unterstützten 
Kreisbewohnern einnehmen92. 
Die Bestimmungen hatten Erfolg und führten zu einer Steigerung des Kassen-
bestands 9 3 . 
Der Landrat trug dagegen nicht zur Mehrung des Kapitals bei und beschränkte 
sich bei seinen Verhandlungen auf die Prüfung der Kasse. In all den Jahren fand 
er die Kreishilfskasse in geordnetem Zustand 9 4 . Allerdings montierten die Mit-
glieder bereits in der ersten Verhandlung, die Bestände seien bisher zuwenig in 
Umlauf gebracht worden. Das Anlegen auf Zinsen widerspreche der wohltätigen 
Idee dieses Fonds. So stellte der Landrat den Antrag, der Barbestand sollte im 
Intelligenzblatt veröffentlicht werden, und die äußeren Behörden müßten an-
8 9 Die Taubstummenunterrichtsanstalt Dörings wurde 1846 zur Kreisanstalt erklärt, 
vgl. AP 1846, 3; das Schullehrerseminar Eichstätt wurde 1836 eröffnet, vgl. AP 1836, 2; 
die Irrenanstalt bekam schließlich die vom Landrat gewünschte Form, s. S. 194; die 
oftmals geforderte Verkleinerung der Landgerichtsbezirke trat mit der Errichtung der 
neuen LG Vilseck, Weiden, Nittenau, Neumarkt (1838), Oberviechtach (1840), Auer-
bach (1841) und Erbendorf (1849) ein, vgl. Weber, Anhangbd., 138. 
9 0 Stiftungsbrief RB1 1828, 377—384. 
9 1 Vgl. Art. III, IV, VII, VIII, X des Stiftungsbriefs. 
9 2 Vgl. die Statuten des Vereins als Beilage zum LR-Abschied, RB1 1834, 519—526. 
9 3 S. Anlage XIV. 
9 4 Vgl. die AP, Abschnitt „Kreishilfskasse". 
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gewiesen werden, den Hilfsbedürftigen in allen Bezirken Darlehen zu ver-
schaffen 9 5 . 
Noch einmal wandte sich der Landrat 1838 gegen die „aus dem Rechnungsvor-
trag ersichtliche Anlegung von Hilfskassa-Beständen bei öffentlichen Kassen" 9 6 , 
weil sie dem Zweck der Stiftung zuwiderlaufe. Der König erteilte daraufhin der 
Kreisregierung eine Rüge; sie müsse die Gelder in Umlauf bringen und dürfe sie 
nicht ihrer Bestimmung entziehen97. 
2. Das Schul- und Bildungswesen 
Innerhalb der Position „Erziehung und Bildung" im Kreishaushalt beschäftigte 
sich der Landrat mit dem Schulwesen in der Oberpfalz. Bei seinen Bemerkungen 
handelte es sich meist um Anträge auf Gewährung von Zuschüssen, Verbesserung 
der wirtschaftlichen Verhältnisse des Lehrpersonals, aber auch auf Veränderung 
der Schulorganisation zur Aufwertung des Volksschulwesens. Die Hinweise des 
Landrats vermitteln auch einen Eindruck von den Verhältnissen im Regierungs-
bezirk. 
Im Kreishaushalt war der Bereich Erziehung und Bildung unterteilt in Studien-
anstalten, Schullehrerseminare und Volksschulen. Daneben sollen in diesem Ka-
pitel die Landwirtschafts- und Gewerbeschulen behandelt werden. Sie fielen nicht 
unter die notwendigen Kreislasten, sondern wurden nur mit Zuschüssen aus dem 
fakultativen Kreisfond unterstützt. Dasselbe gilt für die Behinderteninstitute. 
a) Studienanstalten 
In der ersten Hälfte des 19. Jahrhunderts umfaßten die Sudienanstalten La-
teinische Schulen, Gymnasien und Lyzeen 9 8 . Der Hauptzweck der vierjährigen 
Lateinschulen lag seit 1830 in der Vorbereitung auf das ebenfalls vierklassige 
Gymnasium 9 9. Dies sollte den Grundstock für ein Universitätsstudium bilden, doch 
war bereits nach drei Jahren ein übertritt in ein Lyzeum möglich, dessen Kursus 
zwei Jahre dauerte 1 0 °. Die drei Schultypen waren derart gekoppelt, daß ein Ort 
mit Lyzeum auch Gymnasium und Lateinschule besitzen mußte, ein Ort mit Gym-
nasium zumindest Lateinschule. 
In der Oberpfalz hatten Regensburg und Amberg alle drei Bildungsanstalten101. 
Um Größenordnungen in etwa faßbar zu machen, sei kurz darauf verwiesen, daß 
1851/52 in den beiden Lyzeen 17 Lehrer insgesamt 237 Schüler unterrichteten. 
Auf ganz Bayern bezogen ist die Zahl überdurchschnittlich hoch 1 0 2 , doch muß be-
rücksichtigt werden, daß die Oberpfalz keine Universität besaß. Die beiden Gym-
9 5 Vgl. AP 1829,11. 
9 6 AP 1838,18 f. 
9 7 Vgl. LR-Abschied, IB 1838, 1427 f. 
9 8 Vgl. zur Entwicklung des Schulwesens in Bayern Reble, 950—990, hier: 961—963; 
zur Ordnung der Studienanstalten Volkert, Handbuch, 209—212. 
9 9 Vgl. Döllinger IX, 633—666. 
1 9 0 VO v. 30.11.1833, Döllinger IX, 541—544. 
1 0 1 Zu deren Geschichte vgl. Müller und Kleinstäuber; AP 6. 1844, 17; daneben 
existierten nur noch isolierte Lateinschulen in Cham, Neumarkt, Sulzbach und Weiden, 
vgl. Btge Stat. 5 (1855) 18. 
1 0 2 In Bayern gab es für 686 Schüler in zehn Lyzeen 77 Lehrer, vgl. Btge Stat. 5 
(1855) 10, 18,22. 
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nasien wiesen 430 Schüler und 28 Lehrer auf; die Lateinschulen Regensburgs und 
Ambergs wurden von 747 Schülern besucht, 26 Lehrer waren angestellt. Insgesamt 
wurden an den Studienanstalten der Oberpfalz 1405 Schüler von 71 Lehrern unter-
richtet. Die Zahl der Lehrer lag damit deutlich unter den übrigen Kreisen. 
1832 mußte sich der Landrat erstmals mit dem vom Staat überwiesenen Kreis-
etat auseinandersetzen und die Ausgaben für die Studienanstalten prüfen. Sein 
Hauptaugenmerk richtete er schon in diesem Jahr auf die Gehälter der Profes-
soren und Lehrer. Die Abgeordneten sahen sich gezwungen, dämpfend auf hoch-
gesteckte Erwartungen einzuwirken. Sie sprachen zwar für die Gehaltserhöhung 
im neuen Etat ihre Anerkennung aus, doch die mit 600 fl. jährlich ausgewiesenen 
Richtlinien für das Einkommen der Professoren konnten ihrer Ansicht nach un-
möglich realisiert werden, weil die vorgesehenen Mittel nicht ausreichten. Die 
zwangsläufig damit verbundene Verschlechterung der Situation bei den Volksschul-
lehrern, die ja aus demselben Topf bezahlt wurden, sei inakzeptabel1 0 3. Eine unein-
heitliche Bezahlung der Professoren war in der Tat die Folge und beschäftigte den 
Landrat in den nächsten Jahren. 
Das ganze Beispiel erhellt bereits, wo der oberpfälzische Landrat im Hinblick 
auf das Schulwesen seine Prioritäten setzte: Die Studienanstalten schienen ihm 
nicht so unterstützungsbedürftig wie das Volksschulwesen. Drei Jahre später, als 
es galt, einen Ausfall zwischen Bedarf und Deckung in Höhe von 6256 fl. im 
Bereich Erziehung und Bildung einzusparen, zeigte der Landrat erneut seine so-
ziale Gesinnung. Nach Vorstellungen der Kreisregierung sollte allein bei den 
Volksschulen eingespart werden. Der Landrat wies dagegen ein Drittel der Aus-
fallsumme den Studienanstalten mit dem Hinweis zu, hier berühre die Einspa-
rung nur die Funktionszulagen, während dort die Besoldungen angegriffen wer-
den müßten 1 0 4 . 
Doch nicht nur zu Lasten der Professoren handelte der Landrat. 1836 setzte er 
sich für die Wiederherstellung der eingesparten Alterszulagen ein 1 0 5 , 1839 für die 
Angleichung der Gehälter am Gymnasium Amberg an die Regensburgs, da viele 
Professoren dort die jährlichen 600 fl. nicht erreichten 1 0 6 , 1844 wurde die Zahl der 
unterbezahlten Lehrer in Amberg immer noch auf drei beziffert1 0 7. In all den Jah-
ren konnte der Landrat keine Verbesserung in diesem Punkt erzielen 1 0 8. Erst 1844/ 
45 wurde das Problem unterschiedlicher Gehälter für gleiche Leistungen befriedi-
gend gelöst: Im Landratsabschied 1844 sicherte der König einen außerordentlichen 
Zuschuß von 90 000 fl. zu, der den Bedürfnissen der bayerischen Schulen gerecht 
werden sollte 1 0 9. Dabei entfielen auf die oberpfälzischen Unterrichtsanstalten 
16 000 fl . , die dem Landrat 1845 zur Verwendung vorgelegt wurden. Damit waren 
die Normalgehälter für Professoren und Lehrer gesichert110. 
1 0 3 Vgl. AP 1832,32 f. 
1 0 4 Vgl. AP 1835, 26. 
1 9 5 Vgl. AP 1836, 24. 
1 0 6 Vgl. AP 1839, 44. 
1 9 7 Vgl. AP 6.1844,17. 
los vgl. die entsprechenden LR-Abschiede: IB 1836, 1849 f.; IB 1839, 1085—1104; 
IB 1840, 1321 f.; IB 1841, 1165—1182. 
1 0 9 Vgl. IB 1844, 2135 f.: Der König verwies dabei auf den Landtagsabschied v. 25. 8. 
1843, Abs. II, §§ 16, 19 (GBl, 50 f., 53), in dem die Erübrigungen der IV. Finanzperiode 
verteilt wurden. 
1 1 0 Vgl. AP 1845,13 f. 
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Neben den Gehaltserhöhungen beantragte der Landrat auch zusätzliche Bil-
dungsanstalten. So plädierte er 1836 für die Einrichtung eines vollständigen Gym-
nasiums in Eichstätt 1 1 1 . Tatsächlich konnte man einen Teilerfolg verbuchen: Es 
wurde zwar kein vollständiges Gymnasium, aber doch die Erweiterung um zwei 
Klassen genehmigt112. Allerdings konnte man sich nicht daran erfreuen, weil schon 
1837 die Kreisneueinteilung im Königreich u. a. Eichstätt von der neuen Oberpfalz 
trennte 1 1 3 . 
Die Neueinteilung gab Anlaß zu bitteren Bemerkungen des Landrats hinsicht-
lich des Etats für die Schulen und besonders für die Studienanstalten. Zum gleichen 
Zeitpunkt endete nämlich die dritte Finanzperiode mit einem Defizit, und die 
neue Periode brachte eine erhebliche Verminderung des Etats „Erziehung und 
Bildung" 1 1 4 . Bezüglich des Defizits klagte der Landrat über zu geringe Einnahmen 
aufgrund zu niedriger Dotierung bei gleichzeitig wachsenden Ausgaben, die der 
Kreis nicht zu verantworten habe 1 1 5 . Der niedrigere Etat der vierten Finanzperiode 
stelle deshalb eine doppelte Belastung dar. Durch die Kreisneueinteilung habe der 
Regenkreis zwar mehr Schulen und höhere Dotationen abgeben müssen als er be-
kommen habe — dadurch sei eine gewisse Verminderung im Etat zu erklären — 
doch die Mehrabgänge entsprächen 11719 fl . , die Dotationsminderung aber 
17 659 fl. gegenüber der durchschnittlichen Zuweisung der dritten Finanzperiode1 1 6. 
Der Etat blieb jedoch während der gesamten Periode konstant; die Dotation 
wurde nicht erhöht, wie es der Landrat gewünscht hatte 1 1 7 . 
b) Lehrerbildungsanstalten 
In der Lehrerbildung für Volksschulen waren bereits 1809 die Anlernkurse 
von zweijährigen Schullehrerseminaren abgelöst worden, wobei aber vorüber-
gehend noch andere Vorbereitungen zum Schuldienst zugelassen waren 1 1 8 . 1836 
erweiterte ein neues Lehrerbildungsregulativ die Ausbildungszeit auf drei Jahre. 
Gleichzeitig bekam der Regenkreis ein eigenes Schullehrerseminar, was die ver-
stärkte Mitwirkung des Landrats erforderlich machte 1 1 9 . 
Der oberpfälzische Landrat wies schon 1832 auf die Unentbehrlichkeit der 
Seminarausbildung hin. Die Volksschulen seien ohne eine umfassende Lehrer-
bildung zwecklos. Der Zuschuß für die wenigen bestehenden Seminare nahm sich 
jedoch mit 300 fl. bescheiden aus. Eine Erhöhung auf mindestens 400 fl . schien dem 
Landrat notwendig, damit zumindest das Kostgeld etwas herabgesetzt werden 
könne 1 2 °. Diese Erhöhung wurde im folgenden Jahr auch gewährt 121. 1833 wurde 
dem Landrat mitgeteilt, daß der Kreis ein eigenes Schullehrerseminar erhalten 
werde 1 2 2 . Der Landrat griff das Angebot sofort auf, erstellte einen Etat und bekun-
1 1 1 Vgl. AP 1836, 24. 
1 1 2 Vgl. IB 1836,1849 f. 
1 1 3 S. Anlage X . 
1 1 4 S. Anlage XIII. 
1 1 5 Vgl. AP 1838, 56—58. 
1 1 6 Vgl. AP 1838,37—41. 
1 1 7 S.AnlageXIII. 
1 1 8 VO v. 11. 6.1809, Döllinger IX, 1158—1177. 
1 1 9 VO v. 31.1.1836, Döllinger IX, 1187—1210. 
1 2 9 Vgl. AP 1832,33. 
1 2 1 Vgl. LR-Abschied, IB 1832, 1419 f. 
1 2 2 Vgl. AP 7. 1833,23. 
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dete sein Interesse an einer möglichst raschen Gründung der Anstalt 1 2 3 . Amberg 
wurde zum Standort auserkoren, doch war man enttäuscht über die geringen 
Offerten der Stadt, die finanziell zu dem Projekt beitragen sollte 1 2 4 . 1834 plädierte 
der Landrat für Eichstätt, da Amberg zuwenig Interesse zeige 1 2 5 . Ein Jahr später 
konnte man der Regierung mitteilen, daß mit Hilfe von Ersparungen und des 
Reservefonds in Höhe von 10 000 fl. die Gebäude fertiggestellt worden seien und 
der jährliche Bedarf für zwei Inspektoren, einige Lehrer und 40 Seminaristen sich 
auf 5800 fl. beliefe 1 2 6 . Am 24. 3. 1836, zu Beginn des neuen Schuljahres wurde die 
Lehrerbildungsanstalt eröffnet 1 2 7 . Doch wie schon im letzten Abschnitt festgestellt, 
hatte der Landrat kein Glück mit der von ihm betriebenen Förderung Eichstätts. 
Die Abtrennung vom Regenkreis veranlaßte ihn zu dem Antrag, die Anstalt wie-
der direkter Einwirkung der Oberpfalz zu unterstellen, weil sie den weitaus 
größten Teil der Kosten trage und zwei Drittel der Teilnehmer aus dem ehe-
maligen Regenkreis stammten 1 2 8 . Der König mußte dies jedoch versagen, weil 
damit die „organischen Kompetenzverhältnisse" in einem Regierungsbezirk ge-
stört würden 1 2 9 . 
Der Landrat hatte sich dennoch weiterhin mit den Lehrerbildungsanstalten zu 
befassen 1 3 °. Sein größtes Anliegen war die Vermehrung der Dotation, damit mehr 
„Freiplätze für begabte Söhne mittelloser Eltern" geschaffen werden konnten. 
Nach vergeblichen Versuchen und weiteren Anträgen 1 3 1 suchte der Landrat bei 
der zweiten Verhandlung des Jahres 1844 in Konkurrenz zu Mittelfranken einen 
Anspruch zu formulieren: Dort erhalte man für ein Drittel der Seminaristen 
1000 fl . zur Schaffung von Freiplätzen während die Oberpfalz sich für die dop-
pelte Anzahl mit 1569 fl. zufrieden geben müsse. „Submissest" wird die Bitte 
gestellt, die Dotation zumindest auf 2000 fl . zu erhöhen, wobei noch darauf hin-
gewiesen wird, daß die „geeignetsten Köpfe verloren" seien, weil deren Eltern 
sich die Ausbildung nicht leisten könnten 1 3 2 . Erst 1845 sicherte der König eine 
Prüfung der Verhältnisse zu 1 3 3 , und 1847 endlich wurde die Stipendiensumme mit 
Hilfe des außerordentlichen Zuschusses auf 2200 fl. angehoben 1 3 4 . 
Auch inhaltlich stellte der Landrat als Vertreter der Kreisbewohner Forderun-
gen im Hinblick auf verbesserte Ausbildung der Lehrer. Die im Lehrerbildungs-
regulativ geforderte Vorbereitungszeit mit anschließender Prüfung vor Eintritt 
1 2 3 Wie Anm. 122, 54 f.: Der Etat sollte 4414 fl. betragen und durch Dotations-
erhöhung, Reservefond der Studienanstalten sowie aufgrund der Mehrung durch das 
Ausscheidungsgesetz von 1831 gedeckt werden. 
1 2 4 Vgl. AP 7. 1833, 54. 
1 2 5 Vgl. AP 1834,6, 15. 
12« Vgl. AP 1835, 27. 
1 2 7 Vgl. AP 1836, 2. 
1 2 8 Vgl. AP 1838, 61 f. 
1 2 9 Vgl. IB 1838, 1441 f. 
1 3 0 Dazu gehörte .auch das protestantische Seminar in Altdorf. Die Zuschüsse waren 
mit 400 fl. gering, der LR machte diesbezüglich auch keine Bemerkungen, weshalb es 
hier vernachlässigt werden soll, vgl. AP 1838, 62. 
1 3 1 Vgl. AP 1841,14 f.; AP 1. 1844, 18; IB 1844, 801—814. 
1 3 2 Vgl. AP 6. 1844, 19. 
1 3 3 Vgl. AP 1845, 24 f.; IB 1845, 2135 f. 
1 3 4 Vgl. AP 1847, 8; gemeint ist hier der Zuschuß aus den Erübrigungen der IV. Finanz-
periode. 
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in das Seminar verfehlte seiner Ansicht nach ihre Wirkung 1 3 5 . Das geforderte Pen-
sum sei zwar hoch, so daß theoretisch nur qualifizierte Kandidaten ins Seminar 
eintreten könnten, doch in der Praxis wiesen viele von ihnen große Lücken auf. 
Durch die vorher schon ausgeübte Lehrtätigkeit und die kirchlichen Aufgaben — 
um sich den Lebensunterhalt sichern zu können — verkümmere die Vorbereitungs-
zeit als ganz natürliche Folge der Überlastung. Hier müsse „von höchster Stelle" 
Abhilfe geschaffen werden. 1848 wurde die Revision der Vorschriften für die Vor-
bereitungszeit zugesichert186. 
c) Volksschulen oder Deutsche Schulen 
1802 wurde in Bayern die allgemeine Schulpflicht mit der Werktagsschule ein-
geführt 1 3 7 , die Kinder vom sechsten bis zum zwölften Lebensjahr besuchen mußten. 
Sie wurde ergänzt mit der Einführung der Sonn- und Feiertagsschule138, die für 
alle Jugendlichen von zwölf bis achtzehn Jahren verbindlich war. Zunächst als 
Volksschulen bezeichnet, benannte man die beiden Schultypen 1835 um in „Deut-
sche Schulen" damit sie klarer von den Lateinschulen abgegrenzt waren 1 3 9 . 
Die Zahl der Volksschulen in der Oberpfalz stieg von 584 im Jahr 1835/36 
auf 656 im Jahr 1851/52. Die Steigerung um mehr als zehn Prozent war auch im 
Landesdurchschnitt zu verzeichnen. Dem stand im selben Zeitraum ein Anwachsen 
der Schüler- und Lehrerzahlen von nur fünf Prozent und weniger gegenüber. Ins-
gesamt wurden 1851/52 für die Oberpfalz 97 493 Schüler und 827 Lehrer regi-
striert 1 4 °. Die Schulaufsicht führten im 19. Jahrhundert die Lokal- und Distrikts-
schulinspektoren unter maßgeblicher Beteiligung der Geistlichen 1 4 1 . 
Unterhalten wurden die Volksschulen von den Gemeinden, durch Schulgeld und 
bis 1831 durch Zuschüsse aus der Staatskasse142. Mit dem Finanzgesetz wurden 
letztere zu Kreislasten erklärt und durch die Kreisschuldotation gedeckt. Der 
Landrat hatte sie zu prüfen und konnte Anträge dazu stellen. Dabei waren in-
folge der zur Verfügung stehenden Mittel immer wieder zwei Problemkreise 
Gegenstand landrätlicher Klagen: Die wirtschaftliche Situation der Lehrer und 
der Zustand, der Schulhäuser bzw. der Bau von Schulgebäuden. 
1832 bildete bei der Verteilung der Zuschüsse aus der Kreisschuldotation die 
soziale Situation bereits das entscheidende Kriterium. Ausdrücklich wurden 
schlecht bestellte Lehrer als Empfänger genannt und die bedürftigen Landschulen 
den Stadtschulen vorgezogen. Die von der Kreisregierung vorgeschlagene Er-
höhung der Diäten der Schulinspektoren lehnte der Landrat ab. Für Schulhaus-
bauten hielt er immerhin noch 2671 fl . für verfügbar 1 4 3 . 
1833 meldete das Landratsprotokoll die Unterstützung von 51 Lehrern im 
Regenkreis mit insgesamt 871 fl . als Erfolg 1 4 4 . Dies mag auf den ersten Blick ge-
1 3 5 Vgl. AP 1845, 25. 
1 3 6 Vgl. AP 1848,11; IB 1849, 1303 f. 
1 3 7 VO v. 23. 12. 1802, Döllinger IX, 987—990. 
1 3 8 VO v. 12. 9. 1803, Döllinger IX, 1496—1498. 
1 3 9 VO v. 25. 10.1835, Döllinger IX, 1030 f. 
1 4 0 In Bayern gab es in diesem Jahr 946 275 Schüler und 8 937 Lehrer, vgl. Btge Stat. 5 
(1855) 54 f. 
1 4 1 Vgl. Volkert, Handbuch, 205. 
1 4 2 E. v. 20. 3. 1832, Döllinger IX, 1336, Abs. I. 
1 4 3 Vgl. AP 1832, 34—36. 
1 4 4 Dies war möglich geworden, nachdem infolge des Kreislastenausscheidungsgesetzes 
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ring erscheinen, doch für einen Lehrer, der unter dem Normalgehalt von 200 fl . 
blieb, bedeutete es schon eine nicht zu verachtende Aufbesserung seiner Bezüge. 
Ausdrücklich wurde festgestellt, daß nur Lehrer mit Unterbezahlung in den 
Genuß eines Zuschusses kamen 1 4 5 . Wie niedrig dieses Normalgehalt war, läßt sich 
aus einem Vergleich mit Gymnasialprofessoren ablesen, die ohne Funktionszu-
lagen bereits 600 fl . verdienten. In Amberg soll ein Volksschullehrer 500 fl. im 
Jahr bekommen haben, was auf einen erheblichen Unterschied zwischen Stadt und 
Land hindeutet1 4 6. 
Bei Beginn der vierten Finanzperiode wandte sich der Landrat 1838 angesichts 
des Defizits der vergangenen Periode und der Verminderung des Etats für Er-
ziehung und Bildung gegen Einsparungen bei den Volksschullehrern. Sogar in 
der Kreishauptstadt müßten von 22 Lehrern sechs noch mit dem Gehalt eines 
Hilfslehrers zufrieden sein und Privatunterricht erteilen, um sich überhaupt den 
Lebensunterhalt zu sichern 1 4 7 . 
1840 errechnete der Landrat, daß der Etat für Volksschulen um 10 760 fl . 
weniger aufweise als nachweislich an Bedarf bestehe. Provokativ fragte er an, ob 
die Schullehrer etwa wieder auf den „schmachvollen Notstand" von 1832 und 
den „Kampf mit den unentbehrlichsten Lebensbedürfnissen" zurückgeworfen 
werden sollten. Auf die Gemeinden könne der Mehrbedarf nicht umlegt werden, 
weil die steuerlichen Belastungen ohnehin so groß seien und die Schule damit noch 
verhaßter werde als bisher 1 4 8. 
1842 schilderte der Landrat den Notstand drastischer149. Viele Lehrer seien 
gezwungen, im Handwerk oder Kanalbau zusätzliches Geld zu verdienen, weil 
sie in ihrem Beruf nicht einmal das Minimum zum Leben erreichten. Die Gemein-
den seien nicht bereit, mehr zu zahlen und manche Eltern weigerten sich sogar, 
das Schulgeld aufzubringen, so daß nicht selten deswegen prozessiert werde. 
Daher war es nach Ansicht des Landrats notwendig, daß das Schulgeld von den 
Gemeinden eingezogen wurde. Dies konnte schon 1843 erreicht werden 1 5 °. Das 
Lehrereinkommen erfuhr aber erst 1849 eine grundsätzliche Aufbesserung auf-
grund der Erübrigungen der IV. Finanzperiode. Das Normalgehalt eines Volks-
schullehrers wude auf 250 fl. angehoben, was immer noch wenig genug war 1 5 1 . 
Ein Arbeiter in der Gewehrfabrik Amberg verdiente 1840 bereits zwischen 200 fl . 
und 400 fl . im Jahr — dies nur zum Vergleich 1 5 2. 
Den zweiten großen Schwerpunkt im Engagement des Landrats bildeten die 
Schulhausbauten. So mahnten die Mitglieder 1833, die Errichtung von Schul-
gebäuden sei dringend notwendig, und man solle doch die dafür vorgesehenen 
Beträge wirklich verwenden 1 5 3 . Der Mangel an geeigneten Lehrzimmern auf dem 
der Reservefond der allgemeinen Schuldotation aufgelöst worden war, vgl. E. v. 20.3. 
1832, Döllinger IX, 1336 f.; dem Regenkreis waren daraus 5192 fl. zugewiesen worden, 
vgl. AP 7.1833,23. 
1 4 5 Vgl. AP 1840,44 f. 
1 4 6 Diese Einkommensschere wird zumindest für die Zeit um 1800 bestätigt von Holl-
weck, s.d., Geschichte, 411—435; vgl. Müller, 169. 
1 4 7 Vgl. AP 1838, 40. 
1 4 8 Vgl. AP 1840, 42—44. 
1 4 9 Vgl. AP 1842, 18—20. 
1 5 0 VO v. 15. 11. 1843, IB 1843, 1848; vgl. AP 1.1844, 29. 
1 5 1 Vgl. AP 1850, 7. 
1 5 2 Vgl.Nichelmann,287. 
1 5 3 Vgl. AP 3. 1833,22. 
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Land, an Schulhäusern und auch an Wohnungen für Lehrer wurde immer wieder 
beklagt1 5 4. Vielerorts seien nämlich die Schulhäuser mit den Wohnungen der Lehrer 
identisch. Trotz Zusicherungen im Landratsabschied blieb das Problem in den 
nächsten Jahren ungelöst 1 5 5 . Teilweise mag das auch an den überlasteten Gemein-
den gelegen haben, die die Finanzierung hauptsächlich zu leisten hatten. Aus 
Kreismitteln durfte die Regierung nur Zuschüsse geben, denn immer noch wurde 
über die Frage staatlicher Unterhaltung der Schulen im Landtag heftig disku-
tiert. Die Volksschulen waren Sache der Gemeinden 1 5 e. Daß die Entwicklung den-
noch nicht stagnierte, zeigt neben dem oben angeführten statistischen Material 
ein Bericht des Landrats, demzufolge 1836 zehn Schulhausbauten in verschiedenen 
Distrikten in Angriff genommen wurden 1 5 7 . 
Es überwogen aber eindeutig die Klagen über unzureichende Verhältnisse im 
Volksschulwesen. Ab 1839/40 wurde von den bis dahin etatierten 4000 fl . für 
Schulhausbauten ein Viertel auf die fakultativen Kreisfonds überwiesen, vom 
Etatjahr 1840/41 bis 1845/46 waren die Zuschüsse für Schulhäuser gänzlich 
gestrichen — aufgrund der bereits erwähnten Verminderung des Etats für Volks-
schulen um 10 760 f l . 1 5 8 In diesen Jahren klagte der Landrat verstärkt über den 
schlechten Zustand der Schulhäuser. Ab 1846 schuf auch hier der außerordentliche 
Zuschuß Abhilfe 1 5 9 . 
Neben diesen jährlichen auftretenden großen Problemkreisen beschäftigten den 
Landrat auch die Inhalte des Unterrichts sowie organisatorische Fragen. So be-
dauerte er beispielsweise die Vernachlässigung des Zeichen- und Musikunterrichts 
in der Volksschule und sah die Ursache darin, daß dieser unentgeltlich erteilt wer-
den müsse 1 6 °. 
Im Sommer falle der Unterricht oft wegen der Ernte vollständig aus und auch 
die Schulversäumnisse wuchsen stark an 1 6 1 . Ein besonderes Augenmerk richtete 
der Landrat 1833 in seinen Äußerungen über den Zustand des Kreises auf die Sonn-
und Feiertagsschulen. Er plädierte für eine Begrenzung auf das sechzehnte Lebens-
jahr. Dagegen könne man die Werktagsschule um ein Jahr bis zum dreizehnten 
Lebensjahr ausdehnen, da doch die Elementarkenntnisse wesentlich wichtiger 
seien 1 6 2 . Auf diesen Vorschlag ließ sich der König aber nicht ein 1 6 3 . 
Kennzeichnend für die Situation des Volksschulwesens dürfte ein Antrag aus 
dem Jahr 1847 sein, in dem die Regierung aufgefordert wurde, bei der Erstellung 
des Etats vom tatsächlichen Bedarf auszugehen, wie es auch bei den Studien-
anstalten geschehe. Erst dann könne das Volksschulwesen durchorganisiert und 
mit ordentlichen Lehrern versehen werden. Erst dann würden die „Winkel-
schulen" verschwinden 1 6 4 . 
1 5 4 Vgl. AP 7. 1833, 25; AP 1835, 27 f.; AP 1840, 45; AP 1. 1844, 30; AP 1845, 26. 
1 5 5 Vgl. IB 1835, 1959 f. 
156 Anm. 155; zu der Auseinandersetzung vgl. Hollweck, Verstaatlichung, 45—52. 
1 5 7 Vgl. AP 1836,25. 
1 5 8 Vgl. AP 1839, 45; AP 1840, 45; AP 1842, 18; AP 1. 1844, 30; AP 6. 1844, 21; 
AP 1845, 26. 
1 5 9 Vgl. AP 1846, 25 f.; AP 1850, 8. 
w o Vgl. AP 1845,27 f. 
W 1 Vgl. AP 1848, 11. 
1 6 2 Vgl. BP 7. 1833, 7 f. 
1 0 3 Vgl. IB 1834, 511 f.; IB 1835, 165 f. 
1 6 4 Vgl. AP 1847, 9. 
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Offensichtlich waren die Elementarschulen die Stiefkinder im Bildungswesen, 
womit der kritischen Einstellung Rebles recht zu geben ist: Lehrerbildung und 
Volksschulen waren primär darauf ausgerichtet, treue Untertanen zu erziehen 
und das Bildungsniveau in diesem Bereich relativ niedrig zu halten 1 6 5 . 
d) Landwirtschafts- und Gewerbeschulen 
Während die bisher behandelten Bildungseinrichtungen unter dem Begriff „Er-
ziehung und Bildung" im notwendigen, von den Staatsfonds auf den Kreis über-
tragenen Etat subsumiert waren, standen die Landwirtschafts- und Gewerbe-
schulen außerhalb davon. 1833 eingeführt 1 6 6 sollten sie von Stiftungen, Privaten, 
Gemeinden, durch Schulgeld und nicht zuletzt mit Zuschüssen aus dem fakultati-
ven Kreisfond finanziert werden 1 8 7 . Vor Bekanntgabe der Vollzugsbestimmungen 
von 1836 wurden die Gewerbeschulen unter der Rubrik „Industrie und Kultur" 
des notwendigen Kreishaushalts bezuschußt 1 6 8 . Ziel dieser Schulen war die Förde-
rung von Gewerbe und Landwirtschaft in theoretischer und in praktischer Hin-
sicht. In drei Jahreskursen wurden Chemie, Arithmetik, Geometrie, Naturge-
schichte, Zeichnen und Buchhaltung gelehrt1 6 9. 
In der Oberpfalz befanden sich solche Schulen in Amberg und Regensburg. 
1851/52 wurden dort 169 Schüler von 19 Lehrern unterrichtet 1 7 °. 
Nur wenig äußerte der Landrat von 1833 bis 1850 über die Gewerbeschule in 
Amberg 1 7 1 . Die Landratsmitglieder hatten vor 1833 nur eine Gewerbeschule für 
den Kreis gefordert, die in Regensburg errichtet werden sollte. Deren Erfolg wollte 
man zunächst abwarten, bevor eine weitere Schule gegründet wurde 1 7 2 . 1834 be-
richtete jedoch der Regierungspräsident, die beiden Gewerbeschulen gediehen be-
reits kurz nach ihrer Einrichtung, weshalb die Dotation erhöht worden sei. Dennoch 
befand der Landrat die Schule in Amberg für überflüssig, da dort nur ein Kurs 
gegeben werde 1 7 3 . 1836 wurde der Rückgang der Schülerzahlen beklagt. Nur 22 
Kandidaten seien Amberg — und damit entschieden zu wenig 1 7 4 . 
Regensburg war ebenfalls von niedrigen Schülerzahlen betroffen; hier lag sie 
aber immer noch bei 98 1 7 5 . Die Regensburger Gewerbeschule stand von Beginn an 
in der Gunst des Landrats. Nach der Zusicherung der Errichtung eines derartigen 
Instituts im Kreis 1 7 6 wählte der Landrat die Kreishauptstadt als Standort und ent-
warf noch 1832 einen Etat. Gymnasialprofessoren sollten zusätzlich in der neuen 
Gewerbeschule unterrichten; für sie wurden 2000 fl . veranschlagt; hinzu kamen 
480 fl . Nebenkosten für Bücher, Brennholz, Reinigung etc. 1 7 7. Das Hauptanliegen 
1 8 5 Vgl. Reble, 964. 
1 8 8 VO v. 16.2.1833, Döllinger IX, 1509—1513. 
1 6 7 Vgl. die Vollzugsbestimmungen v. 4.4. 1836, Döllinger IX, 1569—1616, hier: 1577. 
1 8 8 Vgl. AP 3. 1833, 23, 26; AP 7. 1833, 47 f.; AP 1834, 36 f.; AP 1835, 28; AP 1836, 
25 f. 
1 8 9 Vgl. Döllinger IX, 1519 f. 
1 7 0 Vgl. Btge Stat. 5 (1855) 26 f.: In ganz Bayern gab es zu dieser Zeit 26 Gewerbe-
schulen mit 232 Lehrern und 2547 Schülern. 
1 7 1 Vgl. über die Gewerbeschule Amberg Müller, 178. 
1 7 2 Vgl. AP 7.1833, 48. 
1 7 3 Vgl. AP 1834,5,15. 
1 7 4 Vgl. AP 1836, 26; Müller, 178. 
1 7 5 Vgl. IB 1836, 1851 f. 
1 7 8 Vgl. IB 1831, 209 f. 
1 7 7 Vgl. AP 1832, 13—16. 
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der Folgezeit bildeten die örtlichkeiten in Regensburg. Nachdem die Schule ab 
1833 gut aufgenommen worden war, beantragte der Landrat 1838 die Verlegung 
in eine geräumigere Lokalität 1 7 8 . Der Pachtvertrag lief zum Schuljahr 1839 aus, 
und der Landrat plädierte für den Erwerb eines eigenen Gebäudes in der Stadt, 
da jeder Kreis eine eigene Kreisgewerbeschule besitzen sollte 1 7 9 . Auch ein Neubau 
wurde in Erwägung gezogen. Ein Jahr später berichtete die Regierung, kein 
geeignetes Gebäude gefunden zu haben, daß ein Neubau aber für 20 720 fl. mög-
lich sei. Der Landrat stimmte dem zu, weil er die Schule für unbedingt notwen-
dig erachtete, der König lehnte den Vorschlag jedoch aus Kostengründen ab 1 8 °. 
Daraufhin mußte man sich mit dem Umzug in das erste Stockwerk des Dom-
propsteigebäudes zufrieden geben, das zu diesem Zweck in Pacht genommen 
wurde 1 8 1 . Mit dem Betrag, der durch den Verzicht auf ein eigenes Gebäude frei 
geworden war, konnte der Landrat seine Vorstellungen realisieren: 2882 fl. wur-
den verzinslich angelegt. Die Zinsen verwendete man auf die Anstellung eines 
Zeichenlehrers, der zwei Stunden pro Woche in dieser Schule unterrichten sollte 1 8 2 . 
e) Schulen für Behinderte 
Im folgenden werden einige Anstalten angesprochen, die körperlich behin-
derten Kindern einen gewissen Bildungsstand vermitteln sollten und vom Kreis 
unterstützt wurden 1 8 3 . An erster Stelle ist die Taubstummenunterrichtsanstalt zu 
nennen, ein privates Institut des Lehrers Ignaz Döring. Ab 1837/38 war sein 
Vorhaben aus den fakulativen Kreisfonds gefördert worden, seit 1839 war es 
eröffnet 1 8 4 . Das Institut war eine sehr späte Gründung, wenn man bedenkt, daß 
der König schon 1818 verordnet hatte, jeder Kreis solle einen eigenen Lehrer für 
Taubstumme anstellen 1 8 5 . Neben dieser einzigen Bildungsstätte für körperliche 
Behinderte in der Oberpfalz unterstützte der Kreis aus den fakultativen Kreis-
fonds die Blindenanstalt in München 1 8 6 und ab 1840/41 das „Kurz'sche Institut 
für krüppelhafte Kinder" 1 8 7 . 
Die Initiative für eine Taubstummenschule ist wohl von dem Hilfslehrer Ignaz 
Döring selbst ausgegangen, der 1837 bei der Regierung einen Zuschuß für das 
geplante Institut beantragte. Der Landrat genehmigte 250 fl . mit der Auflage, 
daß Döring zehn armen Taubstummen des Kreises kostenlos Unterricht erteilte 
und die Anstalt unter Aufsicht des Staates stand. Zu Untermauerung des Bedarfs 
berichtete der Landrat im Antrag an den König, 1838 lebten in der Oberpfalz 
129 Taubstumme unter zwanzig Jahren 212 darüber 1 8 8 . 1839 trat die Anstalt in 
1 7 8 Vgl. AP 1838, 64. 
1 7 9 VO v. 16.2.1833, Döllinger IX, 1510 f. 
1 8 0 Vgl. AP 1839, 36—38; IB 1839, 1099 f. 
1 8 1 Vgl. AP 1841,23. 
1 8 2 Vgl. IB 1841, 1175 f. 
1 8 3 S. Anlage XIII. 
1 8 4 Vgl. AP 1839,51. 
185 v O v. 23.12. 1818, Döllinger IX, 1722; ausschlaggebend für die kgl. Anweisung 
waren die großen Erfolge des ersten, 1804 errichteten Instituts in Freising, vgl. Volkert, 
Handbuch, 208. 
1 8 6 Die Blindenanstalt war am 21. 10. 1826 gestiftet worden, vgl. Döllinger IX, 1716— 
1719; Volkert, Handbuch, 208. 
1 8 7 Der kgl. Konservator i . R., J. N . von Kurz hatte sie 1832 als technische Unter-
richtsanstalt eingerichtet, vgl. IB 1840,1507 f.; Volkert, Handbuch, 208. 
1 8 8 Vgl. AP 1838, 15 f. 
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Regensburg ins Leben, wobei die Schüler zwischen 129 fl . und 177 fl . jährlich für 
Unterricht, Wohnung und Verpflegung zu zahlen hatten. Für zehn Mittellose 
waren Unterricht und Wohnung frei, die Verpflegung kostete 84 fl . ; Döring 
beantragte schon 1840 die Erhöhung des Zuschusses, weil die Unkosten zu hoch 
seien, was der Landrat auch unterstützte 1 8 9 . 1841 wurde die Anstalt erweitert, so 
daß nun Platz für insgesamt 23 Taubstumme war 1 9 °. Diese Zahl relativiert die 
Bedeutung des Instituts für die vielen Taubstummen in der Oberpfalz, auch wenn 
ein Jahr später die Summe für die Vergrößerung der Schule von 550 fl . auf 950 fl . 
angehoben wurde. Der Landrat verband mit der Befürwortung dieser Erhöhung 
den Wunsch, Dörings Institut zur öffentlichen Anstalt mit ihm als leitendem An-
gestellten zu ernennen1 9 1. Mit Wirkung vom 1. 1. 1846 wurde die Erhebung zur 
Kreistaubstummenanstalt genehmigt, die Dotation änderte sich dadurch aber 
nicht 1 9 2. Zweimal beantragte der Landrat eine Erhöhung auf 1200 fl. , konnte sich 
aber nicht durchsetzen 1 9 3 . Auch eine Verbesserung der Bezüge Dörings erreichte 
der Landrat nicht. 
Ab 1840 unterstützte der Landrat die Blindenanstalt in München mit 125 fl . 
zur Gründung eines Freiplatzes für einen Blinden aus der Oberpfalz. 
Das Institut für krüppelhafte Kinder in München wurde ebenfalls zur Grün-
dung eines Freiplatzes unterstützt. Von 1840 bis 1846 wurden 100 fl . , danach 
130 fl . überwiesen. Beide Positionen im fakultativen Kreishaushalt gaben dem 
Landrat keinen Anlaß zu Bemerkungen. 
3. Das Fürsorgewesen 
Im Kreisetat für notwendige Zwecke verstand man unter „Wohltätigkeit", 
in unserer Terminologie Fürsorgewesen, lediglich die Ausgaben für die Ver-
pflegung sogenannter heimatloser Personen im Kreis. Hier soll der Begriff weiter 
gefaßt werden und auch die Beschäftigung des Landrats mit der Armenanstalt, 
der Kreisbeschäftigungsanstalt und der Kreisirrenanstalt beinhalten. 
Zu unterscheiden bleibt die Finanzierung der „Verpflegung Heimatloser" aus 
dem notwendigen Etat von den anderen Anstalten, die aus dem fakultativen 
Haushalt und damit ausschließlich durch Kreisumlagen bestritten wurden 1 9 4 . 
a) Die Verpflegung Heimatloser 
Das Fürsorgewesen war primär kein Aufgabenbereich des Staates, sondern der 
Gemeinden. Deshalb gab es im 19. Jahrhundert auch keine staatlichen Behörden 
dafür. Durch das Heimatgesetz vom 11.9. 1825 wurden die Kosten für die Ver-
pflegung von Personen mit angewiesener Heimat 1 9 5 von der Armenpflege durch 
1 8 9 Vgl. AP 1840,17 f. 
1 9 0 Vgl. AP 1841, 18; diese Zahl wurde auch noch zehn Jahre später verzeichnet, vgl. 
Btge Stat. 5 (1855) 37. 
1 9 1 Vgl. AP 1842,25. 
1 9 2 E. v. 3. 12. 1845, IB 1846, 23—28. 
1 9 3 Vgl. AP 1848, 16; AP 1850, 9. 
1 9 4 S. Anlage XIII. 
1 9 5 Das waren Personen ohne Heimatgemeinde, also Findelkinder, Leute mit körper-
lichen Gebrechen, die zu keiner Gemeinde gehörten, oder umherziehende Vagabunden; 
dort, wo sie aufgefunden, erzogen oder von der Polizei registriert wurden, war ihre 
angewiesene Heimatgemeinde, vgl. § 4 des Gesetzes, GBl 1825, 103—110. 
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Gemeinden und Stiftungen 1 9 6 auf die Kreise überwiesen, die dafür Mittel aus dem 
Staatsfond erhielten. Seit seiner ersten Sitzung hatte sich der Landrat damit zu 
beschäftigen. Seine Hauptsorgen bestanden in der wachsenden Zahl der Heimat-
losen des Kreises und in der Diskrepanz zwischen Etat und Bedarf. Nachdem in 
den Jahren 1825—1829 der Staat die Beträge vorgeschossen hatte, gab es bereits 
ab 1829/30 einen Kreisetat für diese Position. Dies ist deshalb ungewöhnlich, 
weil erst ab 1831 infolge des Kreislastenausscheidungsgesetzes ein Kreishaushalt 
erstellt worden ist. 
Anfangs deckte der Voranschlag die Rechnungen noch, doch schon 1831 lagen 
die Abrechnungen über dem Etatbetrag 1 9 7 . Für 1833/34 brachte der Abschluß ein 
übersteigen des Haushalts um fünfzig Prozent, was immer noch nicht der Gipfel-
wert war. Zwar wurden die Zuschüsse aus den Staatsfonds seit 1835 stetig erhöht, 
doch erreichten sie die tatsächlichen Ausgaben mit Ausnahme des Jahres 1838/39 
nicht. Die permanenten, namhaften Überschreitungen veranlaßten den Landrat 
1842, für die folgende Finanzperiode eine wesentlich höhere Dotation zu bean-
tragen 1 9 8 . Doch auch die gewährte Unterstützung reichte bei weitem nicht aus. Da-
bei waren in diesem Bereich keine Einsparungen möglich, da sich die Verpflegungs-
kosten aus der überprüften Anzahl der Heimatlosen und den notwendigsten 
Lebensmitteln ergab. Bedauernd stellte der Landrat fest, daß die Lebensmittel-
preise in den vierziger Jahren ständig stiegen und sich die Zahl der Bedürftigen 
ebenfalls erhöhte 1 9 9 . 
Von Beginn an drängte der Landrat deshalb auf eine bessere Überwachung 
der Heimatlosen. Die Polizei sollte alle der Kreisregierung anzeigen und sie 
überwachen; die Grenzbehörden sollten aufpassen, daß aus anderen Kreisen oder 
aus Böhmen keine solchen Personen in den Regenkreis „eingeschmuggelt" wür-
den 2 0 °. Die bösen Vorahnungen des Landrats bestätigten sich, wenn man den ra-
santen Anstieg der Zahl von Heimatlosen als Maßstab anlegt: von zwei im Jahre 
1828 2 0 1 wuchs sie auf 117 in nur zwanzig Jahren an. Dabei handelte es sich — in 
der Terminologie der Landratsprotokolle — meist um „Taubstumme", „Blöd-
sinnige", „Irre", „Findlinge", um „aufgegriffene Personen" und uneheliche Kin-
der von ihrerseits heimatlosen Frauen 2 0 2 . Vor allem bei der letzten Gruppe schien 
dem Landrat eine Reduzierung durch härtere Maßnahmen des Staates möglich 2 0 3 . 
Eine weitere Anregung war die permanente Überprüfung, ob die Verpflegungs-
kosten nicht irgendwie gedrückt werden bzw. die Heimatlosen sich auf irgendeine 
Art selbst versorgen könnten 2 0 4 . Die Anträge des Landrats zeigen, daß „Wohl-
1 9 6 Vgl. VO v. 17. 11. 1816, RG1 1816, 779—816, hier: Art. 59—64. 
1 9 7 Vgl. die aus den AP erstellte Tabelle, Anlage X V . 
1 9 8 Vgl. AP 1842, 8. 
1 9 9 Vgl. AP 6. 1844, 14; dazu: IB 1845,2137 f. 
2 0 0 Vgl. AP 1832, 22 f. 
2 0 1 Diese Angabe fehlt in der Tabelle, Anlage XV, weil sie vereinzelt und ohne Be-
trag innerhalb des Textes auftaucht, vgl. AP 1829,26. 
2 0 2 Vgl. z. B. AP 1839, 14; AP 1838, 16. 
2 0 3 Vgl. AP 6.1844, 14: Die Polizei solle „ . . . die heimatlosen, ledigen Weibspersonen 
strenge überwachen, gegen ihren fortgesetzten sittenlosen Lebenswandel, wodurch in 
den Geburten unehelicher Kinder dem Kreisfonde fortgesetzte Lasten aufgebürdet 
werden, ernstlich einschreiten, und nach Umständen die Ablieferung solcher Personen 
in eine Correktionsanstalt veranlassen." 
2 0 4 Vgl. AP 1842,8. 
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tätigkeit" hier keinen sentimentalen Charakter hatte, sondern als ein von oben 
aufgezwungenes Übel begriffen wurde. 
b) Die Errichtung der Irrenanstalt Karthaus-Prüll 
Die Frage der Errichtung einer Irrenanstalt im Regenkreis war einer der ersten 
Beratungsgegenstände des Landrats. Nachdem 1828 im Landtag die Anregung 
gegeben wurde, in jedem Kreis eine eigene bzw. zumindest für zwei Kreise eine 
Anstalt zu errichten, überwies der König die Frage an die eben ins Leben getre-
tenen Landräte 2 0 5 . 
Der Landrat des Regenkreises befaßte sich ausführlich mit dem Gegenstand und 
kam zu dem Ergebnis, daß bei 324 Geisteskranken eine Kreisirrenanstalt dringend 
notwendig sei. Er plädierte außerdem für eine eigene Einrichtung, weil bei einer 
Zusammenlegung mit dem Rezatkreis die Zahl der Insassen zu groß werde, so daß 
weder Heilung noch sorgfältige Pflege gewährleistet wäre. Auch die Standortfrage 
wurde bereits diskutiert, und die Nutzung eines Gebäudes in öffentlicher Hand 
ließ St. Mang in Stadtamhof ins Zentrum der Überlegungen rücken 2 0 6 . 
1833 wurde dem Landrat jedoch eine königliche Verfügung vorgelegt, die die 
Errichtung von Irrenanstalten in jedem Kreis als zu kostspielig ablehnte. Der 
Alternativvorschlag des Königs lautete 2 0 7 : 
1. Heilbare Irre des Isar-, Ober- und Unterdonaukreises nach München, des 
Regen- und Rezatkreises nach Erlangen, des Ober-, Untermain- und Rhein-
kreises nach Würzburg. 
2. Unheilbare nach Irsee, St. Mang, Frankenthal und St. Georgen. 
Der Landrat sollte zu diesem Entwurf Stellung nehmen, und er erarbeitete dem 
König ein Gegengutachten 2 0 8 : 
1. Trennung in Heilbare und Unheilbare in den Orten Erlangen und Stadtamhof 
schien bedenklich, weil die Grenzlinie nicht klar zu ziehen sei. Heil- und Versor-
gungsanstalt sollten in jedem Fall an einem Ort bestehen. Wenn es unumgäng-
lich sei, sollte eben für beide Kreise nur eine Anstalt errichtet werden. 
2. Für eine eigene Irrenanstalt im Regenkreis plädierten fast alle Landrats-
mitglieder. Sie könnte nach einfachem, kostensparendem Plan erstellt werden; 
die Einrichtung würde billiger als bei einer Zentralisierung. 
Der König ordnete trotz gegenteiliger Überzeugung der Behörden im Sinne 
des Landrats die Errichtung in der Art an, daß die Anstalt für Heilbare und Un-
heilbare gleichermaßen geeignet war 2 0 9 . 
Nach der erneuten Diskussion der örtlichkeit empfahl der Landrat 1833 das 
ehemalige Kloster Karthaus-Prüll, das gerade zum Verkauf stand und ihm wesent-
lich geeigneter erschien als St. Mang. Man regte an, alle zusammenhängenden 
Gebäude zu erwerben 2 1 0 und nur das Brauhaus zu verkaufen oder zu verpachten. 
2 0 5 Vgl. LV Repert. 1827/28, 199; Beil.Bd. XIV, Nr. 79, 56; dazu auch Pierer von 
Esch, 54; Haggenmüller, 46 f. 
2 0 6 Vgl. AP 1829, 23—25. 
2 0 7 Vgl. AP 3.1833, 6. 
2 0 8 Vgl. AP 3.1833, 9—12. 
2 9 9 Vgl. IB 1833, 643 f. 
2 1 0 Der gesamte Komplex ist aufgelistet bei Zirngibl, 65—68; der Schätzwert ist für 
1803 mit 60 175 fl. angegeben. 
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Damit würde sich die Kaufsumme von 50 000 fl. auf 35 000 fl. vermindern. Land-
rat und Kreisregierung waren dafür, die bisher im fakultativen Kreisetat angesam-
melten Beträge zum Erwerb zu verwenden und für den Rest einen Kredit auf-
zunehmen. So könne die Irrenanstalt bereits eröffnet und nach und nach erweitert 
werden 2 1 1. 
1835 konnte die Kreisregierung mitteilen, daß sie die Gebäude bei Karthaus-
Prüll von M . F. Leipold gekauft habe, mußte jedoch als Wermutstropfen hinzu-
fügen, sie könnten nur als Verwahrungsanstalt für Unheilbare verwendet wer-
den 2 1 2 . Dies rief Entrüstung im Landrat hervor 2 1 3 , so daß eine nochmalige Prüfung 
der Angelegenheit zugesichert wurde 2 1 4 . Doch nachdem der Landrat 1836 noch auf 
einen günstigen Ausgang der Prüfung gehofft hatte 2 1 5 , äußerte er 1838 sein Be-
fremden über den Stillstand der Verhandlungen. Die Gebäude standen immer noch 
leer. Mit geringen Mittel, so die Landratsmitglieder, konnten sie unter Verzicht 
auf eine vollständige Einrichtung für mindestens 25 Insassen bewohnbar gemacht 
werden. Bei einer Kapitalaufnahme von 20 000 fl. für die nötigsten Einrichtungen 
erstellte der Landrat einen Etat, dessen Mehrausgaben von 2824 fl. von der 
jährlichen Dotation aus dem fakultativen Kreisfond zu decken wären. Die An-
träge des Landrats zielten konkret auf eine Eröffnung der Irrenanstalt zum 
Etatjahr 1838/39 2 1 6 . 
Dazu kam es aber nicht. Die folgenden Jahre bis 1844 waren von enttäuschten 
Bemerkungen des Landrats bestimmt2 1 7, da sich aus unbekannten Gründen die 
Einrichtung der Anstalt immer wieder verzögerte. Im Juni 1844 schließlich legte 
die Kreisregierung eine Verfügung des Königs vor, wonach einer Zusammenlegung 
mit einem anderen Kreis der Vorzug zu geben sei 2 1 8 . Mit größtem Bedauern stellte 
die Kreisversammlung fest, daß nun „alle Hoffnungen vernichtet" seien. Nach 
dem Bericht der Kreisregierung wäre für 40—45 Irre eine Anleihe von 33 000 fl. 
nötig gewesen. Bei der Wahl zwischen einem Anschluß an Indersdorf oder Er-
langen entschied sich der Landrat für Letzteres, weil es näher liege, eine Uni-
versität für die ärztliche Versorgung besitze und außerdem für die Oberpfalz 
mangels anfallender Baukosten billiger werde. Bzgl. der Gebäude in Karthaus-
Prüll sprach sich der Landrat gegen einen Verkauf aus. Vielmehr sollten sie zu 
einem anderen wohltätigen Zweck genutzt werden 2 1 9 . 
Ein Jahr später war die Anstalt in Erlangen noch nicht zugänglich, und der 
Landrat klagte, die Geisteskranken Regensburgs seien „immer noch mit Armen, 
alten Kranken und polizeilich eingesperrten Individuen unter einem Dach" 2 2 0 . In 
Regensburg existierte seit dem 17. Jahrhundert eine evangelische Stiftung im sog. 
Pfründhof, der noch bis 1892 Geisteskranke und andere Arme beherbergte221. 1845 
2 1 1 Vgl. AP 7. 1833, 42—44. 
2 1 2 Vgl. AP 1835, 4 f.; Zirngibl, 65. 
2 1 3 Vgl. AP 1835, 28 f. 
2 1 4 Vgl. IB 1835,1961 f. 
2 1 5 Vgl. AP 1836, 28. 
2 1 6 Vgl. AP 1838, 9—14. 
2 1 7 Vgl. AP 1840, 46 f.; AP 1841, 19 f.; AP 1842, 27 f.; AP 1. 1844, 20 f. 
2 1 8 Vgl. AP 6. 1844, 3. 
2 1 9 Vgl. AP 6. 1844, 23—25. 
2 2 0 AP 1845,21. 
2 2 1 Vgl. Großhauser,2; Bauer, 200. 
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unterstützte der Landrat erstmals Gemeinden in der Oberpfalz, die hohe Aus-
gaben für ihre Geisteskranken hatten 2 2 2 . 
Anstelle der Irrenanstalt wurde im selben Jahr die Errichtung einer Kreis-
beschäftigungsanstalt ins Auge gefaßt 2 2 3 . Der Plan wurde verwirklicht, doch nach 
der Meldung aus Mittelfranken, die Oberpfalz müsse für eine Erweiterung der 
dortigen Anstalt die Kosten in Höhe von 50 000 fl . tragen, erwog der Landrat 
bereits 1848 die Wiederauflösung der Beschäftigungsanstalt, um den Betrag auf-
bringen zu können. Bei den hohen Kosten für die Zusammenlegung schien auch 
eine eigene Anstalt wieder als mögliche Alternative 2 2 4 . 
Die letzte Landratsverhandlung vor 1852 brachte die Entscheidung. Die Kreis-
regierung berichtete, in Erlangen wäre bei einer Zusammenlegung der Anstalten 
ein Neubau erforderlich, der immense Kosten verursachen würde. Deshalb befür-
wortete auch sie die Errichtung einer Pflegeanstalt in Karthaus-Prüll. Die Ein-
richtungskosten in Höhe von 31 000 fl . könnten durch angesammeltes Kapital, 
Stammvermögen und Kreisfondbeitrag gedeckt werden 2 2 5 . Außerdem legte die 
Kreisregierung einen Etat berechnet auf 45 Insassen vor 2 2 6 . Ein weiterer Vorschlag 
betraf den Anschluß Niederbayerns, wodurch die Anstalt evt. erweitert und 
finanziell konsolidiert werden könnte. Der Landrat griff die Anregungen positiv 
auf und wünschte v. a. einen schnellen Abschluß der Angelegenheit. Zunächst 
sollte eine Pflegeanstalt errichtet werden, die man später zu einer Heilanstalt 
ausbauen könne 2 2 7 . Insbesondere der letzte Teil überrascht, da man bisher immer 
eine kombinierte Anstalt als unverzichtbar gefordert hatte. 
Ohne weitere Mitwirkung des Landrats veranlaßte ein königliches Reskript 
die Eröffnung der Kreisirrenanstalt als Heil- und Pflegeeinrichtung unter dem 
leitenden Oberarzt Dr. Johann M . Kiderle, bisher Assistenzarzt in Erlangen, 
sowie unter der Verwaltung von Otto Droßbach, dem bisherigen Verwalter der 
Beschäftigungsanstalt 2 2 8 . Am 1.1. 1852 wurde die Kreisirrenanstalt Karthaus-Prüll 
eröffnet, die sich bis heute zum modernen Nervenkrankenhaus entwickelt hat 2 2 9 . 
über die Mitwirkung des Landrats bei der Errichtung der Irrenanstalt kann zu-
sammenfassend festgestellt werden: 
1. Der Landrat war als Beratungsorgan für die Beschlüsse der Regierung er-
wünscht und gefordert. Schon frühzeitig hatte er die Lösungswege vorgeschla-
gen, die letztlich realisiert wurden: Für den Ort Karthaus-Prüll hatte er 1835 
plädiert, eine kombinierte Heil- und Pflegeanstalt war von Beginn an sein 
Ziel gewesen und einen ausgeglichenen Haushalt hatte er 1838 vorgelegt. 
2. über die Beratungstätigkeit hinaus konnte er keinen Einfluß geltend machen. 
Dies zeigt schon die Zeitspanne bis zur Verwirklichung des Projekts, obwohl 
der Landrat auf eine schnelle Errichtung gedrängt hatte. Gegen seinen Wil-
2 2 2 Vgl. IB 1845, 2139 f.: Mit 1500 fl. wurden die Gemeinden Tirschenreuth und 
Waldmünchen bezuschußt. 
2 2 3 S. S. 195. 
2 2 4 Vgl. AP 1848, 25. 
2 2 5 Vgl. AP 1850,19 f. 
2 2 6 Vgl. AP 1850, Beilage. 
2 2 7 Vgl. AP 1850,20—22. 
2 2 8 Vgl. IB 1851, 2229 ff. 
2 2 9 Vgl. IB 1852, 47 f.; Bauer, 398; zur Geschichte der Anstalt, Großhauser und Zirn-
gibl. 
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len und seine gutachterliche Begründung wurde 1835 eine Trennung von Heil-
und Pflegeanstalt beschlossen. Als der Landrat schon allen Einsatz aufgegeben 
hatte, wurde die Irrenanstalt binnen kurzer Zeit errichtet. 
Man kann mit großer Sicherheit davon ausgehen, daß auch ohne Mitwirkung 
des Landrats die Anstalt zu diesem Zeitpunkt ins Leben getreten wäre, weil das 
Bedürfnis hierfür zu groß und alle anderen Verwahrungsanstalten hoffnungslos 
überfüllt waren 2 3 0 . 
c) Armenanstalt — Kreisbeschäftigungsanstalt 
Während die Kreisirrenanstalt zu einer dauerhaften Einrichtung wurde, soll 
nun von zwei Anstalten die Rede sein, die sich nicht durchsetzen konnten. 
In seiner ersten Sitzung wurde dem Landrat ein Entwurf vorgelegt, wonach der 
Kreis anstelle einer Irrenanstalt eine allgemeine Armenanstalt bekommen sollte 2 3 1 . 
Diese hätte neben den Armen im Kreis auch die körperlich Behinderten, taub-
stumme und gebrechliche Personen sowie die Geisteskranken zu beherbergen ge-
habt. Der Landrat sprach sich jedoch von Anfang an zugunsten einer Irrenanstalt 
gegen eine Armenanstalt aus. Die Armenpflege sei ein lokales und kein allgemei-
nes Bedürfnis, weshalb auch gemeindliche Armenhäuser existierten 2 3 2 . So ver-
schwand der Plan für diese Anstalt wieder in der Versenkung. 
1844, als der König scheinbar endgültig die Irrenanstalt für die Oberpfalz ab-
gelehnt hatte, machte der Landrat den Vorschlag, in den leerstehenden Gebäuden 
von Karthaus-Prüll eine Kreisbeschäftigungsanstalt für entlassene Sträflinge und 
Beschäftigungslose zu errichten. Mit 13 000 fl. könnte die Instandsetzung und 
Beschaffung der nötigsten Arbeitsgeräte finanziert werden 2 3 3 . Weitere Baumaß-
nahmen könnten die Insassen selbst vornehmen, wodurch die Kosten wesentlich 
verringert würden. Mit den Einkünften aus Brauhauspacht, Nutzung der Felder 
und des Gartens, Beiträgen der Gemeinden, Zuschüssen von Besserungsvereinen 
und nicht zuletzt aus den Erwerbssparten, in denen die Insassen selbst tätig waren, 
könne die Anstalt Verwaltungs- und Unterhaltungskosten in Höhe von 7500 fl. 
selbst aufbringen. Dazu brauchte man letztendlich 100 Insassen, die sich aus 
Heimatlosen, beschränkt Erwerbsfähigen und aus Zwangshäusern Entlassenen 
zusammensetzen sollten. Die Beschäftigungsanstalt hätte damit die Funktion einer 
Besserungsanstalt für die letzte Gruppe 2 3 4 . Der Vorschlag des Landrats wurde po-
sitiv aufgenommen 2 3 5 , und die Anstalt wurde schon 1847 ins Leben gerufen 2 3 6 . 
Der Landrat versprach sich in wirtschaftlicher Hinsicht von ihr v. a. eine För-
derung des Flachsbaus und der Leinwandfabrikation, die in diesen Jahren im 
Abnehmen begriffen waren 2 3 7 . Die Erwartungen waren jedoch zu hoch gesteckt. 
Ein Jahr nach Gründung der Anstalt bemerkte der Landrat enttäuscht, sie gedeihe 
2 3 0 Vgl. Großhauser, 3: Sie nennt die Verwahrungsanstalten Pfründhof, Neunburg 
v. W. und Erlangen. 
2 3 1 Vgl. AP 1829, 9. 
2 3 2 Vgl. AP 1829,25 f. 
2 3 3 Laut Großhauser wurden u. a. Spinnräder, Garnpresse, Hobelbank und Schlosser-
werkzeuge angeschafft, s. d., 3. 
2 3 4 Vgl. AP 6. 1844, 26—28. 
2 3 5 Vgl. IB 1844, 2139 f. 
2 3 6 Vgl. AP 1847,3. 
2 3 7 Vgl. AP 1847,14. 
Universitätsbibliothek
Regensburg
Historischer Verein für
Oberpfalz und Regensburgurn:nbn:de:bvb:355-ubr00050-0195-7
nicht. Im ganzen Jahr sei nur einmal kurzfristig die Zahl von 40 Insassen erreicht 
worden, die jedoch bei weitem nicht reiche, um den Verwaltungsaufwand zu 
decken. Der Landrat „ermächtigte" also die Kreisregierung, die Beschäftigungs-
anstalt wieder aufzulösen 2 3 8 . 
Die sofortige Resignation des Landrats ist nur zu verstehen, wenn man die 
gleichzeitige Entwicklung der Irrenanstalt berücksichtigt: Aufgrund hoher For-
derungen aus Mittelfranken wegen der Erweiterung der Anstalt Erlangen war 
eine eigene Heil- und Pflegeanstalt wieder in greifbare Nähe gerückt. Diese blieb 
nach wie vor erstes Ziel der Kreisvertretung. Der König erkannte das Taktieren 
des Landrats, wenn er meinte, die ungünstige Beurteilung der Beschäftigungs-
anstalt beruhe auf mangelnder Kenntnis, da sie „sehr ersprießlich" sei 2 3 9 . 
1850 mußte der Landrat dann sein Urteil revidieren. Zwar seien in den drei 
Jahren von 1847 bis 1850 nur insgesamt 105 Personen in der Anstalt tätig gewe-
sen, doch habe sie im zweiten Jahr mit einem geringen Überschuß abschließen 
können, weil die Einnahmen bei gleichzeitiger Senkung der Verpflegungs- und 
Verwaltungskosten erhöht worden seien. Die Auflösung war aber zu diesem 
Zeitpunkt schon beschlossene Sache, weil die Oberpfalz nun endgültig ihre Irren-
anstalt bekam und die Gebäude in Karthaus-Prüll gebraucht wurden 2 4 ° . So fand 
diese hauptsächlich zur „Resozialisierung" gedachte Beschäftigungsanstalt nach 
wenigen Jahren bereits ein Ende 2 4 1 . 
4. Die Wirtschaft 
Landwirtschaft, Handel und Gewerbe waren im Kreisetat unter der Abteilung 
„Industrie und Kultur" subsumiert. Obwohl die prinzipielle Möglichkeit gegeben 
war, auf das Wirtschaftsleben in der Oberpfalz einzuwirken, blieb der tatsächliche 
Wirkungskreis des Landrats sehr begrenzt. 
Ein einziges Mal wurde er aufgefordert, ein Gutachten über den Zustand des 
Kreises auf diesem Gebiet abzugeben. Ansonsten beschränkte sich seine Tätigkeit 
auf das Verteilen von Prämien und Stipendien geringeren Umfangs. Landwirt-
schaft und Gewerbe hing dabei so eng zusammen, daß ein Aufgliedern nicht mög-
lich war: Flachsbau und Leinwandfabrikation, Seidenzucht und vereinzelte andere 
Gewerbe wurden unterstützt. Daneben gab es landwirtschaftliche Stipendien für 
Schüler in Landwirtschaftsschulen. Der inhaltlichen Begrenztheit entspricht die 
Etatposition, die die Summen für Verwaltung, Bildungs- und Bauwesen bei weitem 
nicht erreichte 2 4 2 . Eine Veränderung innerhalb dieses Postens trat 1837 ein: Ent-
hielt er zuvor den Anteil des Kreises für die Landgestüte, die Landeskultur und 
Leinwandfabrikation, für landwirtschaftliche Vereine, Gewerbeschulen und poly-
technische Schulen, so wurden nun alle landwirtschaftlichen und Gewerbeunter-
stützungen außer den Schulen vom notwendigen Etat ausgegliedert und dem 
fakultativen Etat zugewiesen. Der Betrag von 5000 fl. für „Industrie und Kul-
tur" blieb bestehen 2 4 3 . 
2 3 8 Vgl. AP 1848,26. 
2 3 9 Vgl. IB 1849, 1307 f. 
2 4 9 Vgl. AP 1850,15—18. 
2 4 1 Vgl.IB 1851, 869 f. 
2 4 2 Vgl. den Kreishaushalt, Anhang XIX, X X . 
2 4 3 Vgl. GBl 1831, 159 f., 203 f.; GBl 1837, 167 f.; AP 1838, 70 ff
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a) Ein Gutachten über den Zustand von Landwirtschaft, Handel und Gewerbe 
Zu den Verhandlungen von 1830 legte die Kreisregierung dem Landrat die 
Anordnung vor, über den Zustand der Landwirtschaft, des Gewerbewesens und 
des Handels ein Gutachten anzufertigen 2 4 4 . Allgemein klagte der Landrat über die 
Belastung der Landwirtschaft durch Abgaben, die noch aus der Zeit des Steuer-
provisoriums stammten 2 4 5 . Die einzelnen Landgerichtsbezirke waren mit unter-
schiedlichen Steuern belegt. 
Im Hinblick auf den Ackerbau begrüßte der Landrat global, die technischen 
Neuerungen würden angenommen. Nur den Hopfenanbau hob er hervor, wo nun 
auch im Regenkreis in den letzten Jahren Zunahmen zu verzeichnen gewesen 
seien 2 4 6 . Kritik übte das Gremium der Grundbesitzer an den hohen Löhnen und an 
der Ordnungslosigkeit der Dienstboten: Sie forderten von den Dienstherren zehn 
bis vierzehn Tage Urlaub, weigerten sich, an gesetzlich abgeschafften Feiertagen 
zu arbeiten, verlangten dreimal pro Woche Fleischspeisen und handelten die Art 
der Arbeit aus, die sie verrichten wollten. Um diesem Verhalten Einhalt zu gebie-
ten, beantragte der Landrat härtere Gesetze und Strafen für Bedienstete. 
Auch zum Zustand der Gewerbe äußerte er sich in globaler Form. Die Ab-
hängigkeit vom Handel führe zu schlechtem Absatz der Fabrikate. A n der Aus-
und Weiterbildung der Gewerbetreibenden mangele es, da das Schulwesen ganz 
auf „Gelehrsamkeit" ausgerichtet sei. Der Landrat regte deshalb die Errichtung 
von Realschulen und polytechnischen Schulen an 2 4 7 . 
In bezug auf den Handel äußerten sich die Landratsmitglieder besonders kri-
tisch und beantragten zahlreiche Änderungen. Im Regenkreis~ werde nur das 
Nötigste, also Konsumgüter gehandelt. Man habe weder eine blühende Wirt-
schaft noch ein reges Verkehrsleben. Der ehemals bedeutende Zwischenhandelsort 
Regensburg sei nun „völlig verödet". Als Ursachen sah der Landrat insbeson-
dere die hohen Zölle auf Transitwegen, Straßen, Brücken und Wasserwegen. Hohe 
Niederlagsgebühren und die Beschränkung der Zahl privater Niederlagen wirk-
ten sich ebenfalls negativ auf den Handel aus. Um die Situation zu verbessern, 
schlug der Landrat vor, die Durchfuhr zu erleichtern, Hauptstraßen und die Donau 
vom Wegegeld zu befreien, Privatniederlagen auszudehnen und den Eingangszoll 
für solche Waren herabzusetzen, die in Bayern nicht produziert würden. Im 
Landratsabschied ging der König auf verschiedene Vorschläge ein 2 4 8 : Verände-
rungen von Eingangszöllen würden überprüft, die Befreiung von Wegegeld müsse 
im Einzelfall untersucht werden; hinsichtlich der Beseitigung unnötiger Forma-
litäten und der Ausdehnung von Privatniederlagen sei bereits eine Verordnung 
ergangen 2 4 9 . 
Die wenig konkreten Äußerungen des Landrats, die ebenso vage Antworten 
von seiten der Regierung zur Folge hatten, trugen nicht zu einer wesentlichen 
2 4 4 Vgl. AP 1830, 2, Gutachten, 20—30. 
2 4 5 Danach wurde das Grundeigentum nach dem Kapital wert besteuert. Ludwig I. 
führte 1829 das Grundsteuerdefinitivum ein, das den jährlichen Ertrag zugrunde legte. 
Vgl. Spindler, 116; Volkert, Handbuch, 153; ausführlich bei Rudhart III, 75—99. 
2 4 6 Vgl. auch Sandberger, 733. • 
2 4 7 Der LR-Abschied sicherte die Errichtung von Gewerbe- und Realschulen zu, vgl. 
IB 1831, 209 f. 
2 4 8 Vgl. IB 1831,209—212. 
2 4 9 VO v. 8. 2. 1829, RB1, 129—136. 
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Veränderung der heftig beklagten wirtschaftlichen Lage bei, und es ist bezeich-
nend, daß man die Kreis Vertretung in den folgenden zwei Jahrzehnten in wirt-
schaftlichen Fragen nicht mehr konsultierte. 
b) Landwirtschaft, Handel und Gewerbe im Kreisetat 
Die vergleichsweise niedrige Summe für Industrie und Kultur im Etat ver-
deutlicht bereits den geringen Handlungsspielraum des Landrats in der Unter-
stützung des Wirtschaftslebens der Oberpfalz. Zahlreiche Gewerbesparten fanden 
keine Berücksichtigung im Kreisetat 2 5 0 . Unterstützt wurden neben den Gewerbe-
schulen und einzelnen Gewerbetreibenden nur die Herstellung der Handels-
produkte Seide und Leinwand. Bei der Seide war die Verminderung der notwen-
digen Einfuhr das Ziel, bei der Leinwandproduktion die Hebung eines als Neben-
gewerbe betriebenen Erwerbszweiges, der dem Handel nützen sollte 2 5 1 . 
aa) Die Seidenzucht: 
Die Seidenzucht im Regenkreis wurde seit 1832, also infolge des Kreislasten-
ausscheidungsgesetzes unterstützt, was zweifelsohne auf die Initiative König Lud-
wigs zurückging, der die Förderung angeregt hatte 2 5 2 . Der Gedanke der Förderung 
der Seidenzucht allgemein als einträglicher Gewerbezweig geht jedoch auf die 
merkantilistische Politik des 17. und 18. Jahrhunderts zurück 2 5 3 . 
Der Betrag, der aus dem Kreisetat der notwendigen, ab 1837 der fakultativen 
Ausgaben für die Seidenzucht verwendet wurde, schwankte zwischen 300 fl. und 
500 fl. im Jahr. Kamen in den ersten Jahren noch einige wenige Privatpersonen 
in den Genuß einer Prämie, so floß ab 1837 der gesamte Betrag eines Jahres an 
die „Gesellschaft zur Beförderung der Seidenzucht in Bayern", die 1832 von 
dem Leutnant Anton Ziegler in Regensburg gegründet worden war 2 5 4 . Der Land-
rat war voll des Lobes wegen der Gemeinnützigkeit des Unternehmens, das Maul-
beerbäume, -samen und Raupeneier unentgeltlich an Private abgab und die erzeug-
ten Kokons zu hohen Preisen wieder aufkaufte 2 5 5 . Obwohl die Seidenplantage auf 
den Winzerer Höhen als die Schönste im ganzen Königreich galt und mit allen 
nötigen Maschinen ausgestattet war, erwies sich die Seidenproduktion auf die 
Dauer als unwirtschaftlich. Ende der fünfziger Jahre hatte das jährliche Defizit 
schon 1000 fl . erreicht, so daß die Gesellschaft und die Plantage 1861 aufgelöst 
wurden 2 5 6. Der Landrat hatte schon früher Konsequenzen gezogen: Ab 1847 wurde 
der Zuschuß für die Seidenproduktion eingestellt, weil sich die Unterstützung 
nicht mehr lohnte 2 5 7 . 
bb) Leinwandfabrikation: 
Die Prämien für Leinwandfabrikation und Flachsbau betrugen von 1832 bis 
1837 jährlich 1200 fl . und wurden dann auf 800 fl. reduziert. Zunächst verteilte 
2 5 0 Vgl. Btge Stat. 1 (1850) 126—159: Im Jahr 1847 existierten in der Oberpfalz 
491 Brauereien, 226 Ziegeleien, 132 Glasschleifereien, 72 Eisenwerke, 10 Drahtwerke 
und 22 Papierfabriken, die allesamt keine Unterstützung erfuhren. 
2 5 1 Vgl. Rudhart II, 37, 227. 
2 5 2 Kgl. Reskript v. 8.1. 1826, Döllinger XIV, 452 f. 
2 5 3 Vgl. Blab, 133. 
2 5 4 Vgl. Anm. 253,134. 
2 5 5 Vgl. AP 1.1844,24. 
2 5 6 Vgl. Blab, 137 f. 
2 5 7 Vgl. AP 1847, 11. 
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der Landrat die Summe selbst auf verschiedene Bewerber, wobei besondere Lei-
stungen honoriert werden sollten. Sowohl Flachsanbauer als auch die weiter-
verarbeitenden Spinnerinnen und Leinwandweber konnten Prämien aus diesem 
Fond erhalten. Sie waren dazu gedacht, den Kauf von Rigaer Leinsamen, der als 
bester galt, Spinnrädern und Webstühlen zu erleichtern. Besonders hervorgehoben 
wurden 1833 die Landgerichte Roding und Neunburg v. W., wo man die Lein-
wandfabrikation besonders intensiv betrieb 2 5 8 . Ab 1837 beauftragte der Landrat 
den im Jahr zuvor gegründeten Landwirtschaftlichen Kreisverein, die Verteilung 
der Prämien vorzunehmen 2 5 9 . 
Obwohl die Leinenweberei zu den „vorzüglichsten Gewerbsgattungen" in 
Bayern gehörte, merkte Rudhart 1825 kritisch an, die inländische Leinwand sei 
nur von gröberer Art 2 6 ° , so daß immer noch eine große Menge eingeführt werden 
müsse. Aus dieser Situation heraus wurde die Produktion gefördert, und Mitte der 
vierziger Jahre verwendete der Landrat deshalb den größten Teil des Prämien-
fonds für Reisestipendien nach Holland und Belgien, damit einzelne Bauern-
söhne und Leinweber sich über Flachs- und Leinenbehandlung unterrichten 
konnten 2 6 1. Immerhin war die Leinwandproduktion 1847 in der Oberpfalz der 
Gewerbezweig mit den meisten selbständigen Produzenten: 3840 Personen betrie-
ben sie als Hauptbeschäftigung 2 6 2 . Bei dieser Zahl mußten technische Verbesserun-
gen, die die Reisenden erfuhren, die Produktivität wesentlich steigern, wenn sie 
angenommen wurden. 
cc) Einzelne Gewerbeunterstützungen: 
Der Betrag für die sog. Gewerbsunterstützungen, im Etat zunächst unter den 
notwendigen, später unter den fakultativen Ausgaben, schwankte je nach dem 
jährlich angemeldeten Bedarf zwischen 300 fl. und 1200 fl . , 1836 wurden sogar 
1450 fl. zugesagt 2 6 3 . Der Zweck dieser Zuschüsse lag besonders in der Unterstüt-
zung bei Anschaffung neuer Arbeitsgeräte, in heutiger Terminologie Investitions-
hilfen. 
Aber aus diesem Fond würden auch Prämien bezahlt, die die Arbeit in bestimm-
ten Gewerbezweigen honorierten. Dazu gehörten Unterstützungen für Landwirte, 
die auf schlechtem Grund eine Waldkultur aufgebaut oder Wiesen kultiviert 
hatten 2 6 4 , für Gärtner, die besondere Züchtungen hervorbrachten 2 6 5 , auch für Berg-
bauunternehmen, die Blei förderten 2 6 6 . 
Ein jährlich auftretender Betrag war für „Arbeitslehrerinnen auf dem Land" 
bestimmt. Sie hatten die Aufgabe, Mädchen im Stricken, Nähen und Spinnen zu 
unterrichten 2 6 7 . Der Landrat bemängelte schon 1840, daß die Dotation für diese 
2 5 8 Vgl. AP 7. 1833, 18 f.; Rudhart II, 37. 
2 5 9 Vgl. AP 1838, 72. 
2 6 9 Vgl. Rudhart II, 36,38 f. 
2 6 1 Vgl. AP 6. 1844,18 f. 
2 6 2 Vgl. Btge Stat. 1 (1850) 114—125. 
2 6 3 Vgl. AP 1836, 26. 
2«4 Vgl. AP 1838,71. 
2 6 5 Vgl. AP 1842, 23; AP 1. 1844, 26; AP 1845, 32; AP 1846, 29; AP 1847, 13. 
2 6 6 Vgl. AP 1845, 32; AP 1846, 29; AP 1847, 13. 
2 6 7 Vgl. AP 1842, 23; die gleichen Aufgaben nahmen die Arbeitsschulen in den 
Städten wahr, vgl. Müller, 169. 
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Lehrerinnen zu niedrig sei und besserte sie mit den Gewerbeunterstützungen auf. 
Die jährliche Summe von 300 fl . wurde ab 1848 auf 500 fl . erhöht 2 6 8 . 
Der Hauptteil der Gewerbeunterstützungen ging jedoch an Gewerbetreibende 
für den Ankauf von Maschinen und anderen Arbeitsgeräten, Dabei stößt man 
immer wieder auf Seiden- und Leinenweber, die für den Kauf eines weiteren 
Webstuhls mit 100 fl. bis 300 fl. bezuschußt wurden 2 6 9 . Mehrmalige Zuwendungen 
erfuhr das private Braunkohlebergwerk Au , zum Bergamt Amberg gehörend. Mit 
898 fl . Zuschuß von 1837 bis 1840 wurde dort eine Wasserschöpfmaschine her-
gestellt 270 
Mit Ausnahme der Gelder für die Arbeitslehrerinnen blieben die „Gewerbsunter-
stützungen" einzelne Zuschüsse für Gewerbetreibende, die bei der Kreisregierung 
oder beim Landrat beantragt werden konnten. Ähnlich verhielt es sich mit den 
„Landwirtschaftlichen Stipendien". Ab 1833 wurde ein jährlicher Betrag von 150 fl. 
etatiert, der „bedürftigen Söhnen" von Gewerbetreibenden den Besuch der Land-
wirtschaftsschule Schleißheim ermöglichen sollte 2 7 1. Ziel des Landrats war es, im 
Kreis rationellere Betriebstechniken einzuführen und so die Situation der Land-
wirtschaft in der Oberpfalz zu verbessern 2 7 2 . Ab 1842 vergab der Landrat zusätz-
lich „polytechnische Stipendien", die ebenfalls 150 fl . umfaßten. Die Vertei-
lung überließ er der Kreisregierung 2 7 3 . Die polytechnischen Schulen in München, 
Augsburg und Nürnberg hatten in den vierziger Jahren einen erheblichen Zu-
wachs zu verzeichnen: Von 46 Schülern im Jahr 1836 auf 226 im Jahr 1851 2 7 4 . 
Zusammenfassend muß die Einflußnahme des Landrats mit Hilfe des Kreis-
etats auf Landwirtschaft, Handel und Gewerbe infolge der niedrigen Summen als 
gering eingestuft werden. Auch die einzelnen Posten waren ihm schon vorgegeben, 
so daß den Landratsmitgliedern nur die Auf- und Verteilung der Beträge blieb. 
c) Gemeinnützige Anstalten 
In den ersten Jahren seiner Verhandlungen hatte sich der Landrat mit Ver-
sicherungsanstalten zu befassen, die nicht zu seinem Wirkungskreis gehörten, ihm 
jedoch als „Besondere Beratungsgegenstände" vorgelegt wurden. Seine Tätig-
keit beschränkte sich auf die Erstellung von Gutachten. 
aa) Hagelschaden Versicherungsanstalt: 
Auf die Frage nach der Zweckmäßigkeit der Errichtung einer Hagelversiche-
rungsanstalt in Bayern reagierte der Landrat des Regenkreises 1829 mit dem Vor-
schlag, in jedem Kreis eine solche Anstalt zu gründen, da die klimatischen Ver-
hältnisse zu unterschiedlich seien 2 7 5 . Man fürchtete, häufigere Schäden in einem 
anderen Kreis bezahlen zu müssen. Als die Regierung 1833 einen Entwurf zur 
Bildung mehrerer Versicherungsanstalten erstellt hatte, der von einem zentralen 
Gesamtausschuß und selbständigen Kreisvereinen für den rascheren Geschäfts-
2 6 8 Vgl. AP 1840, 56; AP 1848, 15. 
2 6 9 Vgl. AP 1838, 70 f.; AP 1839, 49; AP 1841,17; AP 1842, 23; AP 1845, 32. 
2 7 0 Vgl. AP 1838, 32; AP 1839, 49; AP 1840, 56. 
2 7 1 Vgl. AP 3.1833, 23. 
2 7 2 Vgl. AP 1842, 29. 
2 7 3 Vgl. AP 1846,29; AP 1850, 14. 
2 7 4 Vgl. Btge Stat. 5 (1855) 26 f. 
2 7 5 Vgl. AP 1829, 12—14. 
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gang ausging 2 7 6 , revidierte der Landrat seine Meinung. Da ihm der vorgeschlagene 
Bestand von einer Million Gulden pro Kreis nicht ausreichend erschien, um größere 
Schäden zu decken, plädierte er für den Zusammenschluß mehrerer Kreise. Des-
weiteren bezeichnete er den staatlichen Charakter als ungünstig und die Beiträge 
der einzelnen Versicherungsnehmer als unangemessen hoch. Die Verwaltung war 
nach Ansicht des Landrats mit der Brandversicherungsanstalt zu verbinden, die 
Beiträge von den Rentämtern zu erheben 2 7 7 . 
Während der oberpfälzische Landrat den Entwurf abgelehnt hatte, waren 
nach der Gründung der ersten, auf den Amtsbezirk Mindelheim begrenzten Ha-
gelversicherungsanstalt 2 7 8 im Laufe des Jahres 1833 im Ober- und Unterdonau-
kreis, im Ober- und Untermainkreis sowie im Isarkreis die Statuten für die wei-
teren Anstalten in Kraft getreten 2 7 9 . Sie wurden als Privatvereine von Grund-
besitzern unter dem Schutz der Staatsregierung deklariert. Der Versicherungs-
beitrag wurde prozentual vom Geldanschlag der Ernte erhoben 2 8 0 . 
Noch im Jahr 1833 griff der Landrat des Regenkreises die Statuten des Isar-
kreises auf und plädierte für ihre Ausdehnung auf den eigenen Regierungsbezirk. 
Damit werde die Administration vereinfacht und die eine Kasse gestärkt 2 8 1 . Nach 
der Genehmigung dieses Vorschlags 2 8 2 hatte die Hagelschadenversicherung keinen 
Bezug zu Kreis Verwaltung und Landrat mehr. 
bb) Brandassekuranz: 
Auch den Gedanken der Einführung einer Mobiliarbrandversicherung begrüßte 
der Landrat, als ihm 1833 der Vorschlag zur Begutachtung vorgelegt wurde 2 8 3 . 
Dabei erschien ihm der Anschluß an die bestehende Immobiliarversicherung am 
zweckmäßigsten, weil bei Bränden beides gleichermaßen betroffen sei 2 8 4 . 
Bis 1811 hatten im Königreich einzelne Kreise umfassende Brandversicherun-
gen bestanden, die in diesem Jahr zu einer allgemeinen Immobiliarbrandasseku-
ranz unter staatlicher Leitung zusammengefaßt wurden 2 8 5 . Die Leistungen für die 
Brandschäden wurden weiterhin nach Kreisen geordnet abgerechnet 2 8 6 . 
1834 wurde der Landrat nach Verbesserungsvorschlägen für die Anstalt be-
fragt, worauf er lediglich die Aufnahme der davon ausgeschlossenen Eisenwerke 
anregte. Die Statuten sollten unverändert beibehalten und die Kassenüberschüsse 
bei der Staatsschuldentilgungskasse angelegt werden 2 8 7 . 
cc) Sparkassen: 
Die Beschäftigung des oberpfälzischen Landrats mit dem Sparkassenwesen war 
ebenfalls begutachtender Art: Er sollte über die Frage der zweckmäßigen Aus-
2 7 6 Vgl. AP 3.1833,5. 
2 7 7 Vgl. AP 3. 1833, 13—15. 
2 7 8 Vgl. RB1 1832, 317—350. 
2 7 9 Vgl. die Satzungen im Anschluß an RB1 1833, Nr. 21, 449; Nr. 19, 393; Nr. 24, 
553; Nr. 26, 633; Nr. 28, 705. 
2 8 0 Beil. zu RB1 1833, Nr. 28, 705, Beil. 3. 
2 8 1 Vgl. AP 7. 1833, 4. 
2 8 2 Vgl. IB 1834, 509 f. 
2 8 3 Vgl. AP 7. 1833, 4. 
2 8 4 Vgl. AP 7. 1833,45 f. 
285 v O v. 23. 1.1811, RB1 1811, 129—134; vgl. Volkert, Handbuch, 81 f. 
2 8 6 Vgl. Hauptrechnung, RB1 1833, 217—220, Beil., 3 f. 
2 8 7 Vgl. AP 1834, 31; IB 1835, 165 f. 
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dehnung der sog. Ersparniskassen beraten 2 8 8 . Schon 1816 hatte Max I. Joseph im 
Gesetz über das Armenwesen die Errichtung von Sparanstalten durch die Gemein-
den im Zuge der Armenpflege angeregt. Damit sollte eine Altersversorgung be-
sonders der armen Leute bezweckt werden, die dann nicht mehr dem Staat und 
den Gemeinden zur Last fielen 2 8 9 . Laut Abschied der Ständeversammlung von 
1819 sollte die Errichtung von Sparkassen — als ein weiterer Zweck — der Staats-
schuldentilgungskasse bares Geld einbringen 2 9 0 . Im Laufe der zwanziger Jahre 
wurden tatsächlich mehrere Sparkassen gegründet 2 9 1, u. a. in Regensburg, Amberg, 
Eichstätt und Ingolstadt, die jeweils unter der Verwaltung des Magistrats stan-
den 2 9 2 . Wie der Landrat jedoch bemerkte, genügten sie nicht, um für den ganzen 
Kreis von Nutzen zu sein. 
In seinem Gutachten wies er zunächst auf die Notwendigkeit der staatlichen 
Initiative hin, da durch Bevölkerungswachstum die Armut ins Haus stehe, durch 
Gewinn- und Genußsucht aber die Moralität des Volkes zerstört worden sei. 
Die „stille Sparsamkeit der dienenden Klasse" 2 9 3 gehe zugrunde. Der Landrat 
forderte, jede Ersparnis eines Tagelöhners müsse angelegt werden. Dazu sei drin-
gend erforderlich, die Formalitäten auf ein geringes Maß zu drücken und Geld in 
jeder Höhe in jeder Gemeinde anzunehmen, um eine weite Reise in einen größeren 
Ort überflüssig zu machen. Nach Vorstellungen des Landrats sollten die Gemein-
den die Einlagen an einen Agenten weitergeben, der sie der Städtischen oder 
Kreissparkasse weiterzuleiten habe. Dieser Agent sollte aus dem fakultativen 
Kreisfond bezahlt werden. Die Vorschläge des Landrats setzten sich in den Folge-
jahren aber nicht durch 2 9 4 . 
5. Das Verkehrswesen 
„Von einer materiellen Übertragung der Staatsstraßenunterhaltung auf die 
Kreise in dem Sinne, daß dieselben den erforderlichen Aufwand festzusetzen und 
auch aus eigenen Mitteln der Kreisgemeinde vollständig aufzubringen gehabt hät-
ten, war keine Rede. Eine Mitwirkung der Landräte hinsichtlich der Staats-
straßenneubauten wurde nur insofern statuiert, als die Staatsregierung gehalten 
war, alle Voranschläge den betreffenden Landräten zur Prüfung vorzulegen" 2 9 5 . 
Diese bezüglich des Kreislastenausscheidungsgesetzes von 1831 gemachte Fest-
stellung wurde in den vorangegangenen Kapiteln in analoger Weise bestätigt. Im 
Hinblick auf den Straßenbau findet sie ihre Begründung in der Auseinander-
setzung zwischen der Kammer der Abgeordneten und der Regierung während der 
zwanziger Jahre um die vollständige Übertragung des Straßenwesens auf die 
Kreise 2 9 6 . Weder das Landratsgesetz noch die folgenden Ausscheidungsgesetze 
2 8 8 Vgl. AP 1834,4,9—11. 
2 8 9 Vgl. RB11816, 801, Art. 57. 
2 9 0 Vgl. GBl 1819, 253, Ziff. XI. 
2 9 1 Z.B. 1823 in Augsburg, Nürnberg, Ansbach, vgl. RB1 1823, 329—336, 337—341, 
1064—1067. 
2 9 2 Vgl. AP 1834, 10 f.: 1832 hatte Amberg Einlagen in Höhe von 46 620fl., Regens-
burg 22 660fl., Ingolstadt 44 731 fl. und Eichstätt io 000 fl. 
2 9 3 Vgl. AP 1834, 9. 
2 9 4 Vgl. IB 1835, 165 f. 
295 Härtung, 41; die Aussage ist nur insoweit zu relativieren, als der Ausdruck „Kreis-
gemeinde" für die Zeit vor 1852 nicht zutrifft. 
2 9 6 Vgl. Anm. 295, 36, 42. 
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brachten aber die Erfüllung dieser Forderung der zweiten Kammer. 1831 wurde 
festgelegt, daß der Staat die Anlage neuer Staatsstraßen und deren Unterhaltung 
aus allgemeinen Staatsmitteln übernahm, während die bereits bestehenden Stra-
ßen den Kreisen zur Unterhaltung überwiesen wurden. Zu diesem Zweck wurden 
Staatsgelder als Deckungsmittel zugeteilt; die Ausscheidung blieb also rein for-
mell 2 9 7 . 
Neben den Staatsstraßen existierten die sogenannten Vizinalstraßen, ab 1835 
Distriktsstraßen genannt 2 9 8 , die von den Gemeinden zu unterhalten waren. Deren 
Zustand verschlechterte sich zunehmend, da in den zwanziger Jahren immer mehr 
Staatsstraßen aufgelassen worden waren, um die wichtigen Verbindungsstrecken 
von Staats wegen besser fördern zu können. Durch die steigende Zahl der Vizinal-
straßen wuchs die Belastung der Gemeinden 2 9 9 . 
Eine Ordnung des Straßenwesens sollte 1835 erfolgen, als per Verordnung eine 
Klassifizierung vorgenommen wurde 3 0 0 . Neben die Staatsstraßen, definiert als 
überregionale Handelswege, Heerstraßen und Verbindungen zwischen Landes-
hauptstadt und Kreishauptstädten, sollten sogenannte Kreisstraßen treten, die 
Amtsbezirke mit der Kreishauptstadt oder Kreise mit großen Handelsstraßen 
verbanden. Diesen untergeordnet sollten als Distriktsstraßen die notwendigen 
Verbindungslinien innerhalb des Distrikts und von einem Bezirk zum anderen 
gelten. Die Klassifizierung schuf jedoch mehr Unklarheiten als sie beseitigte, in-
dem die Bezeichnungen nicht die Träger der Straßen angaben. So existierten in 
Bayern im 19. Jahrhundert keine Kreisstraßen, die vom Kreis unterhalten wor-
den wären 3 0 1 . 
Man unterschied nur zwischen Straßen, deren Unterhaltung vom Staat auf den 
Kreis überwiesen wurde und den sogenannten Bezirkswegen, die der Kreis unter-
stützte. Hinsichtlich ihrer Verwaltung standen alle Straßen unter staatlicher Auf-
sicht 3 0 2 . Die Ausgaben für erstere hatte der Landrat im Kreishaushalt für notwen-
dige Zwecke unter der Rubrik „Straßen- und Brückenbau" zu prüfen. Die Bezirks-
wege wurden aus dem fakultativen Kreishaushalt unterstützt. Die Posten hierfür 
waren wesentlich niedriger veranschlagt als die Beträge für die Staatsstraßen 3 0 3 . 
Am Ende des hier zu behandelnden Zeitraums wurde die Unterhaltung der Staats-
straßen mit Wirkung vom 1. 10. 1849 zentralisiert und dem Innenministerium 
unterstellt, wodurch der Landrat einer weiteren Beschäftigung enthoben wurde 3 0 4 . 
a) Die Staatsstraßen 
Die Beschäftigung des Landrats mit den Staatsstraßen beschränkte sich auf ein 
Gutachten in seiner ersten Verhandlung 1829, auf die Prüfung der im notwendi-
gen Etat vorgesehenen Unterhaltskosten für den Straßenbau und auf die Kon-
trolle der vom Staat geplanten Ausgaben für Straßenneubauten. Wie die Land-
ratsprotokolle zeigen, handelte es sich bei den „Neubauten" keineswegs nur um 
die Anlage neuer Straßenzüge. Vielmehr beinhaltete dieser Ausdruck auch die 
2 9 7 Vgl. Anm. 295,40 f. 
2 9 8 VO v. 18.2. 1835, Döllinger XVI, 583. 
2 9 9 Vgl. Härtung, 39,43. 
3 0 0 VO v. 18.2.1835, Döllinger XVI , 579—587. 
3 0 1 Vgl. die LR-Protokolle und Härtung, 49. 
302 v g l . Volkert, Handbuch, 248. 
3 0 3 S. Anlage XIII. 
3 9 4 GBl 1846,52; vgl. Härtung, 55. 
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Erweiterung von Straßen in bestimmten Teilabschnitten, Umbau, Wiederherstel-
lung oder Ausbesserung von Straßen 3 0 5 . 
1829 wurde der Landrat mit der Frage befaßt, welche Vizinalstraßen geeignet 
wären, wegen ihrer Wichtigkeit zu Kreisstraßen erhoben zu werden. Im Verständ-
nis der Zeitgenossen hätte dies die Unterhaltung durch den Staat bedeutet. Als 
vordringlichste Aufgabe bezeichneten die Landratsmitglieder die Erweiterung 
und Erhebung der Straße von Etterzhausen über Kallmünz entlang der Vils nach 
Amberg. Damit würde das Binnenland auf kürzestem Weg durchschritten und 
eine Verbindung zwischen Reichenhall, Regensburg, Amberg und dem Fichtel-
gebirge hergestellt. Vor allem der Salztransport von Süden nach Norden würde 
durch die Umgehung mehrerer Berge erleichtert. Ein weiterer Vorteil betraf die 
oberpfälzische Eisenindustrie, indem die Eisenhammerbesitzer im Naab-, Vils-
und Laabertal eine bessere Verbindung mit Amberg bekämen 3 0 6 . Der König sicherte 
den Bau dieser „wichtigen Straße" zu 3 0 7 . Die Vermessungen, Voranschläge und 
sonstigen Vorarbeiten der Kreisregierung in der Folgezeit müssen jedoch nicht die 
gewünschten Ergebnisse erzielt haben, denn 1831 erklärte Ludwig I. die Verzöge-
rung des Baubeginns mit zu hohen Kostenvoranschlägen 3 0 8 . 
Da die Straße in den folgenden Jahren nicht im Straßenneubauetat berück-
sichtigt wurde, unterstützte man sie sukzessive aus dem fakultativen Kreisfond 
unter der Position Bezirkswege mit den entsprechend niedrigen Summen 3 0 9 . Eine 
staatliche Finanzierung und damit die Erhebung zu einer Kreis- oder Staats-
straße wurde ihr nicht zuteil, was sich auch mit der Beobachtung Hartungs deckt, 
wonach es überhaupt nicht zur Bildung von Kreisstraßen kam. Auch im Land-
ratsabschied von 1839 wird die Existenz von Kreisstraßen ausdrücklich negiert, 
indem der König die Erhebung einer Straße zur Kreisstraße mit dem Argument 
verwehrt, es fehlten gesetzliche Bestimmungen zur Regelung eines derartigen 
Status' 3 1°. 
Bei der Kontrolle des Neubauvoranschlags begrüßte der Landrat Maßnahmen 
des Staates zur Verbesserung und zum Ausbau von überregional bedeutsamen 
Straßenzügen. In den ersten drei Jahren, also vor dem Ausscheidungsgesetz hatte 
noch keine Trennung von Staatsstraßen und Bezirkswegen stattgefunden, so daß 
der Straßenetat neben den großen und wichtigen Ausgaben auch unbedeutende 
Maßnahmen an kleinen Straßen beinhaltete. Hier bildeten die Ausgaben für das 
Straßenwesen nahezu den gesamten Kreishaushalt311. 
Ab 1831 fielen unter die Straßenneubauten nur noch die Verbindungslinien zu 
anderen Regierungsbezirken. Erweitert und verbessert wurden312: 
1. Regensburg-Schwandorf-Wernberg-Tirschenreuth-Eger313 
2. Regensburg-Burglengenfeld-Amberg-Bayreuth314 
3 0 5 Vgl. auch Härtung, 41, Anm. 2. 
3 0 6 Vgl. AP 1829,21. 
3 0 7 Vgl. IB 1830, 565 f. 
3 0 8 Vgl. IB 1831,207 f. 
3 9 9 Vgl. z. B. AP 1839, 17 f.; s. Anlage XVI. 
3 1 0 Vgl. IB 1839,1101 f. 
3 1 1 S. Anlage XIII. 
3 1 2 S. Anlage XVII. 
3 1 3 Vgl. AP 1836, 27; AP 1838, 33 f.; AP 1839, 13; AP 1840, 12; AP 1841, 22; 
AP 1842,12; AP 1. 1844,14; AP 6. 1844,11; AP 1848, 20. 
3 1 4 Vgl. AP 1834, 20; AP 6. 1844, 11; AP 1848, 20. 
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3. Regensburg-Hemau-Neumarkt-Nürnberg 3 1 5 
4. Regensburg-Kehlheim-Ingolstadt316 
5. Hemau-Kehlheim 3 1 7 
6. Nürnberg-Amberg-Rötz-nach Böhmen 3 1 8 
7. Beilngries-Landshut319. 
Vielfach wurden diese Hauptstrecken nur mit geringen Mitteln umgebaut bzw. 
an einzelnen Stellen erweitert. Die ersten drei genannten Züge baute man aber in 
größerem Stil aus. In den Bau der Schwandorf er Naabbrücke wurden 1836 7000 fl . 
investiert, 1838 für die Strecke Teublitz-Schwandorf 33 724 fl . veranschlagt, wo-
von 1840 nur noch 7000 fl . fehlten. 1841 erfolgte die Erweiterung bei Steinweg, 
1842 bei Reinhausen; 1844 wurden für die Strecke Regensburg-Wernberg wei-
tere 6400 fl. , für den Abschnitt Wernberg-Tirschenreuth 13 825 fl . genehmigt und 
1848 der Bedarf für die Korrektion der Wernberg-Tirschenreuther Straße auf 
46 490 fl . beziffert. 
In ähnlichem Umfang wurde der an dritter Stelle genannte Straßenzug aus-
gebaut. 1839 waren von erforderlichen 88 671 fl . zur Erweiterung der Regens-
burg-Nürnberger Straße besonders im Bereich Neumarkt und Deuerling 31 675 fl . 
genehmigt und verplant, ein Jahr später bereits 59 022 fl . und im Jahr 1848 be-
nötigte man nur noch 6500 fl . zur Fertigstellung. 
Große Anstrengungen verlangte auch der Ausbau der Strecke von Regensburg 
über Amberg nach Bayreuth. Im Etatjahr 1844/45 wurden für den ersten Strek-
kenabschnitt 13 209 fl . veranschlagt, für den zweiten Teil bis zur Grenze des 
Regierungsbezirks 18 080 fl . 
Der Landrat unterstützte alle geplanten Straßenverbesserungen ausdrücklich 
und gab auch Anregungen zur Erhaltung des Straßenzustands, z. B. durch einen 
vergrößerten Unterhaltungsbeitrag 3 2 0 . Er beklagte sich über Verzögerungen beim 
Straßenbau v. a. im Bereich Teublitz. Die Stadt Burglengenfeld hatte offensicht-
lich mit nicht genannten Methoden den Bau des Streckenabschnitts Teublitz-
Schwandorf zu behindern versucht, da hierdurch eine kürzere Verbindung zwischen 
Regensburg und Schwandorf zustande kam, die Burglengenfeld abseits liegen 
ließ. Weil die Strecke ein wichtiger Handelsweg war, fürchtete man seitens der 
Stadt große finanzielle Einbußen. Der Landrat forderte hingegen den möglichst 
raschen Vollzug des Baus 3 2 1 . 
b) Die Bezirkswege 
Die in den Landratsprotokollen genannten Bezirkswege waren identisch mit 
Vizinalstraßen bzw. ab 1835 Distriktsstraßen. Sie wurden definiert als wichtige 
Verbindungen einzelner Gemeinden innerhalb eines Polizeidistrikts, der gleich-
zeitig Landgerichtsbezirk war 3 2 2 . Auch Verbindungsstraßen zwischen Landgerichts-
bezirken wurden als Bezirkswege deklariert. Die Ausführung geplanter Bauvor-
3 1 5 Vgl. AP 1838, 33 f.; AP 1839, 13; AP 1840, 12; AP 1841, 22; AP 1842, 12; 
A P I . 1844,14; AP 6.1844, 11; AP 1848, 20. 
3 1 6 Vgl. AP 7. 1833, 46; AP 1842,12; AP 1. 1844, 14. 
3 1 7 Vgl. AP 7. 1833, 46. 
3 1 8 Vgl. AP 6. 1844, 11; AP 1848,20. 
3 1 9 Vgl. AP 1842, 12; AP 1. 1844, 14. 
3 2 9 Vgl. AP 1838, 33 f.; BP 1847, 5. 
3 2 1 Vgl. AP 1834,20 f. 
3 2 2 Vgl. Härtung, 48. 
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haben oblag den Polizeibehörden, die unter der Kontrolle der Kreisregierung 
standen 3 2 3 . 
Der Landrat war gesetzlich nicht mit den Bezirkswegen befaßt. Trotzdem er-
schien ab 1831 im Kreishaushalt für fakultative Zwecke ein annähernd konstan-
ter Betrag für Bezirkswege. Damit sollten aus Kreismitteln Bauvorhaben einzel-
ner Landgerichtsbezirke, die für den Kreis von Bedeutung waren, unterstützt wer-
den. Die Entscheidungsbildung für die Vergabe von Zuschüssen wurde wesentlich 
von der Kreisregierung beeinflußt, indem sie dem Landrat Empfehlungen, Wün-
sche und die Eingaben aus den Bezirken vorlegte 3 2 4 . Die Beschlüsse des Landrats 
mußten daraufhin als Anträge im Allgemeinen Protokoll formuliert und ab-
schließend als freiwillige Unterstützungsbeiträge des Kreises genehmigt werden. 
Die jährliche Gesamtsumme für die Bezirkswege belief sich fast ausschließlich 
auf 2000 fl . 3 2 5 , die entsprechend der gestellten Anträge aufgeteilt wurden: Die 
Einzelbeträge schwankten zwischen 50 fl. und maximal 600 fl. , was aber nur ein-
mal vorkam 3 2 6 . Die meisten Beträge lagen zwischen 100 fl. und 200 fl . , wobei eine 
gewisse Nivellierung im Laufe der Zeit auffällt. 
1839 wurden erstmals aus dem Fond 1300 fl. zur Aufstellung von sogenannten 
Bezirkswegmachern in jedem der 26 Polizeidistrikte beantragt und genehmigt 3 2 7 . 
Diesen übertrug man die Bauaufsicht über den Straßenbau. Sie mußten „Weg-
meister" sein und wurden hauptberuflich für diese Tätigkeit engagiert. Den von 
örtlichen Polizeibehörden bis dahin eingesetzten Aufsichtspersonen hatte der 
Landrat schon zuvor mangelnde Kenntnisse vorgeworfen und ihren „guten Wil-
len" angezweifelt 3 2 8 . Die von den Distrikten zu bezahlenden Wegmacher unter-
stützte der Kreis von 1839 mit 50 fl. pro Bezirk. Diese qualifizierte Straßenbau-
aufsicht scheint sich in den folgenden Jahren bewährt zu haben, da die Landrats-
protokolle keine negativen Äußerungen enthalten. Sie wurden zu einer festen 
Einrichtung, von der sich der Landrat eine bessere Erhaltung der Straßen ver-
sprach. 
Bei der Verwendung der Gelder legte der Landrat besonders das Kriterium der 
Bedeutsamkeit einer Distriktsstraße an. Es ging ihm v. a. um die Verbesserung 
der Verbindungswege innerhalb des Kreises, um Handel und Industrie zu begün-
stigen 3 2 9 . Auch sollten kleinere Orte mit größeren besser verbunden werden 3 3 0 . 
Unterstützungsbedarf ergab sich z. B., wenn beim Bau unvorhergesehene Hinder-
nisse zu bewältigen waren. So mußten z. B. auf der Strecke Flossenbürg-Bärnau 
Granitblöcke gesprengt werden 3 3 1 . Keine Rolle spielte für die Unterstützung die 
Art der Baumaßnahme. So bezuschußte er die Herstellung einer Distriktsstraße 
durch das Altmühltal oder die Erweiterung der Straßen Donaustauf-Wörth und 
Kallmünz-Schmidmühlen. Auch Reparaturen infolge von Naturereignissen, wie 
3 2 3 VO v. 2. 7.1829, Döllinger XVI, 807—809; Instruktionen für die Polizeibehörden 
vgl. 810—818. 
3 2 4 Vgl. z. B. AP 1839, 18. 
3 2 5 S.Anlage XIII. 
3 2 6 Vgl. AP 7. 1833, 22. 
3 2 7 Vgl. AP 1839, 18; IB 1839, 1101 f. 
3 2 8 Vgl. AP 1836,29. 
3 2 9 Vgl. AP 1838, 63. 
3 3 0 Vgl. AP 1832, 17. 
3 3 1 Vgl. AP 1840,49. 
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z. B. Hagelschläge im Landgericht Tirschenreuth, wurden vom Kreis unterstützt 3 3 2 . 
Z . T. wurden keine einzelnen Straßen genannt, sondern ein gewisser Betrag einem 
Landgerichtsbezirk zugewiesen, zur Unterhaltung der darin befindlichen Distrikts-
straßen 3 3 3 . Der überwiegende Teil der veranschlagten Etatsumme floß jedoch für 
Bezirkswegmacher ab. 
Die geographische Verteilung der Zuschüsse ist der beiliegenden Karte zu ent-
nehmen 3 3 4 . Sie zeigt den Regierungsbezirk Oberpfalz in den Grenzen von 1837. 
Aus ihr wird ersichtlich, daß fast alle Teile der Oberpfalz an den Kreisgeldern 
partizipierten, die Wegmacher wurden ohnehin gleichmäßig unterstützt. Manche 
Strecken wurden wegen ihrer Bedeutung öfters bezuschußt. Für sie bemühte sich 
der Landrat auch, die Erhebung zu staatlich finanzierten Straßen zu erreichen 3 3 5 . 
Ein Augenmerk richteten die Landratsmitglieder auch auf die tatsächliche Ver-
wendung der genehmigten Gelder. Seiner Mahnung 1838 3 3 6 folgte 1839 der Aus-
druck vollster Zufriedenheit mit der Durchführung beschlossener Maßnahmen 3 3 7 . 
Zu Beginn der neuen Finanzperiode 1844 konnte der Landrat darauf hinweisen, 
daß in den Jahren 1835 bis 1842 nur 1172 fl . ihrer Verwendung nicht zugeführt 
worden seien. Diese Summe sollte auf die einzelnen Landgerichte aufgeteilt wer-
den 3 3 8 . 
Die Anträge des Landrats über die Verwendung der Gelder wurden zwar 
genehmigt, doch die Gesamtsumme von 2000 fl . jährlich für Bau, Verbesserung 
und Unterhaltung der Distriktsstraßen relativiert die Bedeutung des Kreises für 
den Zustand seiner Straßen enorm. Die Beträge konnten nur ein Tropfen auf dem 
heißen Stein sein, was eine Bemerkung aus den Verhandlungen von 1848 auch 
verdeutlicht: Der Landrat klagte bei der schon erhöhten Summe von 3000 fl. , die 
Bedürfnisse im Kreis könnten bei weitem nicht befriedigt werden; er forderte die 
eine Aufstockung um mindestens 50 % 3 3 9 . 
c) Wünsche und Anträge 
Stellte der Landrat zu den Straßenneubauten durch den Staat keine nennens-
werten Anträge, so waren ihm stark frequentierte Bezirkswege ein besonderes 
Anliegen. Sein Bestreben richtete sich auf wirkungsvolle Entlastung der Gemein-
den. Der Staat sollte sich mit namhaften Beträgen engagieren, um den unbefrie-
digenden Zustand der Straßen in der Oberpfalz zu verbessern 3 4 0 . Da der Land-
rat mit seinen begrenzten Mitteln im fakultativen Kreisfond den Unterhalt von 
Distriktsstraßen nur unzureichend unterstützen konnte, äußerte er in seinem 
Besonderen Protokoll über den Zustand des Kreises mehrfach Wünsche, Bezirks-
straßen mit hohem Verkehrsaufkommen und besonderer Bedeutung für den Re-
gierungsbezirk zu Kreisstraßen zu erheben. Der Landrat bezog sich dabei auf die 
Klassifizierung von 1835, die Kreisstraßen angekündigt hatte. 
3 3 2 Vgl. AP 1847,9. 
3 3 3 S. Anlage XVI. 
3 3 4 S.Anlage XVII. 
3 3 5 S. S. 208, 209. 
3 3 6 Vgl. AP 1838, 63. 
3 3 7 Vgl. AP 1839,16. 
3 3 8 Vgl. AP 1.1844,25 
3 3 9 Vgl. AP 1848, 16. 
3 4 9 Vgl. AP 1848, 16. 
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Die 1836 noch teilweise zum Kreis gehörige Vizinalstraße von Abensberg über 
Mainburg nach Freising sollte aufgrund ihrer außerordentlichen Bedeutung als 
Verbindung zwischen München und Regensburg zur Kreisstraße deklariert wer-
den, da die Gemeinden mit ihrer Unterhaltung überfordert seien. Verfallene 
Brücken zeugten von mangelnder Sorgfalt 3 4 1. Desgleichen befürwortete der Land-
rat die Erhebung der Strecke von Berching über Frey Stadt nach Nürnberg. Fünfzig 
Jahre zuvor sei sie mit hohen Kosten neu gebaut, dann aber von den Landgerichten 
Neumarkt und Beilngries vernachlässigt worden. Da die Ortschaften dort aber 
vier bis fünf Stunden von der Hauptstraße entfernt seien und die Drahtfabriken 
in Allersberg großen Transport nach Nürnberg führten, sollte sie zur Kreisstraße 
erhoben werden 3 4 2 . Der König verwies auf die noch ausstehende Revision des 
Straßennetzes 3 4 3 , die aber bis 1852 nicht durchgeführt wurde. So nahmen sich die 
folgenden Anträge, die sich auf die letztgenannte Straße bezogen, bescheidener aus: 
1841 forderte man zumindest die Erhebung als „Hochstraße" dafür 3 4 4 . Scharf griff 
der Landrat die Verzögerung der Bauarbeiten im Bereich Mittelfranken an, das an 
einem Ausbau nicht interessiert war 3 4 5 , und noch 1844 beklagte er sich darüber, 
daß die schadhaften Straßenabschnitte in Mittelfranken nicht ausgebessert wür-
den 3 4 6 . 
Eine weitere stark frequentierte Distriktsstraße war die Postverbindung Am-
berg-Hirschau-Weiden. Der Landrat forderte ihre Überleitung auf den Staatsfond, 
weil die Gemeinden die Unterhaltungskosten unmöglich aufbringen könnten 3 4 7 . 
Daß die Situation vom Landrat ernst genommen wurde, verdeutlichen die Zu-
schüsse; diese Straße wurde überdurchschnittlich berücksichtigt 3 4 8 . Eine Status-
änderung erreichte der Landrat jedoch nicht. 
Die Straße durch die Cham-Further Senke von Bruck über Roding nach Böh-
misch- Vollmau sollte nach Ansicht der Landratsmitglieder ebenfalls Staatsstraße 
werden. Sie war schon einmal ein wichtiger Verbindgungsweg gewesen, dann aber 
von der Strecke über Waldmünchen nach Böhmen abgelöst worden. 1840 meinte 
der Landrat, nun werde ihr Wert wieder erkannt, doch genüge sie nicht mehr 
den gegenwärtigen Ansprüchen 3 4 9 . Der König erklärte die Strecke allerdings als 
ungeeignet für den Status einer Staatsstraße 3 5 0 . 
Auch mit einem anderen Anliegen hatte der Landrat keinen Erfolg. Im Nor-
den der Oberpfalz fehlte eine direkte Postverbindung von Ost nach West. Diese 
sollte auf der Strecke Tirschenreuth—Erbendorf—Kemnath—Bayreuth hergestellt 
werden. Da in Erbendorf und Umgebung zahlreiche Ämter existierten, jedoch 
keine Postanbindung, müsse man Boten zwei bis drei Stunden lang nach Kem-
nath, Neustadt/Wn. oder Mitterteich schicken 3 5 1 . Der König sprach sich zunächst 
3 4 1 Vgl. BP 1836, 3. 
3 4 2 Vgl. BP 1836, 5. 
3 4 3 Vgl. IB 1836,1853 f. 
3 4 4 Vgl. BP 1841,6. 
3 4 5 Vgl. BP 1842, 3; IB 1842, 2233 f. 
3 4 6 Vgl. BP 6. 1844, 7. 
3 4 7 Vgl. BP 1840, 4. 
3 4 8 S.Anlage XVI . 
3 4 9 Vgl. BP 1840,10. 
3 5 9 Vgl. IB 1842, 2235 f. 
3 5 1 Vgl. BP 1845, 5. 
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positiv über den Vorschlag aus 3 5 2 , doch nach zweimaliger Wiederholung der Bitte 
entschied er, der Straßenzustand sei für einen Postwagen zu schlecht, eine Ver-
besserung nicht finanzierbar 3 5 3 . 
Insgesamt schmetterte der Landrat mit seinen Wünschen — unabhängig von 
deren Berechtigung — schon deshalb ab, weil es den Status einer Kreisstraße nur 
auf dem Papier gab und Bemühungen der Regierung eher auf Reduzierung als 
auf Vermehrung der Staatsstraßen ausgerichtet waren 3 5 4 . 
6. Das Besondere Protokoll — Bemerkungen über den Zustand des Kreises 
„Zum Wirkungskreis des Landrathes gehört: . . . Die Äußerung über den Zu-
stand des Regierungsbezirkes und über die etwa wahrgenommenen Gebrechen 
der Verwaltung, so wie die Stellung hierauf bezüglicher Anträge zur Abhülfe und 
Verbesserung" 3 5 5 . 
Waren die bisherigen Beratungsgegenstände von der Regierung auf den Land-
rat übertragen, so konnte er bei den Bemerkungen über den Zustand des Kreises 
Eigeninitiativen entwickeln; Thema und Inhalt waren nicht vorgegeben. Diesem 
Beschwerderecht war auch ein eigener Platz in den Verhandlungen zugewiesen, 
da die diesbezüglichen Wünsche und Anträge in gesonderter Form, im sogenannten 
Besonderen Protokoll fixiert und nicht an die Kreisregierung, sondern unmittel-
bar an das Innenministerium nach München weitergereicht wurden 3 5 6 . 
über die Genese der Entscheidungen im Landrat, welche Wünsche aufgenom-
men werden sollten, ist den Protokollen nichts zu entnehmen, da sie nur die 
Anträge selbst enthalten. Auch über die Initiatoren der Beschwerden kann nichts 
ausgesagt werden: Ob die Anregungen beispielsbeise von den Landratsmitgliedern 
selbst stammten oder aus deren Verbindung mit unteren Verwaltungsstellen oder 
aus der Bevölkerung herangetragen wurden, bleibt im Dunkeln. Aus zwei klei-
nen Hinweisen läßt sich jedoch erschließen, daß nicht alle eingebrachten und dis-
kutierten Vorschläge Eingang ins Protokoll fanden: 1833 versagte der Landrat 
einem Antrag die Unterstützung, wonach die Stadt Eichstätt mit einem Stadt- und 
Kreisgericht versehen werden sollte 3 5 7 . 1839 beschloß der Landrat laut Protokoll 
nur mit elf gegen zehn Stimmen Mehrheit die Aufnahme des Antrags, das Fach 
Erziehung und öffentlicher Unterricht an der Studienanstalt Amberg dem Bene-
diktinerorden zu unterstellen, um damit Kreismittel zu sparen 3 5 8 . Der König be-
mühte sich, im Landratsabschied zu jeder Äußerung Stellung zu nehmen 3 5 9 und 
damit sein Interesse an den Sorgen und Nöten seiner Untertanen zu bekunden. 
Die meisten Anträge wurden, wie im Detail noch zu sehen sein wird, an die Kreis-
regierung verwiesen, „wohlwollend" geprüft, „sorgfältig in Erwägung" gezo< 
gen oder für die zukünftige Behandlung berücksichtigt. 
Die Inhalte des Besonderen Protokolls erstreckten sich über weite Bereiche des 
öffentlichen Lebens. Kleine Probleme in einem Landgericht wurden ebenso vor-
getragen wie Unzufriedenheit über gesetzliche Bestimmungen, die das ganze 
3 5 2 Vgl. IB 1845, 2139 f. 
3 5 3 Vgl. BP 1846, 3; BP 1847, 4; IB 1848, 635 f. 
3 5 4 S. S. 203. 
3 5 5 GBl 1828, 53, § 2. 
sse vgl. § 28 des LR-Gesetzes, GBl 1828,68 f. 
3 5 7 Vgl. BP 3. 1833, 7. 
3 5 8 Vgl. BP 1839, 5. 
3 5 9 Vgl. die Kapitel „Wünsche und Anträge" in den LR-Abschieden. 
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Königreich betrafen. Die meisten Äußerungen berührten dabei die wirtschaft-
liche oder Verkehrssituation im Kreis 3 6 0 . Gegenstand der Kritik waren sowohl 
Verwaltungsstellen als auch einzelne Bevölkerungsgruppen oder -schichten. 
Eine vollständige Erfassung aller Anträge war nicht möglich, so daß es zweck-
mäßig erschien, thematische Schwerpunkte zu bilden und diesen die einzelnen 
Anträge soweit möglich unterzuordnen. Auf diese Weise wird sowohl ein Über-
blick über das Spektrum der landrätlichen Tätigkeit als auch eine Konkretisierung 
am Beispiel seiner Hauptanliegen geboten, um seine Argumentationsweise deut-
lich zu machen. 
a) Äußerungen in Verwaltungsangelegenheiten 
Beschwerden des Landrats über die Verwaltung im Kreis betrafen zum einen 
organisatorische Probleme, zum anderen einzelne Verwaltungsstellen, die von 
der Regierung zurechtgewiesen werden sollten. 
Ein Anliegen, das den Landrat von Beginn an beschäftigte, war die Verkleine-
rung der Landgerichtsbezirke in der Oberpfalz. Die weite Ausdehnung bedeutete 
für die Leute auf dem Land eine unnötige Härte, weil dadurch z. T. Wege von 
mehreren Stunden bis zum Sitz des Landgerichts zurückzulegen waren 3 6 1 . Der 
König versicherte, daß die Arrondierung und Verkleinerung der Bezirke auch in 
seiner Absicht lägen 3 6 2 , und so bekam die Oberpfalz 1838 vier neue Landgerichte 
mit Sitzen in Vilseck, Weiden, Nittenau und Neumarkt 3 6 3 . Ganz zufrieden war der 
Landrat dennoch nicht, da auch die Errichtung eines Landgerichts Erbendorf er-
wartet worden war. Dort hatte man schon einen Bauplan erstellt, Häuser an-
gekauft und sie hergerichtet. Da die umliegenden Landgerichtsbezirke Neustadt/ 
Wn., Kemnath, Waldsassen und Tirschenreuth allesamt zu groß seien, beantragte 
der Landrat nochmals die Errichtung in Erbendorf, was jedoch nicht genehmigt 
wurde 3 6 4 . Trotzdem kam die Regierung nicht umhin, zehn Jahre später das Land-
gericht Erbendorf zu bilden 3 6 5 . 
Ähnliche Erweiterungen beantragte der Landrat auch in bezug auf die Bau-
verwaltung und Polizei. Weil die Bauinspektion Weiden mit elf Landgerichts-
bezirken eine zu weite Ausdehnung besaß, sollte neben Regensburg, Amberg und 
Weiden eine vierte in Rötz oder Neunburg v. W. für den Osten des Regierurigs-
bezirks gebildet werden 3 6 6 , was 1847 auch zugesichert wurde 3 6 7 . 
Gerade in Grenzgebieten forderte der Landrat auch die Erhöhung der Zahl von 
Gendarmen, um die öffentliche Sicherheit zu gewährleisten. Besonders aus Böh-
men komme viel „schlechtes Gesindel" über die bayerische Grenze. Neue Poli-
zeistationen in Floß und Mähring sollten eingerichtet und aufgelöste Stationen 
wiederhergestellt werden 3 8 8 . 
3 6 0 Die Bemerkungen zur Verkehrssituation wurden schon im letzten Kapitel be-
handelt, s. S. 202—209. 
3 6 1 Vgl. BP 1829, 19; BP 1835, 6. 
3 6 2 Vgl. IB 1835, 1965 f. 
3 6 3 S. Anm. 89. 
3 6 4 Vgl. BP 1839, 3; IB 1839,1103 f. 
3 6 5 S. Anm. 89; Weber, Anhangbd., 138. 
3«6 Vgl. BP 1846, 9. 
3 6 7 Vgl. IB 1847, 437 f. 
3 6 8 Vgl. BP 1842, 4; der König versprach lediglich eine Prüfung des Antrags, vgl. 
IB 1842, 2233 f. 
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Die vorgeschriebene Handhabung der Abgabe von Waldstreu aus den staat-
lichen Waldungen an die Bevölkerung war mehrmals Gegenstand kritischer Be-
merkungen des Landrats. Vor allem die Beschränkungen auf einen bestimmten 
Termin waren ihm ein Dorn im Auge, weil besonders im böhmischen Wald die 
Witterung oft schlecht sei, so daß die Streu nicht abgeholt werden könne. Die 
Zeitspanne sollte wesentlich verlängert werden 3 6 9 . Die steigenden Preise wurden 
ebenso beklagt 3 7 0 wie die Begrenzung der Abgabe auf königliche Grundholden 3 7 1 . 
Einer generellen Regelung im Sinne des Landrats wollte der König aber nicht 
zustimmen. Nur wo über den Bedarf der „königlichen Untertanen" hinaus 
genügend vorhanden war, konnte die Kreisregierung private Landleute an der 
staatlichen Rechstreu partizipieren lassen 3 7 2. 
Arg beklagte der Landrat die „Tax- und Sportelexzesse" durch die Willkür 
von Gerichts- und Polizeibeamten. Vielfach würden Gerichtsverhandlungen hin-
ausgezögert, um höhere Taxen und Sportein zu bekommen. Dabei handelte es sich 
um Entgelt, das Gerichtspersonen bei Amtshandlungen gezahlt wurde. Die Be-
träge würden von Schreibern und Gerichtsdienern eingetrieben, die nicht auf 
gesetzmäßiges Handeln vereidigt und keiner Kontrolle unterworfen seien. Sie be-
nützten als Exekutionsmittel Mahngebühren, deren Höhe oft sogar die Taxen 
übertreffe. Die Ursache dieser Mißbräuche sah der Landrat in der provisorischen 
Taxordnung von 1810 begründet, wonach die Beamten — an den Taxen beteiligt — 
ein unmittelbares Interesse an hohen Beträgen hatten. Der Landrat forderte des-
halb die Aufhebung der Taxordnung und Tantiemen für die Beamten 3 7 3 . Der Kö-
nig hielt dies nicht für notwendig, sondern wies lediglich die Kreisregierung an, 
amtlich bekanntgewordene Mißbräuche zu ahnden 3 7 4 . 
Auch Einzelfälle unkorrekten Verhaltens von Verwaltungsbeamten prangerte 
der Landrat an. Er beklagte sich z. B. über die Begünstigung eines Holzhändlers 
aus Neustadt a. d. Donau, der vom Forstamt Beilngries bestes Holz ohne Er-
steigerung erhalten habe, während einheimische Gewerbetreibende nur wenig 
Holz von geringer Güte steigern könnten 3 7 5 . 
Eine nicht spezifisch oberpfälzische Angelegenheit war das vom Landrat kriti-
sierte Verbot fremder Scheidemünzen 3 7 6 . Alle staatlichen Einrichtungen waren in 
der königlichen Verfügung aufgefordert, geringhaltige und durchlöcherte Münz-
sorten sowie ausländische Scheidemünzen nicht anzunehmen. Gegen eine Ver-
breitung solcher Münzen sollte Anzeige erstattet werden. Demgegenüber betonte 
der Landrat, eine Masse solcher Münzen sei im Land und viele Bürger kämen 
in Schwierigkeiten, weil z. B. preußische Münzen von bayerischen Kassen nicht 
angenommen würden 3 7 7 . Er schlug vor, zumindest den preußischen ganzen Taler 
zum Wert von 1 fl . 45 kr. zu akzeptieren 3 7 8 . Die Zurücknahme der Verordnung 
konnte man jedoch nicht erreichen. 
3 6 9 Vgl. BP 1829, 20; BP 1835, 5 f. 
3 7 9 Vgl. BP 1832, 7. 
3 7 1 Vgl. BP 3. 1833, 9. 
3 7 2 Vgl. IB 1830, 567 f., IB 1832, 1427; IB 1833, 645 f. 
3 7 3 Vgl. BP 1829, 4. 
3 7 4 Vgl. IB 1830, 565 f. 
3 7 5 Vgl. BP 7. 1833, 6. 
3 7 6 VO v. 11.2.1833, IB 1833, 181 f.; geht zurück auf VO v. 13.4.1826, RB1 1826, 
393—397. 
3 7 7 Vgl. BP 1834,4; abgelehnt in IB 1835, 165 f. 
3 7 8 Vgl. BP 1838, 12 f. 
Universitätsbibliothek
Regensburg
Historischer Verein für
Oberpfalz und Regensburgurn:nbn:de:bvb:355-ubr00050-0211-0
Wie die Beispiele zeigen, umfaßten die kritischen Bemerkungen des Landrats 
in Angelegenheiten der Staatsverwaltung einen weiten Bereich, der sich von ein-
zelnen Fällen der Verwaltungspraxis bis zu gesetzlichen Bestimmungen erstreckte. 
Andererseits wurden die Vorschläge des Landrats nur selten aufgenommen, selbst 
die Kritik oft als unberechtigt zurückgewiesen. 
b) über die wirtschaftliche Situation 
Die meisten Äußerungen des Landrats befaßten sich mit wirtschaftlichen Ver-
hältnissen im Kreis. Dabei handelte es sich in der Regel um Forderungen nach 
staatlichen Maßnahmen zur Förderung des wirtschaftlichen Lebens. 
In seiner ersten Sitzung kritisierte der Landrat die Ausdehnung gewerblicher 
Konzessionen. Viele Gewerbetreibende verarmten dadurch, mutmaßten die Land-
ratsmitglieder und forderten die genaue Einhaltung des Gesetzes 3 7 9 , das die Er-
teilung von Konzessionen an bestimmte Vorbedingungen knüpfte 3 8 0 . Ein beson-
deres Anliegen waren ihnen — bei der personellen Zusammensetzung des Landrats 
verständlich — die Bierbrauer. Obwohl zur Gründung einer Brauerei ein gewis-
ses Grundkapital absolut notwendig sei, werde dieses Kriterium bei der Ertei-
lung der Konzession nicht beachtet, so daß dem Gewerbe größter Schaden er-
wachse 3 8 1 . Der König wies die Kreisregierung an, genau darauf zu achten, daß kein 
Mißverhältnis zwischen der Zahl der Brauereien und dem Absatz des Bieres ent-
stehe! 3 8 2 
Auch die bestehenden Pflaster- und Brückenzölle waren dem Landrat ein Dorn 
im Auge. Er forderte ihre Aufhebung in den Städten und Märkten, weil sie dem 
Handel nicht förderlich seien. Als drastischen Fall schilderte der Landrat die 
Fahrt eines Steinkohlewagens, der bei einem fünfstündigen Weg durch die Ober-
pfalz mehr an Zöllen zahle, als die Kohlen beim Ankauf kosteten 3 8 3 . Der König 
befahl nur, den exzessiven Gebrauch der Zölle zu ahnden 3 8 4 . 
Um Handel und Verkehr zu beleben, beantragte der Landrat schon früh den 
Bau einer Eisenbahn, die 1835 mit Begeisterung aufgenommen worden war, auch 
für die Oberpfalz. Mit Bedauern stellte er fest, daß Regensburg nicht an die 
Ludwigs-Nord-Süd-Bahn angeschlossen war. Durch eine Eisenbahnverbindung 
Nürnberg-Regensburg sah man die Möglichkeit, der Kreishauptstadt als Um-
schlagplatz von der Bahn auf die Donauschiffahrt zu neuer wirtschaftlicher Blüte 
zu verhelfen. Dies hätte sich auf die ganze Oberpfalz positiv ausgewirkt 3 8 5 . Lud-
wig I. erkannte zwar die ungeheuren Vorteile für die Oberpfalz durch einen 
Eisenbahnbau an, beim Vorrang der Strecke Hof-Nürnberg-Augsburg war jedoch 
aus finanziellen Gründen an die Errichtung einer solchen Bahn nicht zu denken 3 8 6 . 
Hartnäckig stellte der Landrat in den folgenden Jahren immer wieder den An-
trag auf eine Verbindung zwischen Regensburg Amberg und Nürnberg, weil sonst 
die Wirtschaft „an der Oberpfalz vorbei" gehe 3 8 7 . Jedesmal holte er sich einen ab-
3 7 9 Gesetz vom 11. 9. 1825, GBl 1825, 127—142. 
3 8 0 Vgl. BP 1829, 24. 
3 8 1 Vgl. BP 1832, 8. 
3 8 2 Vgl. IB 1832, 1427 f. 
3 8 3 Vgl. BP 1830, 3 f.; der Antrag wiederholte sich in BP 1832, 2; BP 7.1833, 11. 
3 8 4 Vgl. IB 1831, 211 f.; IB 1832, 1425 f.; IB 1834, 513 f. 
3 8 5 Vgl. BP 1841, 3 f. 
3 8 6 Vgl. IB 1841,1177 f. 
3 8 7 Vgl. BP 1845, 6; BP 1847, 5 f.; BP 1. 1844,3 f. 
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schlägigen Bescheid 3 8 8 , und es dauerte noch bis 1859, ehe die zunächst private Ost-
bahn in Betrieb genommen wurde 3 8 9 . Gerade dieses Beispiel verdeutlicht die Er-
folgslosigkeit landrätlicher Bemühungen, wie sie in vielen Fällen zu beobachten 
ist. Die Entscheidungen der Regierung waren wesentlich weniger von der Meinung 
des Landrats oder der Kreisbevölkerung zu beeinflussen, als vielmehr von anderen 
politischen, wirtschaftlichen oder verwaltungstechnischen Zwängen bestimmt. Die 
Grenzlandstellung der Oberpfalz, in der erst heute allmählich eine bessere Ver-
kehrsanbindung herbeizuführen ist, wurde schon im 19. Jahrhundert als Behin-
derung empfunden und wirkte sich wirtschaftlich negativ aus. 
Ein permanentes Anliegen während der vierziger Jahre war dem Landrat die 
Floß- und Triftbarmachung des Regens, um v. a. Brennholz aus den Staatswäl-
dern im Bayerischen Wald nach Regensburg zu transportieren, wo wesentlich 
höhere Preise zu erzielen seien als im Bayerwald 3 9 °. Die Regierung konnte sich da-
zu aber nicht entschließen, da das Unternehmen zu kostspielig und nicht rentabel 
erschien3 9 1. Auch das Beispiel eines Privatunternehmers, der ohne Schwierigkeiten 
4000 Klafter Holz jährlich auf dem Regen transportierte, räumte die Bedenken 
in München nicht aus 3 9 2 . Der König meinte, daß nach den Bedürfnissen aus den 
Forstrechten und dem lokalen Holzbedarf der Industrie in der Zwieseler Gegend 
die Quantität nicht ausreiche, den Transport nach Regensburg lohnend zu machen. 
Dagegen sollten Privatunternehmer von der Kreisregierung unterstützt werden 3 9 3 . 
Die Intensivierung der Pferdezucht, die für Landwirtschaft, Gewerbe und Mil i -
tär im 19. Jahrhundert von großer Bedeutung war 3 9 4 , strebte der Landrat in zahl-
reichen Bitten an. Dies erklärt sich v. a. daraus, daß es in der Oberpfalz unter 
Berücksichtigung ihrer Größe von 1810 bis 1854 im Vergleich zu anderen Re-
gierungsbezirken wesentlich weniger Pferde gab. So wurden in diesem Zeitraum 
in Oberbayern die fünffache Menge Pferde gezüchtet, während der übrige Vieh-
stand in etwa gleich groß war 3 9 5 . Schon früh beantragte der Landrat daher die Ver-
mehrung der Beschälstationen im Kreis 3 9 6 . Er konkretisierte seine Vorschläge ab 
1836 und empfahl zunächst Abensberg, dann Cham und Amberg als geeignete 
Orte für Beschälstationen. Schließlich wurde 1840 für Cham eine Anstalt geneh-
migt und auch in Amberg „im Rahmen der verfügbaren Mittel" der Antrag des 
Landrats verwirklicht 3 9 7 . Nach der Anordnung vom 30. 12. 1843 wurde aus finan-
3 8 8 Vgl. IB 1845, 2141; IB 1848, 635 f.; IB 1844, 813 f. 
3 8 9 Über die Entstehung des Eisenbahnnetzes in Nord- und Ostbayern vgl. Witt, hier: 
XXIV; er erwähnt auch die Bemühungen des oberpfälzischen Landrats, vgl., 74; zur 
Entwicklung der Eisenbahnverwaltüng vgl. Volkert, Handbuch, 256—261. 
3 9 0 Vgl. BP 1841, 5; BP 6. 1844,10. 
3 9 1 Vgl. IB 1841, 1179; IB 1844, 2141 f. 
3 9 2 Vgl. BP 1846, 9; BP 1847, 4 f.; BP 1848, 3; BP 1850, 4. 
3 9 3 Vgl. IB 1849, 1311 f.; IB 1851, 873 f. 
3 9 4 Vgl. Volkert, Handbuch, 269. 
3 9 0 Vgl. Btge Stat. 6 (1855) 2 f., 6 f., 34—37, 42—45: 
Pferde in: Opf. °/oo Ew. OBB. °/oo Ew. 
1810 14 492 36 99 257 190 
1840 16 206 35 117 555 170 
1844 18 364 — 118 488 — 
1854 15 972 34 115 857 158 
3 9 6 Vgl. BP 1829, 8; BP 1832, 6. 
3 9 7 Vgl. BP 1836, 4 f.; BP 1838, 4 f.; BP 1839, 4; IB 1840, 1325 f. 
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ziellen Gründen die Zahl der Beschälstationen im Regierungsbezirk wieder auf 
vier reduziert 3 9 8 . Die Statistik spiegelt für die folgenden zehn Jahre einen Rück-
gang in der Pferdezucht wider 3 9 9 . 
Neben den hier ausführlicher behandelten Anträgen des Landrats waren wei-
tere Industriezweige vereinzelt Gegenstand kritischer Bemerkungen: Die für die 
Oberpfalz höchst wichtige Eisenindustrie sah er durch englisches Roheisen, das 
den Markt überschwemme, bedroht 4 0 0 . Der Export von Produkten der oberpfäl-
zischen Spiegel- und Polierwerke nach Nordamerika wurde durch die Anhebung 
der dortigen Eingangszölle gefährdet 4 0 1 . Das Bergwerkswesen müßte durch Neu-
organisation und Förderung der technischen Entwicklung verbessert werden 4 0 2. Die 
Antworten des Königs waren unverbindliche Zusagen, die Probleme würden 
berücksichtigt. 
c) Sonstige Anträge 
Hier müssen einzelne Anträge zur Sprache kommen, die sich nicht kategori-
sieren lassen, obwohl sie Bezüge zu Wirtschaft und Verwaltung beinhalten: De-
tailprobleme aus dem Leben der Bevölkerung oder Notsituationen in bestimmten 
Teilen des Kreises schilderte der Landrat in seinem Besonderen Protokoll und 
beantragte Abhilfe. 
Mit der Begründung, junge Leute würden in die Wirtshäuser gelockt und von 
der Arbeit abgehalten, forderte der Landrat das Verbot der Tanzmusik während 
der Erntezeit. Auch außerhalb dieser Zeit sollte nur zweimal im Monat Tanz er-
laubt sein — zum Schutze der Moralität der Jugend 4 0 3 . Auch zu viele Kirchweih-
feste wurden seiner Ansicht nach gefeiert. Im Kreis zögen sich die Feste über ein 
halbes Jahr hin, und gerade zur wichtigsten Arbeitszeit werde in jedem Dorf 
gefeiert. Man plädierte deshalb für die Festsetzung des Kirchweihfestes auf einen 
bestimmten Tag, wie dies schon einmal verordnet 4 0 4 aber wieder in Vergessenheit 
geraten war. Grund zur Klage waren dem Landrat desweiteren die Dienstboten 
und Landarbeiter, die an abgeschafften Feiertagen aus Protest die besten Kleider 
anzögen, Kirche und Wirtshaus besuchten und den ganzen Tag nicht arbeiteten, 
obwohl sie dazu verpflichtet seien 4 0 5 . Aus diesen Bemerkungen sprachen einseitig 
die Grund- und Gutsbesitzer unter den Landratsmitgliedern, aber der König 
befahl die strenge Einhaltung der gesetzlichen Bestimmungen durch die Polizei 4 0 6 . 
Scharf angegriffen wurde der Hausierhandel der Juden, der seit 1813 verboten 
war 4 0 7 , jedoch immer wieder zu Beschwerden führte. Obwohl nur noch den alten 
Hausierern, die keine andere Tätigkeit mehr erlernen konnten, der Handel ge-
stattet sein sollte 4 0 8 , ging nach Kenntnis des Landrats diese Erwerbsart meist auf 
die Söhne über. Ansässige Händler könnten die Konkurrenz nicht halten, weil sie 
3 9 8 Vgl. IB 1844, 89 f.: Regensburg, Neumarkt, Schwandorf, Neustadt/Wn. 
3 9 9 S. Anm. 395. 
4 0 0 Vgl. BP 1.1844, 6. 
4 0 1 Vgl. BP 1.1844,4 f. 
4 0 2 Vgl. BP 1840, 6—9; BP 1841, 7. 
4 0 3 Vgl. BP 1829, 7. 
4 9 4 VO v. 23.10.1806, RB1 1806, 402; der dritte Sonntag im Oktober war als Kirch-
weihsonntag in ganz Bayern festgesetzt. 
4 0 5 Vgl. BP 1829, 8, 13 f. 
4 0 6 Vgl. IB 1830, 565 f., 567 f. 
4 0 7 Judenedikt v. 10. 6. 1813, RB1 1813,921—932. 
4 0 8 Vgl. Anm. 407, 927, § 20. 
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ihre Ware verschleudern müßten 4 0 9 . Der Landrat forderte eine strikte Einhaltung 
des Judenedikts. Seine Haltung verdeutlicht, daß das als Emanzipationsedikt 
geplante und heute oft so genannte Gesetz die Grundlage für restriktive Maß-
nahmen des Staates gegen die Juden bildete 4 1 0 . Auch der König war sich dieser 
Tatsache bewußt, wenn er darauf hinwies, Bayern habe im Hinblick auf den 
Hausierhandel der Juden die schärfsten Besimmungen aller Staaten 4 1 1 . 
Doch der Landrat übte nicht nur Kritik an bestehenden Zuständen, er versuchte 
auch, in Notsituationen Hilfsaktionen einzuleiten. 1846 hatte eine Brandkatastro-
phe den Markt Falkenstein bis auf wenige Häuser zerstört. Der Landrat bean-
tragte staatliche Unterstützungen, die auch gewährt wurden. Es ist zwar keine 
Summe genannt, der König sicherte aber falls nötig auch weitere Zuschüsse zu 4 1 2 . 
Ein Hagelunglück im Juli desselben Jahres hatte in einigen Landgerichtsbezirken 
die Ernte zerstört, was für die Oberpfalz weitreichende Folgen hatte. Das Ge-
treide wurde knapp, die Preise stiegen enorm. Nachdem auch die vergangenen 
Jahre schlechte Ernten gebracht hatten, schlug der Landrat für die Zukunft die 
Errichtung von Getreidemagazinen vor, um solchen Notsitationen vorzubeugen. 
Den betroffenen Gemeinden sollten die nötigen Lebensmittel geliefert werden. 
Auch in diesem Fall bekundete der König, zahlreiche Maßnahmen zu treffen 4 1 3. 
Wie die wenigen Beispiele zeigen, betätigte sich der Landrat in vielen Bereichen 
vornehmlich des öffentlichen und wirtschaftlichen Lebens, ohne daß ihm aller-
dings entscheidende Bedeutung bei Veränderungen der Situationen zukam. Der 
besondere Vorzug, der im eingangs zitierten Abschnitt des Landratsgesetzes zum 
Ausdruck kam, lag in der Möglichkeit, aus eigener Initiative heraus an den König 
direkt heranzutreten und ihn auf Probleme aufmerksam zu machen. Einer brei-
teren Schicht der Bevölkerung war damit die Möglichkeit zugestanden, sich Gehör 
an allerhöchster Stelle zu verschaffen. Ob die Chance genutzt wurde, in weitest 
möglicher Form zu intervenieren und das Beste für den Kreis herauszuholen, kann 
an dieser Stelle nicht beurteilt werden. Die Äußerungen des Landrats hatten 
eine kritische, aber auch unterstützende Funktion für die Regierung, da nur 
genehme Anträge positiv aufgenommen zu werden brauchten. 
IV. Z u s a m m e n f a s s u n g 
Der Landrat der Oberpfalz war in der Zeit von 1828 bis 1852 ein Gremium 
von Grundbesitzern und Gewerbetreibenden, das auf Regierungsbezirksebene in 
beratender und kontrollierender Funktion Aufgaben der Staatsverwaltung wahr-
nahm. Die gewählten und ernannten Landratsmitglieder repräsentierten nur einen 
geringen Teil der Bevölkerung — die wirtschaftliche Oberschicht. Dies war durch 
die Bestimmungen des Landratsgesetzes festgelegt. Die Institution war von An-
fang an nicht als Repräsentativ-, sondern als Administrativorgan geplant gewesen. 
Aber auch im Staats Verwaltungsbereich war sein Wirkungskreis beschränkt, so 
daß er selbst keine Verwaltungstätigkeit durchführte. 
4 0 9 Vgl. BP 1829,23. 
4 1 0 Über die Judengesetzgebung in Bayern vgl. Schwarz, Juden, 3. Teil, 181 ff. 
4 1 1 Vgl. IB 1834,511 ff. 
4 1 2 Vgl. BP 1846,10; IB 1847, 437 f. 
4 1 3 Vgl. BP 1846,1—3; IB 1847, 435 f. 
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Gemäß dem Motto, eine die Regierung aufklärende und beratende Einrichtung 
zu schaffen, erschöpfte sich die Tätigkeit des Landrats in der Prüfung eines von 
der Regierung vorgelegten Kreishaushalts, der Erstellung von angeforderten Gut-
achten und in Äußerungen über den Zustand des Regierungsbezirks. Schon ein 
Vergleich der vorgelegten Etatentwürfe mit dem verabschiedeten Kreishaushalt 
zeigte nahezu vollständige Identität. Die Prüfungen durch den Landrat hatten 
zu keinen nennenswerten Veränderungen in seinem Sinn geführt, obwohl in je-
dem Jahr Anträge dazu gestellt wurden. Beständig setzte sich der Landrat der 
Oberpfalz für die Erhöhung von Staatszuschüssen für zahlreiche im Kreis befind-
liche Anstalten ein, um Verbesserungen für die Kreisbewohner zu erreichen. In 
der Regel endeten seine Bemühungen jedoch mit abschlägigen Bescheiden durch 
den König. 
Beim Etat für das Schulwesen im Kreis waren dem Landrat die Situation der 
Volksschulen und die materiellen Verhältnisse der Lehrer ein besonderes Anliegen. 
Dotationserhöhungen sollten zu vermehrten Schulhausbauten oder deren Aus-
besserungen verwandt werden; Lehrern sollte endlich eine einheitliche und höhere 
Bezahlung zuteil werden. Erst nach zwanzig Jahren wurden nennenswerte Ver-
besserungen gemeldet. 
Auf Landwirtschaft, Handel und Gewerbe konnte der Landrat durch das Ver-
teilen von Zuschüssen Einfluß nehmen, doch waren seine Möglichkeiten äußerst 
begrenzt. Zum einen waren die einzelnen Posten in ihrer Höhe bereits im Etat-
entwurf fixiert, zum anderen handelte es sich um vergleichsweise niedrige Beträge, 
die dem Landrat hier zur Verfügung standen. Obwohl seine Anträge allesamt 
genehmigt wurden, konnte er damit wenig verändern und die oft beklagte, schlechte 
wirtschaftliche Situation im Kreis nicht verbessern. 
Analog dazu sah die Tätigkeit des Landrats bezüglich des Straßenbaus im 
Kreis aus. Auf den Bau von Staatsstraßen und deren Unterhaltung hatte er 
keinerlei Einfluß und zur Unterstützung der Distriktsstraßen waren im Kreisetat 
nur kleine Summen vorgesehen. Hier ging sein Bestreben dahin, die Gemeinden 
von Unterhaltungspflichten zu befreien, indem einzelne Straßenzüge auf Staats-
kosten übernommen werden sollten. Die Bemühungen des Landrats scheiterten 
aber schon deshalb, weil eine Vermehrung der Staatsstraßen zu dieser Zeit nicht 
im Interesse der Regierung lag. 
Wichtigen und permanenten Beschäftigungsstoff bildete während der hier be-
handelten zwanzig Jahre die geplante und 1852 endlich verwirklichte Errichtung 
der Kreisirrenanstalt Karthaus-Prüll. Zahlreiche Gutachten erstellte der Landrat, 
und seine zuerst ausgearbeiteten Pläne über Form und Charakter der Anstalt 
wurden letztlich auch realisiert. Doch zeigten gerade die lange Entstehungszeit 
und die oft abschlägigen Bescheide der Regierung die geringe Einwirkungsmöglich-
keit des Landrats auf staatliche Planungen, obwohl er dazu in Form von Gut-
achten Stellung nehmen sollte. 
Der Landrat hatte keinen eigenverantwortlichen, mit Entscheidungsbefugnissen 
verbundenen Aufgabenbereich, sondern nur ihm übertragene Gegenstände zu be-
raten und seine Meinung dazu zu äußern. Lediglich in einem gesonderten Teil 
der Verhandlungen hatte er die Möglichkeit, über den Zustand des Regierungs-
bezirks in allen öffentlichen Bereichen aus eigener Initiative heraus Anliegen dem 
König unmittelbar vorzutragen. Die Anträge blieben jedoch in dem schon be-
kannten Rahmen; sie beschäftigten sich mit Verwaltungsangelegenheiten, der 
wirtschaftlichen und der Verkehrssituation im Kreis. 
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Trotz des Scheiterns der meisten Anträge des oberpfälzischen Landrats kann das 
Verhältnis zwischen der Kreisvertretung einerseits sowie Monarch und Kreis-
regierung andererseits aus den Landtagsprotokollen nur positiv gezeichnet wer-
den. Wenngleich die Anreden und Dankesadressen im Formelhaften blieben, 
lassen sich aus konstanten Äußerungen gegenseitige Achtung und Respekt erken-
nen. Für die Landratsmitglieder war es eine ehrenamtliche und ehrenvolle Auf-
gabe, im Dienst des Staates tätig zu sein und Angelegenheiten, die den ganzen 
Regierungsbezirk betrafen, mitzuberaten. Ein Bestreben, den vorgegebenen Wir-
kungsbereich zu überschreiten, ist in keiner Phase ihrer Arbeit nachzuweisen. Es 
deutet auf eine richtige Selbsteinschätzung hin, wenn der Landrat 1848 den 
König bat, dafür zu sorgen, daß „ihm eine lebendige Mitwirkung in dem stufen-
weise gegliederten Organismus des Staates gesichert bleibt" 4 1 4 . Selbst im Jahr der 
Revolution versuchte der Landrat nicht, den vorgegebenen Rahmen zu sprengen, 
sondern versicherte dem König „Gesinnungen treuester Anhänglichkeit" mit 
dem ausdrücklichen Anspruch, für alle Bewohner des Regierungsbezirks zu spre-
chen. Daß auch Ludwig I. die Arbeit des Landrats ernst nahm, zeigt sich in der 
gewissenhaften Beantwortung der landrätlichen Anträge und in der persönlichen 
Auseinandersetzung mit den Anliegen des Kreises. Die positive Einstellung der 
Regierungspräsidenten läßt sich aus deren Eröffnungs- und Schlußreden ermessen. 
Bei der Erörterung der Bedeutung der Institution Landrat für den Staat und 
die Bevölkerung steht immer auch der Begriff „Selbstverwaltung" im Raum. 
Als Vorgänger des heutigen Bezirkstags wird der Landrat häufig als Selbst-
verwaltungsorgan bezeichnet oder damit in Verbindung gebracht415. Gleichzeitig 
verweist man unter diesem Gesichtspunkt auf die Schwächen des Landratsgesetzes 
von 1828. Gerade diese „Schwächen" machen aber deutlich, daß der Begriff 
Selbstverwaltung auf die Zeit von 1828 bis 1852 in keiner Weise angewandt wer-
den kann, ohne auf die konstitutiven Merkmale für Selbstverwaltung zu verzich-
ten 4 1 6: 
1. Den Kreisen blieb die Eigenschaft als Gemeindeverbände versagt. 
2. In eigentlichen Kreisangelegenheiten war die Selbständigkeit des Landrats zu 
sehr beschnitten. 
3. Die im Kreislastenausscheidungsgesetz den Kreisen und damit den Landräten 
aufgebürdeten Lasten kamen ihnen als allgemeinstaatliche Aufgaben nicht zu. 
Außerdem unterlagen die sogenannten Kreislasten nur der landrätlichen Prü-
fung und konnten nicht unmittelbar beeinflußt werden. 
Nicht der Aspekt der Selbstverwaltung, sondern der Verwaltungsvereinfachung 
und des geordneten Staatshaushalts bestimmte das Gesetz von 1828. Der Kreis-
regierung wurde ein beratendes und kontrollierendes Gremium zur Seite gestellt, 
4 1 4 AP 1848,31. 
4 1 5 In der ausschließlichsten Form durch Zittel, Landrat, 83: „.. . das erste bayerische 
Gesetz, das den Kreisen die Selbstverwaltung übertrug (1828) ..dagegen setzt sich 
Haggenmüller intensiv mit dem Problem der Selbstverwaltung auseinander und be-
streitet zurecht, daß der Landrat in der ersten Hälfte des 19. Jahrhunderts ein Selbst-
verwaltungsorgan gewesen sei, s.d., 71—73, 83 f.; vgl. auch die bei Haggenmüller, 
X—XV angegebene, umfangreiche Literatur zur Selbstverwaltung. 
4 1 6 Vgl. Zittel, Landrat, 84. 
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das keine unmittelbaren Verwaltungsaufgaben zu erfüllen hatte. Die Verwaltung 
oblag in eigener Zuständigkeit und Verantwortung für den Regierungsbezirk der 
Kreisregierung; die vollziehenden unteren Verwaltungsstellen waren noch bis 
1862 die Landgerichte, dann die Bezirksämter4 1 7. Daneben gab es spezielle Behör-
den auf mittlerer und unterer Ebene für die einzelnen Verwaltungsbereiche418. 
Erst als mit dem neuen Landratsgesetz von 1852 Kreisgemeinden gebildet 
wurden, die sich aus den Distriktsgemeinden zusammensetzten, war eine Voraus-
setzung dafür erfüllt, daß aus dem Landrat ein Selbstverwaltungsorgan wurde. 
Aber immer noch war er z. B. bei der Erhebung von Kreisumlagen von der 
Genehmigung durch die Regierung abhängig (Art. 15). Der Gedanke der Selbst-
verwaltung erfuhr erst in den weiteren Gesetzen von 1919, 1927 und 1953 
schrittweise seine Würdigung auf der mittleren Verwaltungsebene. 
Anlage I 
Die Verhandlungen des Landrats der Oberpfalz 1829—1852 
Verhandlungen: Landratsabschiede in: 
1) 7. 12.— 19. 12. 1829 IB 26. 5.1830, 561— - 570 
2) 28. 6.— 8. 7.1830 IB 16. 2.1831, 205-- 214 
3) 16. 5.— 30. 5.1832 IB 14.11.1832, 1407--1430 
4) 21. 2.— 6. 3.1833 IB 22. 5.1833, 629-- 648 
5) 1. 7.— 12. 7.1833 IB 23. 4. 1834, 497-- 514 
6) 1. 9.— 13. 9.1834 IB 18. 2.1835, 153-- 168 
7) 5. 9.— 16. 9.1835 IB 2. 12.1835, 1947--1966 
8) 4. 7.— 12. 7. 1836 IB 14.12.1836, 1841--1854 
9) 25. 6.— 8. 7.1838 IB 5. 12. 1838, 1425--1450 
10) 29. 4.— 8. 5.1839 IB 24. 7.1839, 1085--1104 
11) 25. 6.— 8. 7.1840 IB 16. 9.1840, 1309--1330 
12) 17. 5.— 27. 5.1841 IB 21. 7.1841, 1165— -1182 
13) 2. 5.— 13. 5.1842 IB 19. 11.1842, 2221--2236 
14) 15. 1.— 26. 1.1844 IB 1. 5.1844, 801-- 814 
15) 3. 6.— 15. 6.1844 IB 18.12.1844, 2125--2144 
16) 2. 5.— 15. 5.1845 IB 22.11.1845, 2125--2142 
17) 1. 10.— 14.10. 1846 IB 6. 3.1847, 425-- 440 
18) 15. 6.— 26. 6. 1847 IB 12. 4.1848, 621-- 638 
19) 2. 10.— 18.10.1848 IB 18. 7.1849, 1293--1314 
20) 26. 11.— 11.12.1850 IB 26. 4.1851, 857-- 874 
Erster Landrat: 
Zweiter Landrat: 
Dritter Landrat: 
Vierter Landrat: 
Fünfter Landrat: 
Sechster Landrat: 
1829—1830 
1832—1836 
Keine Verhandlung 
1838—1.1844 
6. 1844—1845 
1846—1850 
4 1 7 Vgl. Seydel II, 403,406; Volkert, Bayern, 528—532. 
4 1 8 Vgl. die Geschichte sämtlicher bayerischer Behörden im 19. Jahrhundert, in Vol-
kert, Handbuch. 
Universitätsbibliothek
Regensburg
Historischer Verein für
Oberpfalz und Regensburgurn:nbn:de:bvb:355-ubr00050-0218-1
Die Mitglieder des ersten Landrats 1829—18301 
I. Standesherren und erbliche Reichsräte 
1. Maximilian Karl Fürst von Thum und Taxis, Kronoberpostmeister 
(HG Wörth, Lkr. Regensburg)2 
2. Maximilian Gf. von Montgelas, ehem. kgl. Staatsminister 
(HG Zaitzkofen, Lkr. Regensburg)3 
II. Adelige Gutsbesitzer mit Gerichtsbarkeit 
3. Alois Frhr. von Axter, k. b. Kämmerer 
(PG Dornwang, LG Vilsbiburg4, Lkr. Dingolfing-Landau)5 
4. Carl Gf. von Holnstein, k. b. Kämmerer, Geheimer Rat 
(PG Neufahrn, LG Pfaffenberg, Lkr. Landshut)6 
4. a) Georg von Lindheimer, k. b. Legationsrat, Landwehrmajor 
(PG Wildenberg, LG Pfaffenberg, Lkr. Kelheim)7 
5. Wilhelm Frhr. von Berchem, k. b. Kämmerer, Oberstleutnant a. D. 
(PG Niedertraubling, LG Stadtamhof, Lkr. Regensburg)8 
III. Selbständige Pfarrer 
6. Anton Kamel (Thalmassing, Lkr. Regensburg) 
7. Georg Haselbauer (Saliern, St. Regensburg) 
8. Jakob Oberndorfer (Niederwinzer, St. Regensburg) 
1 Kgl. Ernennung v. 19.8.1829, IB 1829, 1197 f. Die Herkunftsorte der Landrats-
mitglieder bzw. die Güter der Adeligen wurden identifiziert nach Eisenmann-Hohn, 
Bavaria und Siebert (LG-Einteilung) sowie nach dem Amtlichen Ortsverzeichnis mit 
der heutigen Verwaltungszugehörigkeit (Lkr.-Einteilung) ergänzt. Vgl. auch Volkert, 
Handbuch, 2. Hauptteil. 
2 Das HG Wörth, zusammengesetzt aus den Herrschaften Wörth und Donaustauf 
bekam der Fürst 1812 von Bayern als Entschädigung für abgegebene Rechte. Daneben 
erwarb er bis 1840 folgende PG von adeligen Gutsbesitzern: Alteglofsheim, Bernhards-
wald, Falkenstein, Laberweinting, Neufahrn, Niedertraubling, Oberbrennberg, Rain, 
Schönberg, Wiesent, Zaitzkofen. Vgl. Probst, Ämterstatistik im Anhang seines Beitrags, 
über die Adelsgerichte in Bayern bis 1848 vgl. Volkert, Bayern, 539—541. 
3 Das HG Zaitzkofen wurde 1833 an den Fürsten von Thum und Taxis verkauft, vgl. 
Anm. 2, Pölsterl, 384. 
4 Ab 1838 LG Dingolfing, vgl. Volkert, Handbuch, 447, 584. 
5 Vgl. Schwarz, Vilsbiburg, 467. 
6 Das Gut Neufahrn wurde 1813 von Gf. Holnstein erworben und 1830 an Gf. 
Montgelas verkauft, womit Holnstein die Berechtigung der Teilnahme an den LR-Ver-
handlungen verlor. 1833 gelangte es zusammen mit Zaitzkofen in den Besitz der Thum 
und Taxis. Vgl. Pölsterl, 369. 
7 Für Holnstein wurde Lindheimer in den LR berufen, vgl. AP 1830, 6. Lindheimer 
hatte 1813 die Hofmark Wildenberg erworben, die als PG 2. Klasse 1832 vom Staat 
eingezogen wurde, vgl. Pölsterl, 381. 
8 Alter Besitz der Berchem, die im 17. Jahrhundert nach Bayern gekommen waren. 
1840 wurde das PG an den Fürsten Thum und Taxis verkauft, vgl. Schmid, 305. 
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IV. Städte und Märkte 
9. Johann B. Brunnbauer, Weinhändler (Eichstätt) 
10. Georg H. Drexel, Kaufmann (Regensburg) 
11. Andreas Schleisinger, Bierbrauer (Regensburg) 
12. Johann N. Wurzer, Handelsmann (Amberg) 
13. Mathias Seeholzer, Apotheker (Ingolstadt) 
14. Michael Gößwein, Bierbrauer (Neumarkt) 
V. Grundbesitzer ohne Gerichtsbarkeit 
15. Friedrich Erthel, Bierbrauer, Gastwirt 
(Daßwang, LG Parsberg, Lkr. Neumarkt) 
16. Anton von Schmaus, Hammergutsbesitzer 
(Schellneck, LG — Lkr. Kelheim) 
17. Joseph Fürtsch, Papierfabrikant 
(Dietersdorf, HG Winklarn, Lkr. Schwandorf) 
18. Jakob Dausinger, Wirt 
(Stadtamhof, St. Regensburg) 
19. Johann Bieringer, Brauer 
(Mainburg, LG Abensberg, Lkr. Kelheim) 
20. Johann B. von Schedl 
(Frankenreuth, LG Vohenstrauß, Lkr. Neustadt/Wn.) 
21. Johann P. Sturm, Landeigentümer 
(Weinberg, LG Pfaffenberg, Lkr. Landshut) 
22. Martin Dorfner, Tafernwirt 
(Hirschau, LG Amberg, Lkr. Amberg-Sulzbach) 
23. Jakob Windwart, Gutsbesitzer, Regierungsassistent 
(Atzlricht, LG — St. Amberg) 
24. Anton Mittermeyer, Wirt 
(Sünching, LG Stadtamhof, Lkr. Regensburg) 
25. Joseph Sigl, Gutsbesitzer 
(Geiselhöring, LG Pfaffenberg, Lkr. Straubing-Bogen) 
26. Peter Hartmann, Brauer 
(Winzer, LG Regenstauf, St. Regensburg) 
Anlage III 
Die Mitglieder des zweiten Landrats 1831—18369 
I. Standesherren und erbliche Reichsräte 
1. Maximilian Karl Fürst von Thum und Taxis, Kronoberpostmeister 
(HG Wörth, Lkr. Regensburg)2 
2. Maximilian Gf. von Montgelas, ehem. kgl. Staatsminister 
(HG Zaitzkofen, Lkr. Regensburg)3 
2. a) Adam Friedrich Gf. von Gravenreuth, k. b. Kämmerer 
(PG Rain, Schlammersdorf, LG Eschenbach, Lkr. Neustadt/Wn.)10 
9 Kgl. Ernennung v. 19.10.1831, IB 1831,1247 ff. 
1 0 Für den Grafen Montgelas, der seine Güter Zaitzkofen und Neufahrn verkauft 
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II. Adelige Gutsbesitzer mit Gerichtsbarkeit 
3. Wilhelm Frhr. von Berchem, k. b. Kämmerer, Oberstleutnant a. D. 
(PG Niedertraubling, LG Stadtamhof, Lkr. Regensburg)8 
4. Georg von Bäumler 
(PG Adlhausen, LG Pfaffenberg, Lkr. Kelheim)11 
5. Alois von Reger12 
5. a) Philipp Frhr. Tänzl von Tratzberg, k. b. Kämmerer, Regierungsrat 
(PG Dietldorf, LG Burglengenfeld, Lkr. Schwandorf)13 
III. Selbständige Pfarrer 
6. Augustin Rothfischer (St. Ulrich, Regensburg) 
7. Georg Beer (Niederwinzer, St. Regensburg) 
8. Anton Merl (Regenstauf, Lkr. Regensburg) 
IV. Städte und Märkte 
9. Heinrich Hartmayer, Ökonom (Regensburg) 
10. Johann B. Brunnbauer, Weinhändler (Eichstätt) 
11. Georg H. Drexel, Kaufmann (Regensburg) 
11. a) Joseph Stollreuther, Ökonom (Ingolstadt)14 
12. Johann J. Rehbach, Kaufmann (Regensburg) 
13. Vitus Wohlfahrt, Ökonom (Ingolstadt) 
14. Johann Nibler, Rothgärber, Bürgermeister (Kelheim) 
14. a) Andreas Schleisinger, Brauhausbesitzer (Regensburg)15 
V. Grundbesitzer ohne Gerichtsbarkeit 
15. Anton Hörhammer, Bierbrauer 
(Abensberg, Lkr. Kelheim) 
16. Max Pindl, Eisenfabrikant, Hammergutsbesitzer 
(Edelhausen, LG Hemau, Lkr. Burglengenfeld) 
17. Franz Hartmann, Gutsbesitzer 
(Bonholz, LG Burglengenfeld, Lkr. Schwandorf) 
18. Anton Schweitzer, Wirt, Bierbrauer 
(Kastl, Lkr. Amberg-Sulzbach) 
hatte, wurde Gf. Gravenreuth ernannt, vgl. AP 1834, 5. Sein PG 1. Klasse Rain ver-
kaufte er 1840 an Fürst Thum und Taxis, vgl. Anm. 2. 
1 1 G. v. Bäumler war seit 1824 im Besitz des PG 2. Klasse Adlhausen; schon 1827 
war der Befehl zum Einzug des Gerichts ergangen, aber nicht durchgeführt worden, 
vgl. Pölsterl, 355. 
1 2 Reger erscheint zusätzlich zur Ernennungsliste im LR. Über seine Güter und seine 
Identität konnte nichts ermittelt werden, vgl. AP 1832,2. 
1 3 Nachdem Reger sein nicht genanntes Gut verkauft hatte, wurde Tänzl v. Tratz-
berg in den LR berufen, vgl. AP 1835, 5. 
1 4 Für den verstorbenen G. Drexel wurde durch Kgl. E. J. Stollreuther berufen, vgl. 
IB 1836, 959 f. 
1 5 J. Nibler hatte seinen Besitz verkauft, für ihn wurde A. Schleisinger in den LR 
berufen, vgl. IB 1833,1565 f. 
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18. a) Andrä Schneider, Ökonom 
(Aschach, LG Stadtamhof, Lkr. Regensburg oder LG Amberg, Lkr. Amberg-Sulz-
bach) 1 6 
19. Alois Karl, Drahtfabrikant 
(Neumarkt) 
19. a) Max Eisenhof er, Wirt 
(Altmannstein, LG Riedenburg, Lkr. Eichstätt)17 
20. Martin Dorfner, Tafernwirt 
(Hirschau, LG Amberg, Lkr. Amberg-Sulzbach) 
21. Joseph Bolland, Müller 
(Saliern, LG Stadtamhof, St. Regensburg) 
22. Jakob Kleber, Bierbrauer 
(Nabburg, Lkr. Schwandorf) 
23. Franz Maily, Bierbrauer 
(Vohburg, LG Ingolstadt, Lkr. Pfaffenhofen) 
24. Jakob Dausinger, Tafernwirt 
(Stadtamhof, St. Regensburg) 
25. Ignatz Schleinkofer, Bierbrauer 
(Ergoldsbach, LG Pfaffenberg, Lkr. Landshut) 
26. Friedrich Trautner, Hammermeister 
(Böhmischbruck, Steinfels, LG — Lkr. Neustadt/Wn.) 
27. Joseph von Graf, Hammergutsbesitzer 
(Heringnohe, LG Amberg, Lkr. Amberg-Sulzbach)18 
Anlage IV 
Die Mitglieder des dritten Landrats 183719 
I. Standesherren und erbliche Reichsräte 
1. Maximilian Karl Fürst von Thum und Taxis, Kronoberpostmeister 
(HG Wörth, Lkr. Regensburg)2 
2. Adolf Julius Frhr. von Niethammer, Dr. jur., Regierungsrat 
(PG Mengkofen, Hofdorf, Puchhausen, LG Dingolfing, Lkr. Dingolfing-Landau)20 
II. Adelige Gutsbesitzer mit Gerichtsbarkeit 
3. Wilhelm Frhr. von Berchem, k. b. Kämmerer, Oberstleutnant a. D. 
(PG Niedertraubling, LG Stadtamhof, Lkr. Regensburg)8 
1 6 A. Schweitzer hatte sein Gut verkauft, vgl. AP 3.1833, 5; für ihn wurde A. Schnei-
der ernannt, vgl. AP 1834, 3. 
1 7 Für A. Karl ist ohne Angabe von Gründen M. Eisenhofer als LR-Mitglied genannt, 
vgl. AP 1832,2. 
1 8 J. v. Graf ist als LR genannt, obwohl kein anderer ausgeschieden ist. 
1 9 Kgl. Ernennung v. 19. 7. 1837, IB 1837, 943 ff.; dieser Landrat trat infolge der 
Neueinteilung der Kreise und der damit verbundenen Verschiebung der Kreisgrenzen 
nicht zusammen. Die erforderlichen Neuwahlen erbrachten eine andere Zusammen-
setzung. 
2 0 Niethammer hatte die drei genannten Gerichte 1830 von Graf Törring-Guttenzell 
erworben und übte die Patrimonialgerichtsbarkeit 2. Klasse bis 1848 aus, vgl. Pölsterl, 362. 
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4. Gottlieb Frhr. von Thon-Dittmer, k. b. Staatsrat, Staatsminister des Innern (1848), 
Bürgermeister in Regensburg 
(PG Kirchenödenhart, LG Burglengenfeld, Lkr. Neumarkt, PG Pettendorf, LG Re-
genstauf, Lkr. Regensburg)21 
5. Eduard Gf. von Walderdorff, k. b. Kämmerer 
(Hauzenstein, LG Regenstauf, Lkr. Regensburg)22 
III. Selbständige Pfarrer 
6. Michael Rothfischer, Domkapitular (Regensburg) 
7. Dr. Joseph Laberer (Pförring, Lkr. Eichstätt) 
8. Joseph G. Götz (Gnadenberg, Lkr. Neumarkt) 
IV. Städte und Märkte 
9. Johann P. Mayer, Seifensieder (Amberg) 
10. Joseph Geyer, Weinwirt (Eichstätt) 
11. Andreas Schleisinger, Bierbrauer (Regensburg) 
12. Joseph Stollreuther, Ökonom (Ingolstadt) 
13. Friedrich Kornburger, Gastwirt (Neumarkt) 
14. Willibald Eser, Apotheker (Stadtamhof) 
V. Grundbesitzer ohne Gerichtsbarkeit 
15. Thomas Neumayer, Wirt 
(Niederleierndorf, LG Pfaffenberg, Lkr. Kelheim) 
16. Anton Hörhammer, Bierbrauer 
(Abensberg, Lkr. Kelheim) 
17. Michael Betz, Bierbrauer 
(Freystadt, LG — Lkr. Neumarkt) 
18. Joseph von Graf, Hammergutsbesitzer 
(Heringnohe, LG Amberg, Lkr. Amberg-Sulzbach) 
19. Andreas Lang, Bierbrauer 
(Vohburg, LG Ingolstadt, Lkr. Pfaffenhofen) 
20. Franz von Frank, Hammergutsbesitzer 
(Vilswörth, LG (Burglengenfeld, Lkr. Amberg-Sulzbach) 
21. Emanuel Lenk, Glashüttenbesitzer 
(Charlottenthal, LG Neunburg v. W., Lkr. Schwandorf) 
22. Ignatz Schleinkofer, Bierbrauer 
(Ergoldsbach, LG Pfaffenberg, Lkr. Landshut) 
23. Wilhelm von Benda, Gutsbesitzer 
(Hohengebraching, LG Kelheim, Lkr. Regensburg) 
24. Martin Dorfner, Tafernwirt 
(Hirschau, LG Amberg, Lkr. Amberg-Sulzbach) 
25. Anton Stadler, Landeigentümer 
(Mintraching, LG Stadtamhof, Lkr. Regensburg) 
26. Johann B. von Schedl, Glashüttenbesitzer 
(Frankenreuth, LG Vohenstrauß, Lkr. Neustadt/Wn.) 
2 1 über die Thon-Dittmers vgl. Bauer, 170. 
2 2 Vgl. Schmid, 305, Schwarz, Adreß-Handbuch, 98 f. 
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Die Mitglieder des vierten Landrats 1838—1844 2 3 
I. Standesherren und erbliche Reichsräte 
1. Maximilian Karl Fürst von Thum und Taxis, Kronoberpostmeister 
(HG Wörth, Lkr. Regensburg)2 
II. Adelige Gutsbesitzer mit Gerichtsbarkeit 
2. Anton Frhr. von Grafenstein, k. b. Hauptmann, Oberpostmeister 
(PG Krummennaab, LG Neustadt/Wn., Lkr. Tirschenreuth)24 
3. Gottlieb Frhr. von Thon-Dittmer, k. b. Staatsrat, Staatsminister des Innern (1848), 
Bürgermeister in Regensburg 
(PG Kirchenödenhart, LG Burglengenfeld, Lkr. Neumarkt, PG Pettendorf, LG Re-
genstauf, Lkr. Regensburg)21 
3. a) Karl Franz Frhr. von Lichtenstern, Landrichter in Regenstauf 
(PG Neusath, Haindorf, LG Nabburg, Lkr. Schwandorf)25 
4. Joseph Ritter von Flembach, k. b. Advokat in Amberg, Appellationsgerichtsrat in 
Eichstätt 
(PG Altendorf, LG Nabburg, Lkr. Schwandorf)26 
4. a) Johann Georg Frhr. von Aretin, Generalkommissär des Eisackkreises i. R., k. b. 
Kämmerer 
(PG Winbuch, LG Burglengenfeld, Lkr. Amberg-Sulzbach)27 
III. Selbständige Pfarrer 
5. Georg Beer (Stadtamhof, St. Regensburg) 
6. Joseph Götz (Gnadenberg, Lkr. Neumarkt) 
6. a) Kaspar Pfundmaier (Regensburg)28 
6. b) Anton Merl (Regenstauf, Lkr. Regensburg)29 
7. Johann Aigner (Amberg) 
IV. Städte und Märkte 
8. Friedrich Kornburger, Gastwirt (Neumarkt) 
8. a) Friedrich von Seidel, Buchdrucker (Sulzbach)30 
2 3 Kgl. Ernennung v. 28. 2.1838, IB 1838, 317 f. 
2 4 1818 wurde aus dem Ortsgericht in der Hand v. Grafensteins ein PG 1. Klasse, 
das gegen eine Entschädigung 1840 in ein PG 2. Klasse umgewandelt wurde, vgl. 
.Sturm, 403. 
2 5 Wegen der Wahl Thon-Dittmers in die Ständeversammlung wurde v. Lichtenstern 
in den LR berufen, vgl. Kgl. Ernennung v. 21.4.1840, IB 1840, 603 f.; Lichtenstern 
hatte die ererbten PG bis 1848 inne, vgl. Müller-Luckner, 388 f. 
2 6 1835 hatte Ritter v. Flembach das PG 2. Klasse von Baron F. v. Sauer gekauft, vgl. 
Müller-Luckner, 383. 
2 7 Wegen der Wahl v. Flembachs in die Ständeversammlung wurde v. Aretin in den 
LR berufen, vgl. IB 1840, 603 f. 
2 8 Für J.Götz wurde aus nicht genannten Gründen K. Pfundmaier zum LR-Mitglied 
ernannt, vgl. AP 1840,3. 
2 9 Für K. Pfundmaier wurde aus nicht genannten Gründen A. Merl zum LR-Mitglied 
ernannt, vgl. IB 1842,117 f. 
30 Wegen der Wahl Kornburgers in die Ständeversammlung wurde v. Seidel in den 
LR berufen, vgl. IB 1843, 555 f. 
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9. Willibald Eser, Apotheker (Stadtamhof) 
10. Johann P. Mayer, Seifensieder (Amberg) 
11. Andreas Schleisinger, Bierbrauer (Regensburg) 
11. a) Theodor H. Fabricius, Kaufmann (Regensburg)31 
12. Samuel Scherbauer, Gastwirt, Bierbrauer (Cham) 
13. Georg F. Zemsch, Kaufmann (Weiden) 
13. a) Simon Bruckmayer, Postverwalter (Waldmünchen)31 
13. b) Alois Liersch, Gastwirt (Amberg)32 
V. Grundbesitzer ohne Gerichtsbarkeit 
14. Joseph von Graf, Hammergutsbesitzer 
(Heringnohe, LG Amberg, Lkr. Amberg-Sulzbach) 
15. Johann K. Herrschmann, Hammergutsbesitzer 
(Plankenhammer, LG — Lkr. Neustadt/Wn.) 
15. a) Martin Dorfner, Tafernwirt 
(Hirschau, LG Amberg, Lkr. Amberg-Sulzbach)31 
16. Wolf gang Rubenbauer, Bierbrauer 
(Großalbershof, LG Amberg, Lkr. Amberg-Sulzbach) 
17. Wilhelm Loritz, Bierbrauer 
(Nittenau, LG Roding, Lkr. Schwandorf) 
18. Klement von Schmaus, Hammergutsbesitzer 
(Neuenkehrsdorf, LG Riedenburg, Lkr. Kelheim) 
18. a) Joseph Engel, Bierbrauer 
(Freystadt, LG — Lkr. Neumarkt)32 
19. Wilhelm von Frank, Hammergutsbesitzer 
(Vilswörth, LG Burglengenfeld, Lkr. Amberg-Sulzbach) 
20. Johann Neumüller, Müller 
(Neumühle, LG Eschenbach, Lkr. Neustadt/Wn.) 
21. Norbert Kraus, Tafernwirt 
(Waldsassen, Lkr. Tirschenreuth) 
22. Karl Frhr. von Bonnet, Gutsbesitzer 
(Kreuth, LG Hilpoltstein, Lkr. Roth) 
23. Anton Stadler, Bauer 
(Mintraching, LG Stadtamhof, Lkr. Regensburg) 
23. a) Ludwig von Stachelhausen, Gutsbesitzer 
(Traidendorf, LG Burglengenfeld, Lkr. Regensburg)31 
24. Michael Käs, Ökonom 
(Plösen, LG Kemnath, Lkr. Bayreuth) 
25. Michael Rath, Hammergutsbesitzer 
(Neuenhammer, LG Vohenstrauß, Lkr. Neustadt/Wn.) 
3 1 Wegen der Wahl der LR-Mitglieder Schleisinger, Zemsch und Herrschmann in die 
Ständeversammlung und durch den Tod Stadlers wurden die Nachberufungen nötig, 
vgl. IB 1840, 603 f. 
3 2 Wegen der Wahl Bruckmayers in die Ständeversammlung wurde A. Liersch in den 
LR berufen; K. v. Schmaus hatte sein Gut veräußert und mußte deshalb ausscheiden, 
vgl. IB 1843, 555 f. 
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Die Mitglieder des fünften Landrats 1844—1845 33 
I. Standesherren und erbliche Reichsräte 
1. Maximilian Karl Fürst von Thum und Taxis, Kronoberpostmeister 
(HG Wörth, Lkr. Regensburg)2 
II. Adelige Gutsbesitzer mit Gerichtsbarkeit 
2. Anton Frhr. von Grafenstein, k. b. Hauptmann, Oberpostmeister 
(PG Krummennaab, LG Neustadt/Wn., Lkr. Tirschenreuth)24 
3. Friedrich Frhr. von Podewils, k. b. Kämmerer, Regierungspräsident von Oberfranken 
(PG Schönkirch, LG Tirschenreuth, PG Wildenreuth, LG Kemnath, Lkr. Tirschen-
reuth) 
4. Alexander Frhr. von Bechtolsheim, k. b. Kämmerer, Ministerialrat für Kirchen- u. 
Schulangelegenheiten 
(PG Wulkersdorf, Bodenstein, LG Nittenau, Lkr. Regensburg) 
III. Selbständige Pfarrer 
5. Johann B. Lemberger (St. Ulrich, Regensburg) 
6. Georg Schumann (Donaustauf, Lkr. Regensburg) 
7. Anton Merl (Regenstauf, Lkr. Regensburg) 
7. a) Nikolaus Märkel (Stamsried, Lkr. Cham)34 
IV. Städte und Märkte 
8. Theodor H. Fabricius, Kaufmann (Regensburg) 
9. Dr. Friedrich von Seidel, Buchdrucker (Sulzbach) 
10. Willibald Eser, Apotheker (Stadtamhof) 
11. Johann P. Mayer, Seifensieder (Amberg) 
12. Samuel Scherbauer, Gastwirt (Cham) 
13. Andreas Schack, Gastwirt, Bierbrauer (Neumarkt) 
V. Grundbesitzer ohne Gerichtsbarkeit 
14. Florian Goppel, Tafernwirt 
(Grafenwöhr, LG Eschenbach, Lkr. Neustadt/Wn.) 
15. Ludwig von Stachelhausen, Gutsbesitzer 
(Traidendorf, LG Burglengenfeld, Lkr. Regensburg) 
16. Johann Neumüller, Müller 
(Neumühle, LG Eschenbach, Lkr. Neustadt/Wn.) 
17. Martin Dorf ner, Gastwirt 
(Hirschau, LG Amberg, Lkr. Amberg-Sulzbach) 
18. Christoph Sperl, Hammergutsbesitzer 
(Altenhammer, LG Waldsassen, Lkr. Tirschenreuth) 
19. Michael Betz, Bierbrauer 
(Freystadt, LG — Lkr. Neumarkt) 
3 3 Kgl. Ernennnung v. 4. 5.1844, IB 1845, 907 f. 
3 4 Für A. Merl, der zum Kanonikus im Kollegiatsstift St. Johann in Regensburg er-
nannt wurde, kam N. Märkel in den LR, vgl. AP 1845,2. 
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20. Josef Bauer, Hammergutsbesitzer 
(Wondreb, LG — Lkr. Tirschenreuth) 
21. Sigmund Frhr. von Junker, Gutsbesitzer 
(Spindlhof, LG Regenstauf, Lkr. Regensburg) 
22. Michael Bruckmaier, Bierbrauer 
(Rahn, LG Cham, —)35 
23. Georg Heser, Bierbrauer, Gastwirt 
(Hahnbach, LG Vilseck, Lkr. Amberg-Sulzbach) 
24. Carl Frhr. von Schönstett, Gutsbesitzer 
(Wolfring, LG Nabburg, Lkr. Schwandorf) 
25. Hermann von Sperl, Gutsbesitzer 
(Gröbenstädt, LG — Lkr. Neustadt/Wn.) 
Anlage VII 
Die Mitglieder des sechsten Landrats 1846—185036 
I. Standesherren und erbliche Reichsräte 
1. Maximilian Karl Fürst von Thum und Taxis, Kronoberpostmeister 
(HG Wörth, Lkr. Regensburg)2 
2. Maximilian Joseph Gf. von Lerchenfeld-Köfering, k. b. Kämmerer, Gesandter in 
Wien 
(PG Köfering, LG Stadtamhof, Lkr. Regensburg)37 
II. Adelige Gutsbesitzer mit Gerichtsbarkeit 
3. Friedrich Frhr. von Podewils, k. b. Kämmerer, Regierungspräsident von Oberfranken 
(PG Schönkirch, LG Tirschenreuth, PG Wildenreuth, LG Kemnath, Lkr. Tirschen-
reuth) 
4. Anton Frhr. von Grafenstein, k. b. Hauptmann, Oberpostmeister 
(PG Krummennaab, LG Neustadt/Wn., Lkr. Tirschenreuth)24 
4. a) Gottlieb Frhr. von Thon-Dittmer, k. b. Staatsrat, Staatsminister des Innern (1848), 
Bürgermeister in Regensburg 
(PG Kirchenödenhart, LG Burglengenfeld, Lkr. Neumarkt, PG Pettendorf, LG 
Regenstauf, Lkr. Regensburg)38 
5. Alexander Frhr. von Bechtolsheim, k. b. Kämmerer, Ministerialrat für Kirchen- und 
Schulangelegenheiten 
(PG Wulkersdorf, Bodenstein, LG Nittenau, Lkr. Regensburg) 
III. Selbständige Pfarrer 
6. Georg Schumann (Donaustauf, Lkr. Regensburg) 
7. Nikolaus Märkel (Stamsried, Lkr. Cham) 
8. Anton Germann (Nabburg, Lkr. Schwandorf) 
3 5 Für Rahn = Rhann konnte nur eine Belegstelle gefunden werden, vgl. Siebert, 227. 
3 6 Kgl. Ernennung v. 15. 7. 1846, IB 1846, 1241 f. 
3 7 Vgl. Schmid, 305, Schwarz, Adreß-Handbuch, 122 f. 
3 8 V. Grafenstein hatte aus gesundheitlichen Gründen um seine Enthebung nach-
gesucht; für ihn wurde, während der LR bereits tagte, Frhr. v. Thon-Dittmer berufen, 
vgl. IB 1850, 2779 f., s. auch Anm. 21. 
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IV. Städte und Märkte 
9. Samuel Scherbauer, Gastwirt (Cham) 
10. Joseph Halenke, Kürschner, Pelzwarenhändler (Regensburg) 
11. Vinzenz Jäger, Gutsbesitzer (Tirschenreuth) 
12. Ulrich Mayer, Kaufmann (Amberg) 
13. Joseph Günther, Gutsbesitzer (Weiden) 
14. Norbert Kraus, Gastwirt (Waldsassen) 
V. Grundbesitzer ohne Gerichtsbarkeit 
15. Joseph Dorf ner, Steingutfabrikant, Färber 
(Hirschau, LG Amberg, Lkr. Amberg-Sulzbach) 
16. Karl Bauer, Müller 
(Stegen, LG Waldmünchen, Lkr. Schwandorf) 
17. Johann Neumüller, Müller 
(Neumühle, LG Eschenbach, Lkr. Neustadt/Wn.) 
17. a) Joseph Trautner, Gastwirt, Handelsmann 
(Schwarzhofen, LG Neunburg v. W., Lkr. Schwandorf)39 
18. Joseph Aigner, Bierbrauer 
(Rohrbach, LG Burglengenfeld, Lkr. Regensburg) 
19. Karl Frhr. von Bonnet, Gutsbesitzer 
(Kreuth, LG Hilpoltstein, Lkr. Roth) 
20. Wolfgang Rubenbauer, Bierbrauer, Ökonom 
(Großalbershof, LG Amberg, Lkr. Amberg-Sulzbach) 
21. Michael Fürst, Gutsbesitzer 
(Alteglofsheim, LG Stadtamhof, Lkr. Regensburg) 
22. Xaver Pfäffinger, Bierbrauer 
(Aign, LG — Lkr. Tirschenreuth) 
23. Ludwig von Stachelhausen, Guts- und Fabrikbesitzer 
(Traidendorf, LG Burglengenfeld, Lkr. Regensburg) 
23. a) Johann B. Schmucker, Handelsmann 
(Moosbach, LG Vohenstrauß, Lkr. Neustadt/Wn.)49 
24. Johann B. Suckart, Gutsbesitzer 
(Lukahammer, LG Neunburg v. W., Lkr. Schwandorf) 
25. Sebastian Gschwendner, Müller 
(Pielenhofen, LG Regenstauf, Lkr. Regensburg) 
26. Michael Käs, Bauer 
(Plösen, LG Kemnath, Lkr. Bayreuth) 
3 9 Für den ausgetretenen J. Neumüller wurde J. Trautner in den LR berufen, vgl. 
IB 1848,291. 
4 0 L. v. Stachelhausen hatte seinen Besitz verkauft, für ihn wurde J. B. Schmucker 
in den LR berufen, vgl. IB 1847,1847 f. 
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Die Landratspräsidenten und -Sekretäre41 
1829 
1830 
1832 
3. 1833 
7.1833 
1834 
1835 
1836 
1838 
1839 
1840 
1841 
1842 
1.1844 
6.1844 
1845 
1846 
1847 
1848 
1850 
LR-Präsident 
M. Gf. v. Montgelas (I) 
Alois v. Reger (II) 
» 
August Rothfischer (III) 
Anton v. Grafenstein (II) 
Frhr. v. Podewils (II) 
LR-Sekretär 
Jakob Windwart (V) 
Alois v. Reger (II) 
Friedrich Trautner (V) 
Georg Beer (III) 
Frhr. v. Thon-Dittmer (II) 
Frhr. v. Lichtenstern (II) 
Ludwig v. Stachelhausen (V) 
Frhr. v. Podewils (II) 
Frhr. v. Bonnet (V) 
Frhr. v. Bechtolsheim (II) 
Anlage IX 
Die Regierungspräsidenten der Oberpfalz 1828—185242 
1817—1828 Ernst F. Frhr. von Dörnberg 4 3 
1829—1831 Arnold von Link44 
1831—1841 Eduard von Schenk 4 5 
1841—1847 Friedrich Frhr. von Zu-Rhein46 
1847 (1. 5.—30.11.) Carl Frhr. von Weiden47 
1847—1849 Friedrich Frhr. von Zu-Rhein 4 6 
1849—1863 Carl Frhr. von Künsberg-Langenstadt48 
4 1 Die Ergebnisse der Wahlen sind den Allgemeinen Protokollen entnommen. Die 
Ziffern in Klammern geben die Klasse an, der die Personen zugehörten. 
4 2 Bis 1837 hießen sie „Generalkommissäre des Regenkreises", RB1 1837, 796, 
Art. XII, vgl. auch Volkert, Bayern, 525 f. 
4 3 Vgl. Schärl, 196, Nr. 287, jeweils mit Kurzbiographie. 
4 4 Vgl. Anm. 43, 205, Nr. 312. 
4 5 Vgl. Anm. 43,110 f., Nr. 58. 
4 6 Vgl. Anm. 43, 119, Nr. 76. 
4 7 Vgl. Anm. 43,215 f., Nr. 340. 
4 8 Vgl. Anm. 43, 203, Nr. 308. 
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Die Gebietsänderungen durch die Kreisneueinteilung 1837 
Vom Regenkreis wurden abgetrennt: 
LG Ingolstadt (zu Oberbayern) 
LG Kelheim (zu Niederbayern) 
LG Abensberg (zu Niederbayern) 
LG Pfaffenberg (zu Niederbayern) 
LG Beilngries (zu Mittelfranken) 
LG Eichstätt (zu Mittelfranken) 
LG Kipfenberg (zu Mittelfranken) 
Zur Oberpfalz kamen: 
LG Cham (vom Unterdonaukreis) 
LG Eschenbach (vom Obermainkreis) 
LG Kemnath (vom Obermainkreis) 
LG Neustadt/Wn. (vom Obermainkreis) 
LG Waldsassen (vom Obermainkreis) 
LG Tirschenreuth (vom Obermainkreis) 
LG Hilpoltstein (vom Obermainkreis) 
Anlage XI 
Einteilung der Landratsmitglieder nach Stand und Gewerbe 
1. LR 2. LR (3. LR) 4. LR 5. LR 6. LR 
I. Standesherren 2 3 2 1 1 2 
II. Adelige Gutsbesitzer 4 4 3 5 3 4 
III. Selbständige Pfarrer 3 3 3 5 4 3 
IV. Städte und Märkte 
Kaufmann, Händler 3 3 — 2 1 2 
Bierbrauer51 2 1 1 1 1 — 
Gastwirt52 — — 2 3 1 2 
Ökonom, Bauer — 3 1 — — — 
Gutsbesitzer — — — 1 — 2 
Sonstige 5 3 1 1 2 3 3 — 
V. Grundbesitzer o. Ger. 
Kaufmann, Händler — — — — — 1 
Bierbrauer 5 1 3 5 4 3 2 3 
Gastwirt52 3 3 2 2 3 1 
Ökonom, Bauer — 1 — 2 — 1 
Gutsbesitzer 2 1 1 2 4 4 
Fabrikant54 2 4 4 5 2 1 
Müller — 1 — 1 1 3 
ohne Angabe 2 — 1 — -— — 
Gesamtzahl der 
Landratsmitglieder 27 33 26 36 26 29 
4 9 Vgl. Weber, Anhangbd., 137 f. 
5 0 Die Ziffern sind den Ernennungen der LR-Mitglieder entnommen, vgl. auch Text, 
Anm. 51. 
5 1 Dem Beruf des Bierbrauers wurde willkürlich Priorität eingeräumt. Bei doppelter 
Berufsangabe, z. B. Bierbrauer und Gastwirt, wurde der Betreffende einmal, unter dem 
Titel Bierbrauer, aufgeführt. 
5 2 Hierunter: Wirt, Tafernwirt, Gastwirt, Weinwirt. 
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Durchschnittliche Vertretung der Gewerbearten in den 
einzelnen Landratsverhandlungen 55 
absolut pro Sitzung in °/o 
Adelige Gutsbesitzer 60 3 12,5 
Selbständige Pfarrer 60 3 12,5 
Kaufmann, Händler 42 2,1 8,75 
Bierbrauer 67 3,35 13,96 
Gastwirt 68 3,4 14,17 
Ökonom 28 1,4 5,83 
Gutsbesitzer 57 2,85 11,87 
Fabrikant 46 2,3 9,58 
Apotheker 10 0,5 2,08 
Müller 24 1,2 5,0 
Sonstige 18 0,9 3,75 
gesamt 480 24 100,01 
Anlage XIII 
Kreishaushalt 1828—1851 (Legende)56: 
Sigle: Ausgaben für: 
Justiz Appellationsgericht; Kreis-, Stadt- und Wechselgerichte 1. Instanz; 
Bauausgaben; 
Justiz u. Besoldungen und Funktionsbezüge für Landrichter, Assessoren, 
Inneres Adiunkten, Gerichtsdiener; Regieausgaben; Bauausgaben; 
Erziehung u. Studienanstalten, Schullehrerseminarien, Deutsche (Volks-)Schulen; 
Bildung Bauausgaben; 
Gesundheit Stadtgerichtsärzte, Landgerichtsärzte, Hebammen; 
Industrie u. Landwirtschafts- und Gewerbeschulen; bis 1837 die unter „Ge-
Cultur werbe" genannten Verwendungszwecke; 
5 3 Apotheker, Rotgerber, Seifensieder, Buchdrucker, Post V e r w a l t e r . 
5 4 Es sind unter diesem nicht eindeutig zu definierenden Begriff der Übersicht halber 
zusammengefaßt: Papierfabrikant, Drahtfabrikant, Glashüttenbesitzer, Hammerguts-
besitzer, Steingutfabrikant. 
5 5 Die Angaben wurden ermittelt, indem die Mitglieder jeder Jahresversammlung, 
getrennt nach den Gewerbezweigen, addiert und durch die Zahl der Jahressitzungen (20) 
dividiert wurden. Eine Trennung in Stadt und Land schien hier nicht notwendig. Die 
Standesherren wurden nicht berücksichtigt, da sie mit Ausnahme Montgelas" nicht an 
den Sitzungen teilnahmen. 
5 6 Die letzten Haushaltsjahre 1849/51 geben für einen Vergleich nichts mehr her, da 
sie auf einem neuen Ausscheidungsgesetz basieren, das die Ausgaben in anderer Weise 
festlegt und klassifiziert, vgl. GBl 1846, 52. Die Zahlen sind den Haushaltsentwürfen 
entnommen, die in den LR-Abschieden veröffentlicht wurden. Sie waren erstellt nach 
den Finanzgesetzen von 1831 und 1837, vgl. GBl 1831, 139—146, GBl 1837, 165—176. 
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Straßen- u. 
Brückenbau 
Landbauten 
Regie f. LR 
Irrenanstalt 
Bezirkswege 
Gewerbe 
Landwirtschafts-
u. Gewerbeschulen 
Institute f. 
Behinderte 
Sonstiges 
Administeration und Unterhaltung der Staatsstraßen und Brücken; 
Unterhaltung staatlicher Gebäude; 
Regie, Diäten und ab 1837 auch Reisekosten für Landratsmitglieder; 
Kreisfond für die zu errichtende Anstalt Karthaus-Prüll; 
Unterstützungen für einzelne Landgerichtsbezirke zur Unterhaltung 
von Straßen; 
ab 1837 im fabulativen Haushalt: Prämien für Leinwandfabrikation, 
Seidenzucht, verschiedene Gewerbsunterstützungen, landwirtschaft-
liche Stipendien, Bohren artesischer Brunnen, polytechnische Sti-
pendien; 
Kreislandwirtschafts- und Gewerbeschule Regensburg; Gewerbe-
schule Amberg; 
Taubstummenunterrichtsanstalt, Kurz'sches Institut für krüppel-
hafte Kinder, Blindenanstalt München; 
Reservefond; Gebäranstalten München, Regensburg; 1846—48 
Kreisbeschäftigungsanstalt; vereinzelt Blutegelzucht; 
Kreishaushalt 1828—1851 
Notwendige Ausgaben (in fl.): 
Gesamt Justiz Justiz u. 
Inneres 
Erziehung 
u. Bildung 
1828/29 17 047 
1829/30 27 941 
1830/31 11 180 
1831/32 433 146 83 417 127 645 94 976 
1832/33 438 971 83 600 131 260 94 976 
1833/34 451 850 83 850 144 167 94 976 
1334/35 472 041 83 862 144 679 94 976 
1835/36 480 023 83 769 144 690 101 793 
1836/37 476 961 82 833 144 236 99 395 
1837/38 451 770 82 890 137 197 82 935 
1838/39 451 770 82 890 137 197 82 935 
1839/40 463 136 83 424 146 004 82 935 
1840/41 469 565 83 680 151 813 82 955 
1841/42 473 229 82 526 155 188 82 955 
1842/43 473 903 82 744 159 386 82 945 
1843/44 480 269 82 441 159 225 82 945 
1844/45 480 607 82 241 159 225 82 945 
1845/46 480 060 82 541 157 663 82 945 
1846/47 483 619 84 156 158 044 84 145 
1847/48 485 895 84 356 158 366 82 945 
1848/49 485 910 84 356 158 350 82 945 
1849/50 105 687 68 840 
1850/51 105 687 68 840 
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Kreishaushalt 1828—1851 
Notwendige Ausgaben (in fl.): 
Gesundheit Industrie Straßen- u. Land- Regie 
u. Cultur Brückenbau bauten f. LR 
1828/29 17 047 
1829/30 27 641 
1830/31 10 780 
1831/32 13 129 5 000 91066 2 490 600 
1832/33 13 130 5 000 94 917 2 853 600 
1833/34 14 202 5 000 94 917 3 053 400 
1834/35 14 169 5 000 114917 3 053 400 
1835/36 14 263 5 000 117 917 3 053 400 
1836/37 14 242 5 000 117 917 3 053 400 
1837/38 14 272 5 000 102 752 22 852 1813 
1838/39 14 272 5 000 102 752 22 852 1813 
1839/40 14 858 5 000 102 752 22 852 1 812 
1840/41 15 996 5 000 102 752 22 852 1 860 
1841/42 16 565 5 025 102 752 22 852 1766 
1842/43 16 565 5 375 102 752 22 852 1768 
1843/44 17 118 5 025 103 143 25 390 1700 
1844/45 17 118 5 025 103 243 25390 1 700 
1845/46 17 118 5 025 103 733 25 390 1 509 
1846/47 17 082 5 025 103 733 25 390 1600 
1847/48 17 082 5 025 106 724 25 390 1 700 
1848/49 17 082 5 025 106 724 25 390 1 700 
1849/50 7 425 12 002 7 250 1231 
1850/51 7 425 12 002 7 250 1231 
Kreishaushalt 1828—1851 
Notwendige Ausgaben (in fl.): Fakultative Ausgaben (in fl.): 
Verpflegung Reserve- Gesamt Irrenanstalt 
Heimatloser fond 
1828/29 
1829/30 300 
1830/31 400 
1831/32 400 14 423 10 000 8 000 
1832/33 800 10 485 9 000 5 000 
1833/34 800 10 485 8 500 5 000 
1834/35 800 10 185 19 100 13 600 
1835/36 1000 8 138 12 644 7 344 
1836/37 1 200 8 685 13 200 7 900 
1837/38 1600 460 13 145 3 000 
1838/39 1600 460 13 145 3 000 
1839/40 2 346 1 152 12 130 4 000 
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1840/41 2 657 10 843 3 500 
1841/42 2 750 850 11 184 3 500 
1842/43 2 747 11292 3 500 
1843/44 3 000 121 11 279 3 500 
1844/45 3 000 720 27 385 3 500 
1845/46 3 000 1 136 27 255 3 500 
1846/47 4 251 193 27 978 3 000 
1847/48 4 250 57 11 685 2 000 
1848/49 4 338 12 265 2 000 
1849/50 2 300 2 256 6 500 
1850/51 2 300 2 256 6 500 
Kreishaushalt 1828—1851 
Fakultative Ausgaben (in fl.): 
Bezirks- Gewerbe Landwirt- Institute Sonstiges 
wege schafts- f. Behin-
u. Gewerbe- derte 
schulen 
1828/29 
1829/30 
1830/31 
1831/32 2 000 
1832/33 1 500 2 000 500 
1833/34 1000 2 500 
1834/35 2 000 3 500 
1835/36 2 000 3 000 300 
1836/37 2000 3 000 330 
1837/38 2 000 1 250 1500 250 5 145 
1838/39 2 000 1250 1 500 250 5 145 
1839/40 2000 1 874 803 250 3 203 
1840/41 2 000 2 700 1 175 775 693 
1841/42 2000 2 800 1 276 775 833 
1842/43 2000 2 340 1 336 1 175 941 
1843/44 2 000 2 200 1 711 1 175 693 
1844/45 2000 2 600 1 711 1 175 16 399 
1845/46 2 000 2 470 1 711 1 175 16 399 
1846/47 3 500 2 825 1 711 1 150 15 792 
1847/48 3 000 1 600 1 711 1 180 2 194 
1848/49 3 000 1800 1 711 1205 2 549 
1849/50 2 100 7 772 1 330 10 663 
1850/51 2 100 7 772 1330 10 663 
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KreishilfskassQ 67 
Einnahmen Ausgaben Bestand 
1828/29 10 187 7 015 3 172 
1829/30 3 996 3 750 
1830/31 1 184 705 10 389 
1831/32 1 443 1050 10 558 
1832/33 1 330 1056 10 733 
1833/34 5 877 5 446 14 912 
1834/35 2 420 2 058 15 315 
1835/36 2 025 1004 15 569 
1836/37 3 207 2 367 15 935 
1837/38 3 391 2711 16 279 
1838/39 3 274 2 503 16 561 
1839/40 3 936 3 409 17 003 
1840/41 2 976 2 620 17 224 
1841/42 4 069 2 472 17 604 
1842/43 4611 4 258 17 987 
1843/44 2 773 2 765 18 357 
1844/45 2 992 2 560 19 785 
1845/46 3 255 3 080 20 401 
1846/47 2 757 2 542 20 495 
1847/48 
1848/49 2 063 1 112 
5 7 Die Zahlen sind den Abrechnungen entnommen, die der LR zu prüfen hatte und 
die im AP festgehalten wurden. Die Lücken verweisen auf fehlende Stellen im Proto-
koll, die auch nicht erschlossen werden können, weil die Zahlen nicht direkt korrelieren. 
Sie sind von Zinsen, ausgegebenen Darlehen, rückbezahlten Darlehen, Einzahlung 
neuer Einlagen und Rückzahlung von Einlagen abhängig. 
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Voranschlag und Ausgaben für Heimatlose 1825—1847 58 
Haushalts- Etat tatsächliche Pers./ Nachweis 
jahr infl. Ausgaben Farn. 
1825—29 300 1 125 fl. 20 IB 1831, 208 
1829/30 300 267 fl. 37 2 AP 1832, 20 
1830/31 400 399 fl. 39 2 AP 1832, 20 
1831/32 400 827 fl. 7 8 AP 7.1833, 26 
1832/33 800 876 fl. 8 11 AP 1834, 32 
1833/34 800 1 202 fl. 22 15 AP 1835, 8 
1834/35 800 1 298 fl. 41 15 AP 1836, 7 
1835/36 1000 1 164 fl. 20 14 AP 1838, 16 
1836/37 1200 2 210 fl. 17 21 AP 1838, 16 
1837/38 1 600 1 578 fl. 11 23 AP 1839, 14 
1838/39 1 600 2 018 fl. 56 24 AP 1840, 14 
1939/40 2 346 3 024 fl. 12 36 AP 1841, 6 
1840/41 2 657 4 702fl. 49 49 AP 1842, 6 
1841/42 2 750 4 276 fl. 38 49 AP 1.1844, 11 
1842/43 2 747 4 708 fl. 40 70 AP 6.1844, 12 
1843/44 3 000 4 656 1. 32 87 AP 1845, 11 
1844/45 3 000 5 022 fl. 38 99 AP 1846, 12 
1845/46 3 000 4 910 fl. 28 95 AP 1847, 6 
1846/47 4 251 6 256 fl. 46 117 AP 1848, 6 
Anlage XVI 
Unterstützungen für Bezirkswege 
Strecke Gesamtbetrag 
Etterzhausen — Kallmünz — Schmidmühlen 1 250 fl. 
Obertraubling — Barbing — Walhalla 1 702 fl. 
Berching — Freystadt — Nürnberg 1 215 fl. 
Amberg — Hirschau 995 fl. 
Langquaid — Abensberg — Mainburg 800 f 1. 
Etterzhausen — Parsberg 700 fl. 
Burglengenfeld — Amberg 450 fl. 
Furth i. W. — Cham — Roding 350 fl. 
Donaustauf (Walhalla) — Wörth 350 fl. 
Burglengenfeld — Schmidmühlen — Kastl 350 fl. 
Bodenwöhr — Eslarn 300 fl. 
Bayreuth — Kemnath — Tirschenreuth 200 fl. 
5 8 Für die Zeit von 1825—1829 hatte der Staat die Summe vorgeschossen; Einzel-
nachweise sind in den LR-Protokollen nicht enthalten, so daß über die Personenzahl 
keine Angabe gemacht werden kann. Die Begrenzung auf 1847 ergibt sich mangels 
Aussagen in den folgenden LR-Protokollen. 
5 9 Aufgeführt sind nur die höchsten Gesamtbeträge. Alle unterstützten Bezirkswege 
und Landgerichte finden sich in der Karte, Anlage XVII. 
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Zuschüsse an Landgerichte 
zur Unterhaltung der Bezirkswege 
Landgericht Gesamtbetrag 
Vohenstrauß 643 fl. 
Hilpoltstein 700 fl. 
Tirschenreuth 550 fl. 
Roding 525 fl. 
Neustadt/Wn. 440 fl. 
Weiden 400 fl. 
Eschenbach 350 fl. 
Riedenburg 350 fl. 
Neunburg v. W. 300 fl. 
Nabburg 300 fl. 
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Straßenneubauten und unterstützte Bezirkswege 
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